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Kontakt



Wie viel wird unserem Wirtschaftsstandort zugetraut?



Unsere Partner & Directors sind Ansprechpartner für die vielfältigen Prüfungs- und Beratungsleistungen von Deloitte Österreich:



Deloitte.Radar 2015 Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich



I



m Zuge der Finanzkrise 2008 hat sich Verunsicherung eingestellt. Fast sieben Jahre später ist sie zum Dauerzustand geworden. Wir alle erleben ihre unangenehmen Auswirkungen auf das Vertrauen in unsere Wirtschaft, auf die Investitionsbereitschaft und andere Maßnahmen, die das Wachstum ankurbeln könnten. In einer solchen Situation sind Politik und Wirtschaft als „Manager in der Krise“ besonders gefordert. Die Art und Weise, wie professionell mit Herausforderungen umgegangen wird, entscheidet auch über das „Zutrauen“ in die künftige Entwicklung.



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Regulatorisches Umfeld



www.deloitte.at/ansprechpartner



Deloitte Wien Renngasse 1/ Freyung 1010 Wien +43 1 537 00-0 [email protected]



Deloitte Niederösterreich Neue Herrengasse 10/4 3100 St. Pölten +43 2742-25 86 71-0 [email protected]



Deloitte Oberösterreich Johann-Konrad-Vogel-Straße 7-9 4020 Linz +43 732-67 52 90-101 [email protected]



Deloitte Steiermark Villefortgasse 11 8010 Graz +43 316-37 30 37 [email protected]



Deloitte Salzburg Ignaz-Rieder-Kai 13a 5020 Salzburg +43 662-63 00 62 [email protected]



Deloitte Tirol Wilhelm-Greil-Straße 15/V 6020 Innsbruck +43 512 582 555-0 [email protected]



Im Gries 22 6580 St. Anton am Arlberg +43 5446 2850 [email protected]



Pfarrgasse 5-7 6460 Imst +43 5412 64450-0 [email protected]



www.deloitte.at



© Deloitte Österreich 2015 Deloitte erbringt Dienstleistungen aus den Bereichen Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Consulting und Financial Advisory für Unternehmen und Institutionen aus allen Wirtschaftszweigen. Mit einem weltweiten Netzwerk von Mitgliedsgesellschaften in mehr als 150 Ländern verbindet Deloitte herausragende Kompetenz mit erstklassigen Leistungen und steht Kunden bei der Bewältigung ihrer komplexen unternehmerischen Herausforderungen zur Seite. „To be the Standard of Excellence“ – für rund 200.000 Mitarbeiter von Deloitte ist dies gemeinsame Vision und individueller Anspruch zugleich. Deloitte bezieht sich auf Deloitte Touche Tohmatsu Limited, eine „UK private company limited by guarantee“ („DTTL“), deren Netzwerk von Mitgliedsunternehmen und deren verbundenen Unternehmen. DTTL und jedes ihrer Mitgliedsunternehmen sind rechtlich selbstständige und unabhängige Unternehmen. DTTL (auch „Deloitte Global“ genannt) erbringt keine Dienstleistungen für Kunden. Unter www.deloitte.com/about finden Sie eine detaillierte Beschreibung von DTTL und ihrer Mitgliedsunternehmen.



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



Lebensqualität



Kosten



Innovation, Forschung und Technologie



Unsere mehr als 1.100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Deloitte Österreich stehen laufend in intensivem Austausch mit Unternehmen und Organisationen aus verschiedensten Branchen. Als Berater sind wir täglich gefordert, Ursachen zu prüfen, Hintergründe zu analysieren und tragfähige Lösungen zu vorgegebenen Sachverhalten zu erarbeiten. Unser globales Netzwerk bietet uns zudem die Chance, internationale Trends sowie die Erfahrungen tausender Manager und Unternehmer weltweit für unsere Analysen zu nutzen. Für den Deloitte.Radar 2015 haben wir bereits zum zweiten Mal unser Know-how aus den Bereichen Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Consulting und Financial Advisory gebündelt, um die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Österreich zu kommentieren und zu bewerten.



Dafür haben wir erneut international anerkannte Standortrankings mit hauseigenen Studien und unseren Erfahrungen aus der täglichen Beratungspraxis verknüpft und folgende Fragen beantwortet: • Wie hat sich Österreich im letzten Jahr entwickelt? • Wo sehen wir positive Signale für eine wettbewerbsfähige Zukunft? • Was können wir alle für unseren Wirtschaftsstandort tun? Anhand der sieben aus unserer Sicht wesentlichen Standortfaktoren haben wir erneut eine Positions bestimmung vorgenommen (1-5 Punkte), mit dem Vorjahr verglichen und Trendaussagen abgeleitet. Die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit ist letztlich ein Spiegelbild für die Sicht von außen und die Bemühungen von innen. Unser gemeinsames Ziel muss es sein, dass Beobachter und wir selbst unserer Wirtschaft wieder mehr zutrauen – damit Vertrauen, Investitionsbereitschaft und Wachstum wieder steigen.



Bernhard Gröhs Managing Partner 



Claudia Fritscher Chairwoman



Verfügbarkeit von Arbeitskräften



4102/3102



Deloitte Radar 2015



Es braucht ein gemeinsames Bewusstsein und einen Schulterschluss zwischen Politik, Wirtschaft, Meinungsbildnern und Bevölkerung.
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Deloitte Radar 2015



Es braucht ein gemeinsames Bewusstsein und einen Schulterschluss zwischen Politik, Wirtschaft, Meinungsbildnern und Bevölkerung.



Summary Die gute und die schlechte Nachricht für den Wirtschaftsstandort Österreich Zuerst die schlechte Nachricht: Österreich hat im internationalen Standortwettbewerb seit dem Vorjahr weiter an Vertrauen verloren. Die gute: Die Kritikpunkte sind hinlänglich bekannt – Lösungsvorschläge und viele Voraussetzungen für eine Trendwende sind gegeben. Um ins Spitzenfeld der Wirtschaftsstandorte zurückzukehren, müssen wir alle mit anpacken und auch unangenehme Änderungen in Kauf nehmen - die größte Gefahr liegt im Zuwarten und Beharren. Die Verantwortung können wir dabei nicht alleine auf die Politik schieben. Auch die Unternehmen, die Meinungsbildner und die Bevölkerung sind im Sinne einer Trendumkehr gefordert: Mit anhaltendem Engagement für Ausbildung, Beschäftigung und Innovation investieren Unternehmen sehr viel in wettbewerbsfähige und international anerkannte Produkte und Dienstleistungen aus Österreich. Die Wirtschaft und ihre Arbeitnehmer sind die Basis für den Wohlstand unserer Gesellschaft. Dieser hat uns auch einen wertvollen, aber zunehmend in Gefahr befindlichen Sozialstaat ermöglicht, mit dem alle in der Bevölkerung gewissenhaft umgehen sollten – mit Sozialmissbrauch und Ineffizienzen schaden wir auf Dauer der Finanzierbarkeit des gesamten Systems.



Einige Highlights aus 2014:



Die Politik darf Strukturreformen und notwendige Kosteneinsparungen daher auch nicht länger aufschieben. Wir benötigen Spielraum für Zukunftsinvestitionen, die Beschäftigung und Wachstum fördern. In der Gesetzgebung sollten klare, rechtsverbindliche und vereinfachte Regelungen das oberste Ziel sein – nicht Kontrolle und Bestrafung im Nachhinein. Insbesondere im Bildungs- und im Steuersystem sollten endlich die ideologischen Barrieren ausgeräumt werden, um nicht im Stillstand zu verharren. Vor diesem Hintergrund kommt auch den Medien und anderen Meinungsbildnern eine besondere Rolle in der Vermittlung eines positiven Gestaltungswillens zu. Durch das Aufzeigen gelungener Beispiele kann eine Aufbruchsstimmung sowie ein breiteres Bewusstsein für Eigeninitiative und Eigenverantwortung in der Gesellschaft gefördert werden. Deloitte versteht sich als ein solcher „Impulsgeber“ für unseren Wirtschaftsstandort.



„Griss-Bericht“ als Weckruf: Der Bericht der Griss-Kommission hat viele mit seiner deutlichen Sprache und seinen klaren Handlungsimperativen überrascht. Aus unserer Sicht war dies ein starker Appell für sachpolitische Entscheidungen ohne Blick auf die nächste Wahl. Wirtschaftsförderung in Zukunftsbereiche: Die Breitband-Initiative der Bundesregierung ist die Basis für ein flächendeckendes Internet mit Übertragungsraten von mind. 100 Mbit/s und damit ein wichtiges Positiv-Beispiel für zukunftsfördernde Investitionsmaßnahmen. Die heimische KMU-Landschaft könnte daraus überproportional profitieren. Schädliche Steuermaßnahme bestätigt: Das bestätigende VfGH-Erkenntnis zur Nicht abzugsfähigkeit für Managergehälter (AbgÄndG 2014) darf unserer Meinung nach nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese Maßnahme für den Standort negativ war. Die Bestätigung zeigt lediglich, dass die Verantwortung für standortpolitische Weichenstellungen beim Gesetzgeber selbst liegt.



Sachorientierte Reformdiskussion: Mit der Steuerreformkommission 2014 hat der Finanzminister ein Expertenteam mit der Erarbeitung von Reformvorschlägen für die Steuer- und Ausgabenpolitik beauf tragt. Die Vorschläge enthalten weitgehende, strukturelle Maßnahmen. Zu Redaktionsschluss des Deloitte.Radar ist noch Zeit für einen letzten Aufruf zu mutigen Entscheidungen und der Umsetzung gerade der Vereinfachungsempfehungen. Privatwirtschaftliche Initiativen im Bildungsbereich: Die Wirtschaft übernimmt im Bildungsbereich eigeninitiativ immer mehr Aufgaben (Bildungskonzepte, Bildungsvolksbegehren, Investments der Industrie in FH Lehrgänge, etc.). Diese Initiativen sollen kein Ersatz für Reformerfordernisse der öffentlichen Hand sein, ihre Dynamik könnte aber von der Regierung aktiv genutzt werden.



Cockpit



Deloitte Services Welche konkrete Dienstleistung auch gefragt ist: Wir prüfen und beraten ganzheitlich.



In der Trendbeobachtung hat sich die Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 2014 leider weiter verschlechtert: Der Indexwert über die sieben von Deloitte bewerteten Standortfaktoren sinkt von 3,14 im Jahr 2013 auf 3,00 von fünf möglichen Punkten.



Audit & ERS • Internationale Rechnungslegung • Due Diligence Reviews • Sonderprüfungen • Jahresabschluss- und Konzernabschlussprüfung • Corporate Governance • Enforcement Advisory • IFRS Advisory • Risikomanagement • Cyber Security Services • Enterprise Risk Services



Auf jede Ihrer unternehmerischen Fragestellungen gibt es eine Antwort – wir sind da, um sie zu finden und einen Mehrwert für Ihr Unternehmen zu schaffen.



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld Trend



Vorjahr



Damit Österreich sein hohes Wohlstandsniveau halten kann, braucht es kurzfristig Kostensenkungen und Effizienz bei allen nicht zukunftsfördernden Staatsausgaben – wir stecken zu viel Geld in Reparaturmaßnahmen. Angesichts schwacher Konjunkturprognosen und steigender Arbeitslosigkeit braucht der Staat Handlungsspielraum für investives Verhalten in den Zukunftsthemen.



Regulatorisches Umfeld Trend



Vorjahr



Dabei richten wir unsere Strukturen nach Ihren Bedürfnissen aus. Wir beraten Einzelpersonen und KMU ebenso kompetent wie Multinationals.



In der Daseinsvorsorge zählt Österreich weltweit zu den Top-Standorten. Mit klugen Infrastrukturinvestitionen kann diese Stellung abgesichert und zudem die Beschäftigung angekurbelt werden. Mit den Initiativen zum Breitbandausbau werden beispielsweise die Voraussetzungen für Produktivitätssteigerungen (die vierte industrielle Revolution) und Wirtschaftswachstum geschaffen.



Trend



Vorjahr



• Buchhaltung • Bilanzierung • Reporting • Berichtswesen • Planung • Budgetierung • Controlling • Sozialversicherungs& Lohnsteuerrecht • Arbeitsrecht • Personalverrechnung



Europaweit kämpfen Unternehmen mit steigenden und immer komplexeren Vorschriften. Neben den beabsichtigten Effekten bewirkt diese Vielzahl an Regulierungen, dass Energie und Esprit für Wirtschaftswachstum verloren geht. Als Gegenmaßnahme braucht es Vereinfachungen, Entbürokratisierung und Flexibilisierung, wo immer dies möglich ist.



Tax Business Process Services



• Global Business Tax Services • Cross Border Tax • Global Employer Services • Indirect Tax • Tax Litigation



A



• Corporate Finance • Restructuring Services • Credit Advisory • Alternative Debt Advisory • Valuation Services • M&A Transaction Services • FSI Advisory • Forensic



Consulting



FA



• Strategy & Operations • Technology • HR Strategie, Prozesse & Technologie • Recruiting Services • Vergütung & Arbeitszeit



Financial Advisory



Innovation, Forschung und Technologie



Kosten



Verfügbarkeit von Arbeitskräften



• Talent Management



Lebensqualität



Trend



Die Reformbemühungen im Hochsteuerland Österreich werden durch Ideologisierung überschattet. Dabei sollten aus Expertensicht eine tatsächliche Senkung der Abgabenquote, Vereinfachungen und ein erhöhtes Maß an Rechtssicherheit im Steuersystem sowie eine Gegenfinanzierung über die Ausgabenseite das Ziel sein. Nur über Beschäftigung und Investitionsfreude wird der Wohlstand gesichert.



Vorjahr



Trend



Österreich kann mit einem breiten und attraktiven Angebot an forschungsfördernden Maßnahmen punkten – doch trotz stetiger Verbesserungen gibt es bei der Innovationseffizienz (Input vs. Output) immer noch Potenzial nach oben. Für eine international beachtete Positionierung als Forschungs- und Hightech-Produktionsstandort müssen Infrastruktur, Bildung, steuerliche Anreize und Investitionsklima als Gesamtpaket wirken.



Vorjahr



Trend



Die Wirtschaft kämpft zunehmend mit einer Verknappung bei technisch top ausgebildeten und besonders talentierten Arbeitskräften (mangelnde qualifizierte Zuwanderung bzw. Abwanderung). Umgekehrt steigt die Langzeitarbeitslosigkeit bei geringer qualifizierten und älteren Arbeitnehmern. Die Themen Bildung und aktive Arbeitsmarktpolitik sind daher aktueller denn je. Ideologische Differenzen in der Politik dürfen keinesfalls auf Kosten zusätzlicher Wertschöpfung gehen.



• Kompetenzmanagement & Learning



BPS



Kosten Vorjahr



• Smart Working



• Performance Management & Karriere • Leadership & Change



Trend



Vorjahr



Die anerkannt hohe Lebensqualität freut die Bevölkerung und unterstützt den Tourismus. Als Argument für den Zuzug von Fachkräften und internationalen Unternehmen wird sie jedoch durch lange und bürokratische Verfahren, niedrigere Einkommen aufgrund hoher Lohnnebenkosten sowie Nachholbedarf bei der Willkommenskultur geschmälert – andere Business Locations vermarkten sich besser.



Global



34,2 Mrd US$ Umsatz weltweit



Leading Global Tax & Legal Network International Tax Review (2014)
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Dringender Handlungsbedarf Handlungsbedarf Gute Basis für notwendige Verbesserung Standortvorteil mit Verbesserungspotenzial Klarer Standortvorteil



82% der Fortune 500 werden von Deloitte beraten



Österreich



über 210.000



Mitarbeiter weltweit



#1 in Consulting #1 in Financial Services Consulting Services Worldwide Report Gartner 2013



#1 in Forensic



Kennedy Report (2013)



133,4 Mio EUR



über 1.100



Umsatz



Mitarbeiter



#1 in Tax



#1 M&A Advisor



mit über 250 Mitarbeitern



8 Niederlassungen



Wien, Graz, Linz, Innsbruck, Salzburg, St. Pölten, Imst, St. Anton



nach Anzahl der Transaktionen



19 von 20



ATX Unternehmen sind unsere Klienten



80% der Unternehmen



im Prime Market der Wiener Börse zählen zu unseren Klienten
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#1 in Consulting #1 in Financial Services Consulting Services Worldwide Report Gartner 2013



#1 in Forensic



Kennedy Report (2013)



133,4 Mio EUR



über 1.100



Umsatz



Mitarbeiter



#1 in Tax



#1 M&A Advisor



mit über 250 Mitarbeitern



8 Niederlassungen



Wien, Graz, Linz, Innsbruck, Salzburg, St. Pölten, Imst, St. Anton



nach Anzahl der Transaktionen



19 von 20



ATX Unternehmen sind unsere Klienten



80% der Unternehmen



im Prime Market der Wiener Börse zählen zu unseren Klienten
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Wie attraktiv ist der Standort Österreich?



16 24 32 38 44 52 60 66 69



1. Politisches und makroökonomisches Umfeld 2. Unternehmensinfrastruktur und Umfeld 3. Regulatorisches Umfeld 4. Kosten 5. Innovation, Forschung und Technologie 6. Verfügbarkeit von Arbeitskräften 7. Lebensqualität CFO-Stimmungsbarometer 



Deloitte Services



Die in einer geschlechtsspezifischen Form verwendeten Begriffe, Bezeichnungen und Funktionstitel gelten selbstverständlich jeweils für beide Geschlechter.
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Analyse zur Standortattraktivität Deloitte Österreich betrachtet die Attraktivität der globalen Wirtschaftsstandorte aus der Unternehmerperspektive und lässt Erfahrungen aus dem intensiven Austausch mit den eigenen Kunden in die Analyse einfließen.



U



nternehmer und Manager bewerten Unternehmensstandorte anhand quantitativer und qualitativer Faktoren. Die „harten“ quantitativen Daten einer Volkswirtschaft bzw. Region sind leichter vergleichbar als die „weichen“ qualitativen Aspekte eines Standortes. Im Deloitte.Radar betrachten und bewerten unsere Experten sieben wesentliche Standortfaktoren, indem sie renommierte Quellen heranziehen, Vergleiche anstellen und Erfahrungen aus der täglichen Beratungspraxis einfließen lassen: (1) Politisches und makroökonomisches Umfeld (2) Unternehmensinfrastruktur und Umfeld (3) Regulatorisches Umfeld (4) Kosten (5) Innovation, Forschung und Technologie (6) Verfügbarkeit von Arbeitskräften (7) Lebensqualität Für die quantitative Bewertung kommen in erster Linie volkswirtschaftliche Kennzahlen von anerkannten Institutionen in Frage: Beispielsweise Statistische Datenbank der EU (EUROSTAT), Organisation für
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internationale Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), Wirtschaftskammer Österreich (WKO) sowie Bundesanstalt für Statistik in Österreich (Statistik Austria). Die Basis für die qualitative Bewertung sind Befragungen von Unternehmern und Managern sowie laufende Beobachtungen und Erfahrungen aus der Beratungspraxis. Eine viel beachtete Quelle für Standortvergleiche anhand quantitativer und qualitativer Daten sind Rankings/Vergleichsindizes namhafter internationaler Institutionen: Für die inhaltlichen Analysen und Vergleiche im Deloitte.Radar dient der Global Competitiveness Index als Leitindex, da er für diese Metastudie die Ansprüche an Nachvollziehbarkeit, Vergleichbarkeit und Transparenz der zugrunde gelegten Daten am besten erfüllt. Da das Ranking des Weltwirtschaftsforums vor allem eine stichtagsbezogene Betrachtung großer Institutionen und multinationaler Konzerne darstellt, werden im Deloitte.Radar auch hauseigene Studien und Expertenmeinungen herangezogen, die die Besonderheiten Österreichs – nämlich eine stark KMU-orientierte Wirtschaft und ein sozialpartnerschaftlich geprägtes Unternehmensumfeld – mitberücksichtigen. Im Standortwettbewerb muss Österreich nämlich sowohl für erfolgreiche nationale Unternehmen als auch für internationale Konzerne und Investoren attraktiv bleiben. Geht es bei den nationalen Unternehmen oftmals um kostenschonende und wachstumsfördernde Rahmenbedingungen, so legen internationale Konzerne bei ihren (Sub-) Headquarter-Entscheidungen besonderen Wert auf die Verfügbarkeit von Arbeitskräften und Ressourcen. Weitere Faktoren sind die Lebensqualität und Erreichbarkeit des Gastgeberlandes. Der aktuellen European Tax Survey von Deloitte zufolge stehen Berechenbarkeit und Rechtsicherheit an erster Stelle.



Wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen müssen auf heimische Unternehmer, internationale Konzerne sowie Kapitalgeber abzielen. Global World Global Competitiveness Competitiveness Innovation Index Index



Corruption Perceptions Index



Better Life Index



Herausgeber



World Economic Forum / WEF (Schweiz)



International Institute for Management Development / IMD (Schweiz)



Cornell University (USA), Eliteuniversität INSEAD (Frankreich) und World Intellectual Property Organization (Schweiz)



Transparency International (Deutschland)



Organisation für internationale Zusammenarbeit und Entwicklung / OECD (Frankreich)



Position Österreichs 2014



21 æ



22 ä
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23 ä
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Position Österreichs 2013



16 =



23 æ



23 æ



26 æ
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Anzahl der untersuchten Staaten (2014)



144



60



143



175



36 (OECD, Brasilien, Russland)



Veröffentlichung Seit 1979, jährlich,



Seit 1989, jährlich, zuletzt im Mai 2014



Seit 2008, jährlich, zuletzt im Juli 2014



Seit 1995, jährlich, zuletzt im Dezember 2014



Seit 2011 online verfügbar



Erhebungsmethode



Executive Opinion Survey (ca. 14.000 Teilnehmer) sowie statistische Kennzahlen internationaler Institutionen (z.B. Währungsfonds, WHO, OECD)



Executive Opinion Survey (ca. 4.300 Teilnehmer)



Analyse anhand diverser Indikatoren in Bereichen wie Infrastruktur, Bildung, Knowledge, Kapazitäten und Innovations-Output



Umfragen unter Managern und Analysten zur Wahrnehmung von Korruption bei Amtsträgern und Politikern



Beschreibung der allgemeinen Lebensqualität auf Basis zusammengesetzter Indikatoren, Berechnung anhand amtlicher Datenquellen



Struktur



Reihung in allen untersuchten Dimensionen; Gliederung erfolgt in 3 Subindizes mit insgesamt 12 Säulen und darunterliegenden Dimensionen



Ranking aufgrund der Executive Survey



Skala von 0-100, wobei 100 das Optimum darstellt; Gesamtwertung ergibt sich aus insgesamt 81 Indikatoren, gegliedert in 7 Dimensionen



Skala von 0-100, wobei 100 die geringste Wahrnehmung von Korruption und damit ein Optimum darstellt



11 Aspekte bzw. 24 Einzelindikatoren; interaktive Gewichtung führt zum individuellen Wohlfühl-Ranking



Relevanz



Umfassender Index, daher auch Leitindex für unsere inhaltliche Analyse



Wissenschaftlich durchgeführte Umfrage zur Wettbewerbsfähigkeit der Top-Industrienationen



Umfassende Betrachtung der Innovationsfähigkeit und -unterstützung



Betrachtung aus der CompliancePerspektive



Betrachtung der allgemeinen Lebensqualität



zuletzt im September 2014
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Globaler Standort-Wettbewerb Schweiz und Schweden sind erneut Spitzenreiter – Österreich verliert den Anschluss an vergleichbare Volkswirtschaften.



E



ein Blick auf die fünf im Deloitte. Radar untersuchten Indizes zeigt, dass einige Länder immer zu den “Klassenbesten” gehören. Sie überzeugen im globalen StandortWettbewerb trotz unterschiedlicher Schwerpunkte und Erhebungsmethoden der einzelnen Indizes. Das liegt einerseits an den guten Kennzahlen dieser Volkswirtschaften. Andererseits überzeugen sie mit ihren Rahmenbedingungen und deren Vermarktung, denn alle Indizes beruhen unter anderem auch auf Meinungsumfragen unter Führungskräften und/oder Wissenschaftlern.
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Ein Blick auf die Top 20 der untersuchten Rankings zeigt, dass viele nord- und mitteleuropäische Staaten sowie Kanada, die Vereinigten Staaten und Neuseeland immer vorne dabei sind. Schweden und die Schweiz sind – wie schon im Vorjahr – sogar immer unter den zehn besonders wettbewerbsfähigen Volkswirtschaften. Die Stadtstaaten Singapur und Hong Kong sind – sofern sie in den Rankings berücksichtigt wurden – auch immer unter den Top 20. Der OECD Better Life Index berücksichtigt diese Länder nicht, daher bringen sie es auf jeweils vier Nennungen. Singapur kommt sogar viermal unter die Top 10. Österreich spielt in dieser Liga nicht mehr mit. Vor 2012 rangierte unser Wirtschaftsstandort noch in allen Vergleichsrankings unter den Top 20. In den aktuellen Indizes sind wir lediglich im Global Innovation und im Better Life Index unter den Top 20 gereiht. Irland bringt es auf vier, Belgien und Island immerhin noch auf drei Top-Platzierungen.



Anzahl der Platzierungen 2014 in den Top 10



in den Top 20 Schweden Schweiz USA Dänemark Finnland Niederlande Singapur* Kanada Norwegen Hong Kong* United Kingdom Deutschland Neuseeland Luxemburg Australien Japan



Vereinigte Arabische Emirate* Irland Belgien Island Katar* Österreich Israel Quellen: Global Competitiveness Index 2014 World Competitiveness Index 2014 Global Innovation Index 2014 Corruption Perceptions Index 2014 OECD Better Life Index 2014 *beim OECD Better Life Index nicht bewertet
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Global Competitiveness Index (GCI) Auch in der grafischen Darstellung („Heat Map“) des Global Competitiveness Index zeigt sich die Konzentration der besonders wettbewerbsfähigen Staaten in Nord- und Mitteleuropa, Nordamerika, Südostasien und Ozeanien.



Die Schweiz und Singapur führen erneut das aktuelle Global Competitiveness Ranking (Report 2014/2015) an, gefolgt von den USA, Finnland und Deutschland. Österreich ist nicht mehr unter den Top 20 vertreten – im Vorjahr reichte es noch für Platz 16 (aktuell Platz 21). Luxemburg und Malaysia sind dieses Mal neu unter den Top 20:



World Heat Map - Die Wettbewerbsfähigkeit verschiedener Länder im Vergleich



Grün: Höchster Wert = hohe Wettbewerbsfähigkeit Rot: niedrigster Wert = niedrige Wettbewerbsfähigkeit Grau: nicht im Index erfasst Quelle: Global Competitveness Index 2014
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Reformen zeigen Wirkung Neben dem Nord-Süd-Gefälle bei der Wettbewerbs fähigkeit in Europa werden in den Bewertungen auch die Auswirkungen von Reformbereitschaft sichtbar: Länder wie Portugal und Griechenland, die notwendige Reformen bereits angegangen sind, konnten sich in den Rankings zwischen 2013 und 2014 deutlich verbessern. Portugal reiht sich auf Platz 36 (nach 51 im Vorjahr) ein. Griechenland konnte zehn Plätze gut machen und liegt nun auf Rang 81. Die aktuellen „Grexit“-Diskussionen lassen allerdings 2015 wieder Verschlechterungen erwarten.



Top 20 des Global Competitiveness Index



Umgekehrt stagnieren oder verschlechtern sich Volkswirtschaften, wenn nötige Reformen nicht ausreichend angegangen werden. Frankreich stagniert an 23. und Italien an 49. Stelle. Österreich verschlechterte sich um fünf Plätze und vergrößert damit den Abstand zu den wettbewerbsfähigsten Nationen. Auffällig sind positive Auswirkungen von Arbeitsmarkt-Reformen. Besonders die krisengebeutelten Länder Griechenland, Italien, Portugal und Spanien waren gezwungen, ihre Arbeitsmärkte zu reformieren und verfügen laut der OECD bereits über flexiblere Arbeitsmärkte als beispielsweise ihre nördlichen EU-Partner Deutschland oder die Niederlande. Der österreichische Arbeitsmarkt wurde seit der Finanzkrise nicht reformiert und konnte seine Flexibilität nicht steigern.



GCI Heat Map für Europa



1. Schweiz (Rang 1 im Vorjahr) 2. Singapur (2) 3. USA (5) 4. Finnland (3) 5. Deutschland (4) 6. Japan (9) 7. Hong Kong (7) 8. Niederlande (8) 9. UK (10) 10. Schweden (6) 11. Norwegen (11) 12. Vereinigte Arabische Emirate (19) 13. Dänemark (15) 14. Taiwan, China (12) 15. Kanada (14) 16. Katar (13) 17. Neuseeland (18) 18. Belgien (17) 19. Luxemburg (22) 20. Malaysia (24)
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Wirtschaftsräume im globalen Vergleich Am Beispiel der Fortune 500 zeigt sich der Trend der Kräftever schiebung von Amerika und Europa hin zur Asien-Pazifik-Region.



I



n den letzten zehn Jahren haben sich die Kräfteverhältnisse im globalen Wettbewerb verschoben. Die geografische Verteilung der 500 umsatzstärksten Unternehmen der Welt (Fortune 500) kann als Indiz für diese Entwicklungen betrachtet werden, denn internationale Konzerne sind von Standortfaktoren in besonderem Maße betroffen beziehungsweise treffen sie ihre Entscheidungen auch auf dieser Basis. In einer Zehnjahresbetrachtung (2005-2014) ist eine Kräfteverschiebung von Nordamerika und Europa hin zu asiatischen und südamerikanischen Staaten feststellbar. In diesem Zeitraum haben die USA 48 und Europa 24 Unternehmen aus der Fortune-500-Liste verloren. Dem stehen 79 zusätzliche Unternehmen in China gegenüber. Südamerika hat in diesem Zeitraum seinen Anteil in diesem Segment auch um sieben zusätzliche Unternehmen erhöht und damit um 140% zugelegt.



Auch im kurzfristigen Vergleich mit dem Vorjahr büßen die USA (-4) und Europa (-8) Fortune-500-Anteile ein, während China weiter zulegt. Umsatzstarke Unternehmen aus Brasilien sind der Grund für die positive langfristige Entwicklung in Südamerika. Das Land konnte die Anzahl seiner Fortune-500-Unternehmen im Vergleich zu 2005 mehr als verdoppeln und liegt nun bei sieben. Der Nahe Osten ist jeweils nur mit einem Unternehmen aus Saudi Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten aus der Erdöl- und Petrochemie-Branche im Ranking vertreten. In Europa fällt auf, dass bedeutende Industrie nationen wie Frankreich und Deutschland langfristig mit zunehmend weniger Unternehmen in der Fortune 500-Liste aufscheinen. Frankreich ist im Ranking mit acht und Deutschland mit neun Unternehmen weniger vertreten als noch 2005. Kurzfristig betrachtet, gab es bei beiden Ländern im Zeitraum von 2013 bis 2014 kaum Veränderungen, nur Deutschland hat ein Fortune-500-Unternehmen weniger als im Vorjahr. Aus Österreich ist die OMV seit 2006 unter den Fortune 500. Das international tätige Öl- und Gasunternehmen ist aktuell auf Rang 179.



Barbara Edelmann, Tax Director, Technology, Media & Telecommunications:



„Die heimischen Fast 500-Unternehmen sind Botschafter für den Technologiestandort Österreich. Wir freuen uns sehr, dass es in diesem Jahr gleich drei österreichische Unternehmen unter die EMEA Fast 500 geschafft haben.“
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Entwicklung der Fortune 500 zwischen 2005 und 2014 Unternehmen in  Veränderung  Land Fortune 500 absolut  Europa (inkl. Russland) Österreich Belgien Belgien/Niederlande UK UK/Niederlande Dänemark Finnland Frankreich Deutschland Ungarn Irland Italien Luxemburg Niederlande Norwegen Polen Russland Spanien Schweden Schweiz Naher Osten Israel Saudi Arabien VAE Südamerika Brasilien Kolumbien Mexiko Venezuela Kanada & U.S. Kanada U.S. Asien & Pazifik  Australien China Indien Japan Malaysien Singapur Südkorea Taiwan Thailand Türkei Total



2005



2013



2014



2005‐2014



177 0 3 1 35 2 2 3 39 37 0 1 8 1 14 2 0 3 8 7 11 1 0 1 0 5 3 0 2 0 189 13 176 128 9 16 5 81 1 1 11 2 1 1 500



161 1 3 0 26 11 1 1 31 29 1 2 8 2 11 1 1 7 8 3 14 0 0 0 0 13 8 1 3 1 141 9 132 180 8 89 8 62 1 2 2 6 1 1 500



153 1 2 1 28 1 1 1 31 28 0 2 9 1 13 1 1 8 8 3 13 2 0 1 1 12 7 1 3 1 138 10 128 195 8 95 8 57 1 2 17 5 1 1 500



‐24 1 ‐1 0 ‐7 ‐1 ‐1 ‐2 ‐8 ‐9 0 1 1 0 ‐1 ‐1 1 5 0 ‐4 2 1 0 0 1 7 4 1 1 1 ‐51 ‐3 ‐48 67 ‐1 79 3 ‐24 0 1 6 3 0 0



kurzfristiger Trend in %



2013‐2014



langfristiger  Trend in %



‐5%



‐14%



200%



100%



‐14%



140%



‐2%



‐27%



8%



52%



2005‐2014



Quelle: Fortune Magazine über CNN Money



Info Box: Deloitte Technology Fast 500 EMEA • Deloitte kürt jährlich die 500 am schnellsten wachsenden Unternehmen der Technology, Media and Telecommunications (TMT) Branche. • Bewertet werden Unternehmen, die Technologien besitzen oder entwickeln, die wesentlich zu ihren Umsätzen beitragen, die Hersteller von „Technologie”-Produkten sind bzw. Unternehmen, die sich in hohem Ausmaß der Forschung und Entwicklung widmen. • Für die Nominierung und Teilnahme eines österreichischen Unternehmens an den Technology Fast 500 EMEA (Europa, Mittlerer Osten, Afrika) ist das Umsatzwachstum der letzten fünf Geschäftsjahre entscheidend. Auch in den Deloitte Regionen Amerika und Asien-Pazifik werden Fast-500Wettbewerbe durchgeführt.



• Drei der Preisträger 2014 kommen aus Österreich: Die Internex GmbH, die Ranorex GmbH und die ANEXIA Internetdienstleistungs GmbH zeichnen sich durch überdurchschnittliches Umsatzwachstum über die letzten fünf Geschäftsjahre aus. Während Internex (Platz 81) als bestplatziertes österreichisches Unternehmen WebhostingLösungen anbietet, ist Ranorex (Platz 146) auf die SoftwareTestautomatisierung für Desktop-, Web- und mobile Anwendungen spezialisiert. Anexia (Platz 208) konnte sich bereits zum zweiten Mal in Folge platzieren und legt den Fokus auf Web-, Individualsoftware-, und iPhone Apps, Managed Hosting sowie IT-Services. Allen drei Unternehmen gelang es, Ihr Umsatzwachstum über die letzten fünf Jahre erheblich zu steigern – sie verzeichnen Wachstumsraten zwischen 823% und 1.839%.
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Social Progress Index 2014 Für die Messung des gesellschaftlichen Fortschritts reichen ökonomische Indikatoren nicht aus – es geht um Chancen und Möglichkeiten des Einzelnen.



Ä



hnlich wie beim OECD Better Life Index stehen beim Social Progess Index keine Wirtschaftskennzahlen im Vordergrund. Deloitte, Social Progress Imperative und Experten der Harvard Business School haben unter der Leitung von Professor Michael E. Porter einen weltweiten Ländervergleich mit Fokus auf soziale und ökologische Indikatoren erstellt. Der Social Progress Index, der seit 2013 erscheint, zielt darauf ab, Stärken und Schwächen der gesellschaftlichen Entwicklung zu identifizieren und Verbesserungspotenziale aufzuzeigen.



Unter das Feld „Chancen & Möglichkeiten“ fallen Messkriterien wie Korruption, Religionsfreiheit sowie Toleranz gegenüber Migranten. Die drei Kategorien orientieren sich an folgenden Fragen: • Deckt ein Land die grundlegendsten Bedürfnisse seiner Bevölkerung? • Sind die Voraussetzungen für Einzelne und Gemeinschaften geschaffen, um Wohlergehen zu steigern und zu erhalten? • Besteht die Möglichkeit für jeden Einzelnen, sein volles Potenzial zu erreichen? Bei Ländern mit hohem Einkommensniveau zeigen sich gravierende Unterschiede in der gesellschaftlichen Entwicklung. Der Index bietet somit ein umfassendes Bild über die Leistung eines Landes sowie über die Chancen und Möglichkeiten, die es seinen Bewohnern bietet. Zentrale Erkenntnis der Studie ist, dass sich ein höheres BIP pro Kopf nicht zwangsläufig positiv auf Bereiche wie Nachhaltigkeit & Umwelt, Gesundheit & Wohlergehen sowie Chancen & Möglichkeiten für den Einzelnen auswirken. Da in diesem Index ausschließlich gesellschaftlicher Fortschritt gemessen wurde, lässt er sich direkt in Bezug zum wirtschaftlichen Fortschritt setzen.



Bernhard Gröhs, Managing Partner:



„Das Wirtschaftswachstum erzählt nicht die ganze Geschichte des Fortschritts. Im Social Progress Index stellen wir fest, ob sich Volkswirtschaften qualitativ weiterentwickeln.” Für den Social Progress Index 2014 wurden weltweit 132 Länder in den drei Kategorien „menschliche Grundbedürfnisse“, „Grundlagen des Wohlergehens“ sowie „Chancen & Möglichkeiten“ beurteilt. In der ersten Kategorie „menschliche Grundbedürfnisse“ werden Faktoren wie der Zugang zu Trinkwasser und sanitären Anlagen oder die Verfügbarkeit von leistbarem Wohnraum berücksichtigt. Im Studienteil „Grundlagen des Wohlergehens“ werden unter anderem der Zugang zu Bildung, die Lebenserwartung oder die Emission von Treibhausgasen erhoben.
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Neuseeland, Schweiz und Island auf den Spitzenplätzen Neuseeland ist derzeit das sozial fortschrittlichste Land. Auch wenn Norwegen das weltweit größte BIP pro Kopf (47.547 US Dollar) aufweist, belegt es im Social Progress Index nur den fünften Rang. Neuseeland weist mit einem halb so großen BIP pro Kopf (25.857 US Dollar) einen höheren sozialen Fortschritt auf. Besonders gut schneiden auch die Schweiz (Rang 2), Island (3) und generell die nordischen Länder ab. Innerhalb der EU führen die Niederlande mit Platz vier. Slowenien (18) und Estland (19) liegen noch vor Frankreich (20) und Spanien (21). Italien findet sich – deutlich abgeschlagen – an 29. Stelle. Das internationale Schlusslicht bildet der Tschad hinter Burundi und der zentralafrikanischen Republik.



Österreich: Schwächen bei der Bildung und im Umgang mit Minderheiten Auffallend ist, dass sich das Verhältnis von wirtschaftlicher Entwicklung und gesellschaftlichem Fortschritt mit steigendem Einkommen verändert. So sind in einem Land mit hohem BIP pro Kopf menschliche Grundbedürfnisse zwar voll erfüllt, aber hohes Einkommen ist kein Garant für höhere Chancen & Möglichkeiten einzelner Bürger. Dies trifft auch auf Österreich zu, das zwar beim BIP pro Kopf (36.200 US Dollar) weltweit auf Platz 8 liegt, im Social Progress Index jedoch nur an 11. Stelle gereiht ist. Die Unterschiede zeigen sich in den einzelnen Kategorien: Österreich belegt zwar Rang 6 bei der Erfüllung „menschlicher Grundbedürfnisse“ und Rang 5 bei den



„Grundlagen des Wohlergehens“, im dritten Bereich „Chancen & Möglichkeiten“ reicht es allerdings nur für die 20. Stelle. Dies liegt laut Studie unter anderem an der mangelnden Toleranz gegenüber Minderheiten und an der Tatsache, dass Frauen in Österreich im Durchschnitt weniger Jahre in Ausbildungsstätten verbringen als Männer. Minuspunkte sind außerdem bei der Einschreibungsquote in weiterführenden Schulen zu finden. menschliche Grundbedürfnisse



Grundlagen des Wohlergehens



Chancen und Möglichkeiten



Score (100)



Rank (132)



Score (100)



Rank (132)



Score (100)



Rank (132)



94,57
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Social Progress Index 2014 PPP GPD Rank



Score



Country



Per Capital



Basic Human Needs Score



Rank



Foundations of Wellbeing Score



Rank



Opportunity Score



Rank



1



88,24



New Zealand



25,857



91,74



18



84,97



6



88,01



1



2



88,19



Switzerland



39,293



94,87



2



89,78



1



79,92



12



3



88,07



Iceland



33,88



94,32



7



88,19



2



81,71



9



4



87,37



Netherlands



36,438



93,91



8



87,56



3



80,63



11



5



87,12



Norway



47,547



93,59



10



86,94



4



80,82



10



6



87,08



Sweden



34,945



94,59



5



84,71



9



81,95



7



7



86,95



Canada



35,936



93,52



11



80,31



17



87,02



2



8



86,91



Finland



31,61



94,63



4



84,17



11



81,92



8



9



86,55



Denmark



32,363



95,73



1



84,82



8



79,10



13



10



86,10



Australia



35,669



92,47



14



80,27



18



85,54



3



11



85,11



Austria



36,2



94,57



6



86,35



5



74,42



20



12



84,61



Germany



34,819



93,08



12



84,96



7



75,81



16



13



84,56



United Kingdom



32,671



91,90



16



79,47



19



82,29



6



14



84,21



Japan



31,425



94,72



3



79,25



21



78,67



14



15



84,05



Ireland



36,723



93,63



9



75,89



37



82,63



4



16



82,77



United States



45,336



89,82



23



75,96



36



82,54



5



17



82,63



Belgium



32,369



92,74



13



78,81



23



76,34



15



18



81,65



Slovenia



24,483



92,05



15



83,60



12



69,30



25



19



81,28



Estonia



18,927



87,13



28



84,39



10



72,32



22



20



81,11



France



29,819



91,23



19
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Grö



Wie attraktiv ist der Standort Österreich? Österreich liegt in internationalen Standortrankings nur mehr im Mittelfeld – eine Umkehr des mehrjährigen Negativtrends ist nicht erkennbar.



S



eit 2012 hat sich der Wirtschaftsstandort Österreich in den internationalen Stand ortrankings hinter den Top 20 eingependelt – nur der OECD Better Life Index sieht Österreich bei gleichmäßiger Gewichtung der bewerteten Aspekte auf Rang 15.



Der Vergleich mit den Vorjahreswerten zeigt zwar bei drei von fünf Indizes eine leichte Verbesserung, allerdings ist Österreich im umfassendsten Index – dem Global Competitiveness Index (GCI) – gleich um fünf Plätze abgerutscht und die mehrjährige Trendbeobachtung ist eindeutig negativ. Noch im Jahr 2011 wurde Österreich in allen fünf untersuchten Standortindizes unter den Top 20 und somit im Spitzenfeld gereiht.



Josef Schuch, Partner und Universitätsprofessor:



„Der Abwärtstrend setzt sich fort: Die Reformunwilligkeit des öffentlichen Sektors ist inzwischen die größte Last für Österreichs Wettbewerbsfähigkeit.“



Indizes Ranking Österreich 2008-2014
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1. 



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Politisches und makroökonomisches Umfeld Vorjahr



+ Hohes Pro-Kopf-Einkommen + Gute Beschäftigungssituation im Trend



europäischen Vergleich



+ Hoher Entwicklungs- und Reifegrad der Wirtschaft



— Rezession, mäßige Konjunkturprognosen, steigende Arbeitslosenquoten



— Sinkende Attraktivität des Finanzplatzes — Wenig attraktive Finanzierungsmöglichkeiten



+ Innovative Unternehmen mit klarer Differenzierungsstrategie (Hidden Champions)



+ Stabiles politisches System



am Aktien- und Venture Capital-Markt



— Reformstau und ideologische Pattsituation in der Regierung



— Verschwendung von Staatsausgaben, strukturelle Neuverschuldung, hohe Staatshaftungen



— Sinkendes Vertrauen in die Politik



Focus on • Angehen notwendiger Restrukturierungsmaßnahmen, wie sie die Privatwirtschaft seit Beginn der Krise laufend angeht (Kostensenkungen, Effizienzsteigerungen und die Beseitigung diverser Doppelgleisigkeiten) • Bürokratieabbau, Rechtssicherheit und offensives Standortmarketing, um in der Wahrnehmung als Investitionsstandort nicht weiter an Boden zu verlieren
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Der Reformstau schadet unserer Volkswirtschaft – Strukturreformen müssen zügiger umgesetzt werden, das Investitionsklima muss sich deutlich verbessern.



Ö



sterreich ist ein wohlhabendes, politisch stabiles und wirtschaftlich hochentwickeltes Land. Die größte Gefahr für zukünftigen Wohlstand liegt jedoch im Bewahren bisheriger Strukturen und Gewohnheiten, denn die hohe Staatsverschuldung, mäßige Konjunkturprognosen und die schleichend steigende Arbeitslosigkeit erfordern inzwischen neue Herangehensweisen. Bei der Bewertung des makroökonomischen Umfeldes im Global Competitiveness Index (GCI) kann sich Österreich aufgrund der leichten Entspannung im Staatshaushalt zwar wieder auf das Niveau der Zeit vor 2013 verbessern (Rang 33, zuletzt 37). In diese Betrachtung sind das



Leadership Insight: Führung in der “Flat Economy” Angesichts von wirtschaftlicher Stagnation und Angst vor drohender Deflation fällt es vielen Unternehmen schwer, positive Zukunftsbilder für ihre Führungskräfte, Mitarbeiter und Kooperationspartner zu entwickeln. Erfolgreiche Top-Manager achten in diesem Kontext besonders darauf, die notwendigen Kostensenkungen und Effizienzsteigerungen mit gezielten Innovations- und Wachstumsinitiativen zu verbinden. Damit können sie ihr Unternehmen sowohl nach innen als auch nach außen gut und nachhaltig positionieren.



negative Wirtschaftswachstum des zweiten Halbjahres 2014 und die steigende Arbeitslosigkeit allerdings noch nicht eingeflossen. Der bisherige Wachstumsmotor „Exportwirtschaft“ gerät durch die Sanktionen gegen Russland, die schlechten Konjunkturdaten vieler Exportpartner und die Eurokrise ins Stocken. Auf den Finanzmärkten sinkt Österreichs Bedeutung weiter. Im GCI-Report wurden alle relevanten Indikatoren schlechter als noch vor einem Jahr bewertet. Insbesondere die Verfügbarkeit von Risikokapital und das Vertrauen in den Finanzmarkt sind weiter gesunken. Österreichs hoher Schuldenstand und niedriges Wachstum haben die US-Ratingagentur Fitch im Februar 2014 zur Abwertung der Bonitätsnote AAA auf AA+ bewogen. Bei den Staatshaftungen weist Österreich in Relation zum BIP den höchsten Prozentsatz in der EU auf. Während wir bei der Bewertung des Güter- und Dienstleistungsmarktes auf Rang 22 liegen, platziert sich der Finanzplatz Österreich nur noch auf Rang 43 (nach 37 im Vorjahr). Bei der Bewertung des politischen Systems konnte sich Österreich leicht verbessern: Im Corruption Perceptions Index gab es nach dem Absturz in den letzten beiden Jahren wieder eine leichte Aufwärtsbewegung (Rang 23, zuletzt 26). Im GCI werden die politischen Institutionen ebenfalls etwas besser eingeschätzt – das Ausgabeverhalten des Staates und die Belastungen aufgrund von Regulierungen werden allerdings weiterhin heftig kritisiert.
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Makroökonomische Kennzahlen Kaufkraft und Konjunkturprognosen Mit einem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von EUR 38.100 im Jahr 20131 zählt Österreich weiterhin zu den wohlhabendsten Ländern – Top 5 in der EU und Platz 11 weltweit. Das für zukünftigen Wohlstand so wichtige Wirtschaftswachstum hat sich jedoch stark verlangsamt. Der Stagnation Anfang 2014 folgte im 3. und 4. Quartal eine leichte Rezession. Auch 2015 beginnt sehr verhalten – das WIFO geht für 2015 von einem Wachstum von 0,5% aus. Erst im Jahr 2016 soll die Wirtschaft wieder mehr als 1% expandieren. Die schwächelnde Nachfrage in den wichtigsten EU-Export-Ländern, die Sanktionen gegen Russland, ebenso wie die anhaltend schwachen Konjunkturaussichten unserer östlichen Nachbarn sprechen nicht gerade für Konjunkturoptimismus. Dennoch zeichnet sich bei den aktuellen Ergebnissen unserer quartalsweise durchge führten Befragung österreichischer Finanzvor stände (CFO-Stimmungsbarometer Q1/2015) ein vorsichtiger Aufwärtstrend bei den Konjunkturerwartungen ab. Das Verhältnis zwischen pessimistischen, neutralen und optimistischen Finanzvorständen hat sich erstmals seit einem Jahr wieder verbessert.
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BIP-Wachstum im Vergleich in % 6 4 2 0 2008 -2
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Konjunkturerwartungen österreichischer CFOs erstmals wieder positiv
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Wie wird sich Ihrer Meinung nach die Konjunktur in Österreich in den nächsten 12 Monaten entwickeln?
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Sinkende Inflation Der Trend sinkender Inflationsraten hält in der Europäischen Union weiterhin an. Österreich bleibt bei den harmonisierten Verbraucherpreisindizes jedoch über dem EU-Schnitt und den beiden deutschsprachigen Nachbarländern. Für 2015 geht die Europäische Kommission von einer sehr niedrigen Inflation aus, auch eine leichte Deflation wird für möglich gehalten. In ihrer Winterprognose rechnet die EU-Kommission mit einem Rückgang der Verbraucherpreise in der Eurozone um 0,1% statt der bisher angenommenen 0,8%.
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Beschäftigung: Negativer Trend in Österreich Bei den Arbeitslosenzahlen gilt Österreich als Musterland innerhalb der EU. Doch die Entwicklungen geben Grund zur Sorge. Sowohl bei der Gesamtbetrachtung als auch beim Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit zeigt sich ein negativer Trend. Währenddessen gelingt es Deutschland seit Jahren, die Arbeitslosigkeit schrittweise zu senken. Auch wenn der langfristige Trend bei der Jugendarbeitslosigkeit leicht negativ ist, gehört sie in Österreich derzeit noch zu den niedrigsten in ganz Europa, nur Deutschland und Norwegen sind bei der Jugendbeschäftigung noch erfolgreicher.
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Jugendarbeitslosigkeit in % der Erwerbsbevölkerung unter 25 Jahre 25,0 20,0 15,0 10,0
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Öffentlicher Sektor Staatsverschuldung über EU-Vorgaben Die relative Staatsverschuldung war 2013 leicht rückläufig, sie liegt jedoch weiterhin weit über den Werten aus dem Stabilitätsund Wachstumspakt der Euro-Zone. Bei der Neuverschuldung lag Österreich 2009 und 2010 über den Maastricht-Kriterien von 3%, jedoch stets schlechter als Deutschland. Das deutsche Bundesfinanzministerium weist für 2014 sogar einen Budgetüberschuss von 0,3% des BIP aus.
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Höchste Staatshaftungen in Europa Von allen 28 EU-Staaten weist Österreich mit 35,01% des BIP den höchsten Prozentsatz an Garantien des Staatssektors auf. Bund, Länder und Gemeinden haben ihre Haftungen für den Bankensektor seit 2010 zwar stark abgebaut, ihre Haftungen für andere Unternehmen aber deutlich ausgedehnt: die Länder um 42% auf EUR 12,2 Mrd. und die Gemeinden um 23% auf EUR 6,5 Mrd. Die bestehenden Risiken sind aus Sicht von Rechnungshof (RH) und Fiskalrat also weiterhin hoch und schwer kalkulierbar.1
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Korruption 2014 veröffentlichte die Europäische Union einen Antikorruptionsbericht, wonach sich der Schaden bedingt durch Korruption auf EUR 120 Mrd. beläuft. Über 30% der österreichischen Bevölkerung sind der Ansicht, dass Korruption nach wie vor ein Problem für Unternehmen bei Geschäften darstelle. Laut dem Corruption Perceptions Index (CPI), der jährlich von Transparency International publiziert wird, verbesserte sich Österreich im Vergleich zum Vorjahr um drei Plätze auf Rang 23. Im direkten Vergleich mit entwickelten Industriestaaten/Demokratien/Rechtsstaaten liegt Österreich jedoch nur im unteren Mittelfeld. Zweifelsfrei schadet Korruption dem Wirtschaftsstandort Österreich nachhaltig. Die Erscheinungsformen von Korruption, wie z.B. Untreue, Unterschlagung, Veruntreuung bis hin zur „Freunderlwirtschaft“, sind ebenso vielfältig wie die Folgen, die korruptes Handeln nach sich zieht. Abgesehen von den finanziellen Auswirkungen hemmen insbesondere die immateriellen Schäden langfristig gesehen die wirtschaftliche Entwicklung und sie schaden dem Ansehen Österreichs.1



Karin Mair, Partnerin, National Leader Forensic:



„Wirtschaftsstandort Österreich – Korruptionsprävention ist weiterhin das Gebot der Stunde.“ Europäischer Trend zur Optimierung in der Finanzverwaltung Die Finanzkrise 2008 setzte europaweit Unternehmen und öffentlichen Körperschaften massiv zu. Gleichzeitig löste sie aber auch einen Qualitätsschub in der Finanzverwaltung aus. Laut dem Deloitte European Public Sector Report wird heute mit Steuergeldern besser gewirtschaftet.



Befragt wurden hochrangige Vertreter der öffentlichen Finanzverwaltung in 19 europäischen Ländern – die zentralen Ergebnisse, die auch für Österreich als wegweisender Trend zu sehen sind: • Bessere Leistung der Finanzverwaltung: Die Finanzkrise und die damit einhergehenden Sparmaßnahmen haben die Strukturen in der öffent lichen Finanzverwaltung nachhaltig verändert und zu einer Qualitätssteigerung geführt. Viele Teams in der Finanzverwaltung leisten heute mit weniger Ressourcen mehr. • Keine Änderungen im Einnahmen-Mix der öffent lichen Hand: Die Steuerquellen haben sich im Zuge der Krise kaum geändert. Vielmehr konzentrieren sich die meisten Regierungen im Einnahmen-Bereich auf eine verbesserte Administration und mehr Tax Compliance. • Aufholbedarf bei Data Analytics und Information Management: Aus Sicht der Befragten könnte die öffentliche Hand Informationen besser sammeln, verwalten und nutzen. Silo-Lösungen der einzelnen Verwaltungsbereiche im Bereich IT und Datenanalyse erschweren die sinnvolle Nutzung von Informationen. Auch der Zugang zu bzw. der Umgang mit entsprechenden technologischen Lösungen scheint ausbaufähig. • Personaleinsparungen verkleinern den Pool an Talenten: Personaleinsparungen bzw. Aufnahmestopps blockieren den Aufbau neuer Talente. Mit niedrigen Gehältern, unflexiblen Gehaltssprüngen und kaum vorhandenen Bonussystemen ist der öffentliche Sektor gegenüber der Privatwirtschaft als Arbeitgeber im Nachteil. • Daten zugänglich zu machen ist zu wenig: Mit der Krise sind die Ausgaben der öffentlichen Hand stärker hinterfragt worden. Heute veröffent licht ein Großteil der Regierungen zwar regelmäßig genaue Aufstellungen, Aufholbedarf besteht laut der Umfrage aber in einer proaktiven Information der Öffentlichkeit und neuen Zugängen in der Kommunikation, um die Menschen zu erreichen. Auch in Österreich erwarten wir Verbesserungen in der öffentlichen Rechnungslegung und damit Fortschritte in der Transparenz der öffentlichen Ausgaben.  



1



Report from the Commission to the Council and the European Parliament: EU Anti-Corruption Report, 03.02.2014 Länderspezifisches Informationsblatt Österreich, EU-Antikorruptionsbericht 2014
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Privatwirtschaft Negative Handelsbilanz leicht verbessert Österreichs Handelsbilanz belief sich im Zeitraum Jänner bis November 2014 auf ein Defizit von EUR 1,68 Mrd. Nachdem es in der Vorjahresperiode EUR 4,33 Mrd. betrug, hat sich das Minus in der Handelsbilanz leicht verkleinert. Die Wareneinfuhren waren bis November 2014 mit EUR 119,75 Mrd. um -0,9% rückläufig, während die Ausfuhren um +1,4% auf EUR 118,07 Mrd. gestiegen sind.1 Der mit Abstand wichtigste Handelspartner ist Deutschland: 2013 gingen rund 30% aller österreichischen Exporte nach Deutschland. Im Gegenzug machten deutsche Lieferungen fast 43% des österreichischen Importvolumens aus. Auch bei den Dienstleistungen ist Deutschland Haupthandelspartner.2 Die langfristig stabile, negative Handelsbilanz wird durch einen traditionell hohen Überschuss in der Dienstleistungsbilanz (2013 EUR 15,4 Mrd.) ausgeglichen, sodass insgesamt die Leistungsbilanz Österreichs mit EUR 8,4 Mrd. positiv ist und 2,7% des BIP beträgt.3



Albert Hannak, Partner, Mergers & Acquisition:



„Auch wenn es global einen Aufschwung bei Merger- und Akquisitionstätigkeiten (M&A) gibt, fällt Europa in diesem Bereich zurück. Wenn europäische Unternehmen ein zweistelliges Wachstum erreichen wollen, dann müssen sie M&A-Tätigkeiten in ihre Wachstumsstrategie mitaufnehmen.“



1 2 3
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Statistik Austria (Pressemitteilung 6.2.2015) Auswärtiges Amt (Länderinfos, Österreich) BMWFW (Österreichs Leistungsbilanz)



Finanzmärkte - Geldreserven von Unternehmen in EMEA auf neuem Höchststand Laut der Cash-to-growth-Studie von Deloitte erreichten die Geldreserven von Unternehmen aus der EMEARegion (Europe, Middle East, Africa) 2014 einen neuen Höchststand: Hielten börsennotierte Unternehmen aus der EMEA-Region 2007 noch EUR 700 Mrd. an Barreserven, betrugen die Geldreserven 2014 bereits EUR 963 Mrd. Die 1.200 börsennotierten Unternehmen in dieser Region haben ihren Überschuss allein in den letzten 12 Monaten um EUR 47 Mrd. erhöht. Mehr als 75% dieser Summe entfällt auf nur 17% der Unternehmen. 59% der Befragten hatten 2014 vor, einen Teil ihrer Reserven in den nächsten 12 Monaten zu investieren, während 31% angaben, weiterhin ihre Bilanz verbessern zu wollen. Von den Unternehmen, die investieren wollen, ist für 54% Wachstum das wichtigste Ziel ihrer Investmentstrategie für die nächsten Monate. Eines von fünf Unternehmen beabsichtigt, mit seinen Investments bestehende Vermögenswerte zu erhalten. Die Ausbildung und Entwicklung des Personals wird von 69% der Unternehmen als Investitionsschwerpunkt gesehen. Genau so viele geben an, in neue Märkte investieren zu wollen, und 64% planen Investitionen in neue Technologien. Die meisten Investitionen sind für Europa und Nordamerika geplant, dahinter kommen erst die BRICStaaten (Brasilien, Russland, Indien, China). 70% der Befragten gaben an, im Jahr 2014 einen Barüberschuss verzeichnet zu haben, bei 20% beträgt dieser sogar über EUR 250 Mio. Die Studie zeigt, dass die Mehrheit der großen Unter nehmen in der EMEA-Region an einem Wendepunkt in ihrer Einstellung zu Investments angekommen sind: Während es erste Anzeichen dafür gibt, dass die Geldreserven wieder vermehrt für die Steigerung des Wachstums eingesetzt werden, bleibt das Vertrauen in den Wirtschaftsaufschwung jedoch verhalten.



China – bedeutendster BRIC-Wachstumsmarkt für österreichische Unternehmen Für das Exportland Österreich ist es wichtig, in aufstrebenden Märkten wie den BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China) zu investieren, um seine Marktposition weltweit zu stärken und sich damit auch in den Heimmärkten abzusichern. Eine frühzeitige Positionierung qualitativ hochwertiger österreichischer Produkte auf diesen Märkten kann österreichischen Unternehmen einen Image-Vorsprung bei ausländischen Investoren verschaffen und erhöht zudem die Chancen, zukünftig mehr Investitionen aus diesen Ländern nach Österreich zu holen. Aufgrund ihrer stärker wachsenden Wirtschaft sowie ihrer Marktgröße sind die BRIC-Staaten interessante Handelspartner bzw. Investitionsmärkte. In den Jahren nach der Wirtschaftskrise verzeichneten alle BRIC-Staaten ein höheres Wirtschaftswachstum als die EU. Gleichzeitig stellt sich aufgrund Russlands momentaner wirtschaftlicher Lage, die auf eine Rezession hindeutet, die Frage, ob das Wirtschaftswachstum Russlands weiterhin höher sein wird als in den EU-Staaten. Von den BRIC-Staaten ist China mit seinen über 1,3 Mrd. Einwohnern und der stetig zunehmenden Kaufkraft (gemessen am kontinuierlich wachsenden BIP/ Kopf) der größte und gleichzeitig potenziell wichtigste Absatzmarkt und Handelspartner Österreichs. Während das Volumen der österreichischen Direktinvestitionen (ohne Special Purpose Entities und Nettoinvestitionen in ausländische Liegenschaften) in Russland ständig abnimmt, steigen laut der österreichischen Nationalbank derartige Investitionen in China rapide an. Viele österreichische Unternehmen (Konzerne und mittelgroße Familienunternehmen) haben die Chancen des chinesischen Marktes längst erkannt und sind dort bereits seit Jahren präsent. Dies hat in China zum Aufbau der Marke „Made in Austria“ in bestimmten Branchen beigetragen und wiederum chinesische Investitionen in Österreich gefördert. Bekannte Namen aus China, die bei uns durch Gründung eigener Tochtergesellschaften oder Akquisitionen Fuß gefasst haben, sind zum Beispiel Huawei, ZTE, Wolong (ATB Motors) und Xi’an Aircraft (FACC), Sany (Palfinger). Je enger China zu den bedeutendsten Industrienationen aufschließt, desto geringer wird das künftige Wirt schaftswachstum im Reich der Mitte ausfallen.



Derzeit befindet sich China an einem Wendepunkt und versucht von arbeitskräfte- sowie kapitalintensiven Tätigkeiten zu solchen überzugehen, die auf Wissen, Innovation, Design, IT, Software und Marketing basieren. Um ein nachhaltiges Wachstum zu erreichen, muss China neue Sektoren und Strategien einbeziehen und eine Innovationskultur aufbauen. Im nächsten Jahrzehnt ist damit zu rechnen, dass sowohl chinesische Staats- als auch Privatunternehmen weiterhin bzw. sogar in einem noch größeren Ausmaß im Ausland investieren werden. In Österreich gibt es zahlreiche Unternehmen, die über ein innovatives Know-how in diversen Nischenbereichen wie etwa Maschinenbau, Automobilzulieferindustrie, Luftfahrt und erneuerbare Energie verfügen. Dieses Know-how, hohe Qualität und ein hoher Spezialisierungsgrad machen den Standort Österreich für chinesische Investoren attraktiv, jedoch bestehen in diesem Zusammenhang einige regulatorische Hindernisse in Österreich sowie in anderen EU-Ländern – vor allem für Investoren aus Drittstaaten. Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen stellen Dienstnehmer sowie Unternehmer aus einem Drittstaat vor besondere Herausforderungen. Geschäftsführer und Gesellschafter mit Drittstaatsangehörigkeit sind häufig mit Niederlassungsproblemen konfrontiert, die unter Umständen Investitionsprozesse verzögern können. Einige EU-Staaten, wie zum Beispiel Großbritannien, Spanien und Portugal, haben inzwischen das Problem erkannt und bereits Regelungen eingeführt, die den Zugang erleichtern. Österreich hat bislang noch keine derartigen Vereinfachungen in seinem Rechtssystem vorgesehen. Besonders das österreichische Steuersystem wirkt in einigen Aspekten abschreckend auf Investoren (z.B. Abzugsverbote für Zinsen und Lizenzen, die aus anderen Ländern verrechnet werden sowie die hohen Lohnnebenkosten). Eine hohe steuerliche Planungssicherheit für potenzielle Investoren wirkt sich positiv auf die Wettbewerbsfähigkeit des Standortes aus. Da es in Österreich jedoch in den letzten Jahren zu einer Flut von Gesetzesänderungen kam, ist das Land im internationalen Vergleich nicht mehr optimal positioniert. Zugleich würde eine schnellere und unkomplizierte Erledigung von Rulings den Wirtschaftsstandort stärken (siehe dazu auch Standortfaktor #4).
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2. 



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld



+ Sehr gut ausgebaute Infrastruktur + Hochwertiges Straßen-und Schienennetz + Hoher Anteil erneuerbarer Energiequellen,



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld Vorjahr



vor allem Wasserkraft



Trend



+ Initiativen zum Breitbandausbau bis 2020 + Spitzenplatz beim Wohnungsneubau



Focus on — Hohe Energieimporte — Geringe Eigenversorgungssicherheit — Energiewende „Deutschland“
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• Grenzüberschreitende Netze und Gasleitungen • Schaffung wirtschaftlicher- und steuerlicher Anreize für Unternehmen in den Energiebereichen Wärme und Mobilität • Ausgewogener Mix aus erneuerbaren Energien für Strom, Wärme und Mobilität • Breitbandausbau schnell vorantreiben



Qualität, Ausbaugrad und Effizienz der Infrastruktur bieten Unternehmen eine ideale Geschäfts- und Produktionsgrund lage in Österreich und wirken sich positiv auf das Wirtschaftswachstum aus.



Ö



sterreich verfügt über eine gut ausgebaute Transport-, Elektrizitätsund Kommunikationsinfrastruktur. Durch die Initiativen zum Breitband ausbau kann die Qualität der Leitungsnetze gesichert werden. Dies erfordert auch eine bessere Sicherheitsinfrastruktur und die Verfügbarkeit von entsprechenden IT-Experten. Bei der Qualität des Strom- und Telefonnetzes ist die Alpenrepublik ebenso im Spitzenfeld zu finden wie beim Straßen- und Schienennetz. Verbesserungsbedarf gibt es bei der Anbindung an das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn. Der Vienna International Airport ist im Jahr 2014 mit 22,5 Mio. Passagieren (+2,2%) und einem Plus von 8,3% beim Frachtvolumen auf Wachstumskurs und auf gutem Weg, sich als Drehscheibe im internationalen Flugverkehr abzusichern.1 Die regionalen Flughäfen kämpfen für ansässige Betriebe weiterhin um wettbewerbsfähige Anbindungen.



Leadership Insight: Stakeholder und Unternehmensumfeld im Blick Relevante Veränderungen im Umfeld des eigenen Unternehmens zu berücksichtigen, ist ein wichtiger Faktor für die Unternehmensentwicklung. Erfolgreiche Top-Manager bauen daher rechtzeitig tragfähige Beziehungen zu den wichtigsten Stakeholdern der Organisation auf, um Entwicklungen frühzeitig erkennen und – wenn möglich – positiv mitgestalten zu können. Sie positionieren sich und ihr Unternehmen als hilfreicher Partner und gewinnen dadurch Einfluss auf die relevanten Entscheidungsprozesse.



Im Energiebereich profitiert Österreich von seinem hohen Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung und generell von der Effizienz der Energieerzeugung. Die Alpenrepublik verfügt zwar über viel Energie aus Wasserkraft, ist aber nach wie vor Energie-Importland, da fossile Energieträger fehlen. Obwohl die Bedeutung von Wind- und Solarenergie zunimmt, können diese die fehlende Energiemenge nicht kompensieren. Sollte der Ölpreis auch 2015 auf seinem niedrigen Niveau bleiben, stützt dies die Konjunktur ölimportierender Länder, kann für die Eurozone aber auch die Gefahr einer Deflation verstärken. Die Vollendung eines europäischen Energiebinnenmarktes hätte für Österreich positive Auswirkungen und würde den erheblichen Unterschied bei den Energiepreisen in Europa gegenüber den USA reduzieren und die Wettbewerbsfähigkeit stärken. Sowohl die Marktentwicklung in der Bauindustrie als auch die Stimmung im Immobiliensektor stehen in direktem Zusammenhang mit der allgemeinen Wirtschaftslage. Beim Preisanstieg für Wohnimmobilien ist Wien europäischer Spitzenreiter. Beim Wohnungsneubau belegt Österreich hinter Frankreich den zweiten Platz. In Österreich wird wie auch in der gesamten EU mit einer Steigerung des Volumens der Bauinvestments gerechnet. In der europäischen Baubranche zeichnen sich eine Internationalisierung der Konzerne und eine Diversifikation der Serviceleistungen als wesentlichste Strategien ab.



1



Vienna Airport 2014
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Infrastruktur: Österreich als bedeutender Knotenpunkt Eine hochwertige Verkehrsinfrastruktur ist ein zentraler wirtschaftlicher Standortfaktor und entscheidend für die Betriebsansiedlung und die Schaffung von Arbeitsplätzen. Österreich ist in diesem Bereich gut aufgestellt und erreicht Platz 23 im GCI-Ranking. Dabei sticht die Qualität des Straßennetzes besonders hervor und gehört zu den besten drei der gesamten GCI-Rangliste. Für ein Binnenland wie Österreich ist es wichtig, dass auch seine Nachbarländer über eine gut ausgebaute Verkehrs-Infrastruktur verfügen. Mit Beschlüssen zum Aufbau des Transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V) sowie mit der „Connecting Europe“-Initiative (CEF) hat die Europäische Union die notwendigen Grundlagen für eine europäische Infrastrukturpolitik geschaffen. Durch Österreich verlaufen vier der neun EU-Verkehrsachsen, denen eine Schlüsselposition zukommt: Der BaltischAdriatische Korridor mit Südbahnachse in Österreich, der Skandinavien-Mittelmeer Korridor mit Brennerachse sowie der Rhein-Donau Korridor und der östliche Mittelmeer Korridor, zu dem die Achse Brünn - Wien - Bratislava/ Budapest zählt. Für den Ausbau des Transeuropäischen Verkehrsnetzes stehen bis 2020 EU-Fördermittel von EUR 14,9 Mrd. zur Verfügung. In strukturschwachen Regionen sind zusätzlich für den Ausbau des TEN-V rund EUR 11 Mrd. vorgesehen. Die Verkehrsinfrastruktur umfasst auch den Daten verkehr. Die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens hängt zunehmend vom Umgang mit rasant steigenden verfügbaren Datenmengen ab. Datability, die Fähigkeit zur intelligenten Analyse bereits vorhandener Daten, wird immer mehr über die nachhaltige Sicherung der Profitabilität von Unternehmen entscheiden. Dabei kommt es darauf an, die Analyse der bestehenden Daten für Unternehmen zu nutzen, um neue Geschäftspotenziale zu erschließen, Prozesse effizienter zu organisieren und den Ressourceneinsatz zu optimieren. Die Qualität der Leitungsnetze (Breitband Initiative) spielt dabei eine wesentliche Rolle. Wettbewerbsfähigkeit zu sichern bedeutet auch, dass parallel zum Breitband ausbau auch die Sicherheitsinfrastruktur errichtet werden muss. Es liegt auf der Hand, dass das Bildungssystem gefordert ist, besonderen Wert auf IT-Kompetenz und adäquat qualifizierte IT-Experten zu legen. Ein mangelndes Angebot an Experten im Land beschleunigt das Outsourcing entsprechender Dienstleistungen in das Ausland, eine Entwicklung, die aus Kostengesichtspunkten bereits seit längerer Zeit zu beobachten ist.
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Energie Große Umwälzungen im Energiesektor Der Energiesektor befindet sich gerade mitten in einem enormen Wandel. Das beste Beispiel hierfür ist die amerikanische Schieferöl- und Schiefergasrevolution und ihre tiefgreifenden Folgen für die globalen Energiemärkte. Das Überangebot an Öl und die sinkende gesamtwirtschaftliche Nachfrage beeinflussen das Versorgerumfeld genauso wie die gesunkenen Strompreise im Großhandel, die durch die starke Förderung der erneuerbaren Energien zustande kommen. Für Energieversorger – global wie national – bedeutet dies, dass der operative Gewinn sowie der Umsatz sinken und der Überschuss zurückgeht. Unabhängig von der strategischen Ausrichtung oder den konkreten Geschäftsmodellen steht die Energiebranche vor folgenden Herausforderungen: • Integration der fluktuierenden erneuerbaren Energien in das bis jetzt sehr stark von großen konventionellen Kraftwerken dominierte Stromnetz und die daraus resultierende Herausforderung der Sicherstellung eines funktionierenden Stromnetzes. • Deutliche Intensivierung des Kundenservice, um den veränderten Kundenpräferenzen Rechnung zu tragen. • Laufende regulatorische, politische sowie ökologische Veränderungen, wie zum Beispiel das Energieeffizienzgesetz, die 2030-Ziele der Europäischen Union oder der signifikante Öl-Preisverfall. Energieunternehmen werden in den nächsten Jahren gezielt in Leadership, Innovation und ihre Kundenbeziehungen investieren müssen. Die Energielandschaft wird dezentraler und die Kunden fordern mehr Unabhängigkeit sowie bezahlbare Energielösungen. Die Geschäftsbeziehung mit dem Kunden endet in Zukunft nicht mehr am Zähler, sondern wird darüber hinausgehen. Sie erwarten sich einen umfassenden Service. Diesen Wunsch wollen und können aber nicht nur Energieversorger erfüllen. Eine Vielzahl anderer Player aus der IT, Bauwirtschaft, Mobilität oder Telekomunikation wird in Zukunft ebenfalls versuchen, die Kunden an sich zu binden. Wer sich als erster mit originellen und begeisternden Angeboten hinter dem Zähler positioniert und ein Paket aus Strom, Wärme und Mobilität schnürt, kann als Pionierunternehmen einen Vorsprung erreichen.



Gerhard Marterbauer, Partner, Leader Energy & Resources:



„Die Energiebranche steht national und international vor einem großen Umbruch. Der gesamte Sektor muss sich neu erfinden, indem er Geschäftsmodelle sowie Strukturen überdenkt und anpasst.“



Stärken, Schwächen und Chancen: Bestehende Potenziale realisieren, neue eröffnen Österreichs Stärken liegen in der Stromerzeugung. Ausschlaggebend sind der hohe Anteil erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung und die Effizienz der Energieerzeugung. Dabei bewegen sich die Stromkosten für Haushalts- und Industriekunden im europäischen Mittelfeld. Die Schwachpunkte niedrige Eigenversorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit stehen im Zusammenhang mit den nötigen Energieimporten. Die geringe Eigenversorgungssicherheit ist auf fehlende heimische fossile Energieträger zurückzuführen. Österreichs Chancen liegen in intelligenten wirtschaftlichen und steuerlichen Anreizen für Unternehmen in den Energiebereichen Wärme und Mobilität, die zu Betriebsansiedlung, Gründungen und der Schaffung von Arbeitsplätzen führen können. Die energie- und klimapolitischen Ziele der Regierung gehen in die richtige Richtung, bei der Zielerreichung hat Österreich jedoch noch Luft nach oben. Durch gezielte Maßnahmen der Politik besteht nicht nur die Möglichkeit, die ausgewiesenen Potenziale zu realisieren. Die gezielte Förderung von Forschung und Entwicklung in den Bereichen technologisch neuer Komponenten können langfristig weitere Potenziale eröffnen. Durch Technologieführerschaft könnten österreichische Unternehmen ihre Marktanteile in diesen Bereichen verdoppeln. Dies würde zu einer erheblichen Steigerung der Beschäftigung führen. Hierzu ist es notwendig, dass Wärme und Mobilität auch im Bereich der Ausbildung auf allen Stufen berücksichtigt werden, um Know-how im Land zu halten und auszubauen.



Die Forcierung europäischer Lösungen und die verstärkte Einbindung in internationale Netzwerke sind notwendig, um international konkurrenzfähig zu bleiben.



Überregionale Versorgungssicherheit Das Thema Energiesicherheit spielt bei der Einstufung der Absicherung eines Standorts eine wichtige Rolle. Die Krise in der Ukraine hat dies erneut deutlich gemacht. Europa ist zu sehr auf Energieimporte von Kraftstoff und Gas angewiesen und benötigt eine höhere Energieunabhängigkeit. Die gesamte EU importiert ca. 53% der Energie, die sie verbraucht, Österreich um die 70%. Energiesicherheit wird es ohne einen europaweiten, voll funktionierenden Energiemarkt nicht geben. Von Versorgungssicherheit wird bei der Grundsicherung von menschlichen Bedürfnissen gesprochen. Dazu zählt auch die Energie. Der Wert ist in Österreich mit 99,99% am höchsten. Trotz Klimawandel und Energiewende, darf das Energiesystem in Österreich nicht an seiner notwendigen Versorgungssicherheit verlieren, das ist die Grundvoraussetzung für bestehende Industriebetriebe und die Ansiedlung von neuen. Will Europa den erheblichen Unterschied bei den Energiepreisen gegenüber den USA nicht noch weiter vergrößern, sollte es den europäischen Energiebinnenmarkt vollenden. Statt nationaler Alleingänge sind grenzüberschreitende Netze und Gasleitungen nötig. Diese sind nicht nur wettbewerbsfördernd, sondern verhindern auch, dass einzelne europäische Länder von Lieferanten gegeneinander ausgespielt werden können.
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Anteil erneuerbarer Energien weiter erhöhen



Trendwende im Bereich Elektromobilität?



Ziel muss es sein, die Wettbewerbsfähigkeit im europäischen Energiesektor zu erhöhen. Dabei kann österreichische Energiepolitik nicht losgelöst vom europäischen Rahmen betrieben werden. Der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch hat sich in allen Mitgliedstaaten der EU seit 2004 erhöht. Österreich (von 22,7% im Jahr 2004 auf 32,1% im Jahr 2012) verzeichnet nach Schweden (von 38,7% auf 51,0%) und Dänemark (von 14,5% auf 26,0%) die größten Zunahmen in diesem Zeitraum.



Im Jahr 2014 wurden in Österreich insgesamt 303.318 Pkw neu zugelassen, 15.717 Stück weniger als im Vorjahr (319.035) und deutlich weniger als im zwanzigjährigen Durchschnitt (306.853). Die Abnahme der Neuzulassungen gegenüber dem Vorjahr ist sowohl auf weniger dieselbetriebene Pkw (Anteil: 56,8%, minus 4,7%), als auch auf eine geringere Anzahl benzinbetriebener Pkw (Anteil: 41,7%, minus 5,8%) zurückzuführen. Der Anteil alternativ betriebener Autos – Elektro, Erdgas, bivalenter Betrieb, kombinierter Betrieb (Hybrid) und Wasserstoff (Brennstoffzelle) ist hingegen ist um 14,9% gestiegen, aber mit 1,5% bzw. 4.434 Stück vergleichsweise gering. Einen starken Zuwachs von 95,9% gab es bei Neuzulassungen mit reinem Elektroantrieb.



Beim Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch belegt Österreich EU-weit Platz 4 (32,1%) hinter Schweden (51,0%), Lettland (35,8%) und Finnland (34,3%). Den geringsten Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch haben Malta (1,4%), Luxemburg (3,1%), das Vereinigte Königreich (4,2%) und die Niederlande (4,5%). Estland, Bulgarien und Schweden sind die ersten Mitgliedstaaten, die ihren Zielwert für 2020 bereits erreicht haben. Den Zielwert von 34% für 2020 hat Österreich mit seinen 32,1% beinahe erreicht.



Anzahl der Neuzulassungen für Kfz mit alternativen Antriebsenergien
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28 | Deloitte Radar 2015



Förderung der Elektromobilität durch steuerliche Anreize



Energieeffizienzgesetz: Was bedeutet es für Unternehmen?



Der Markt für Elektromobilität ist noch nicht dort angekommen, wo er heute stehen könnte. Das liegt vor allem an der verspäteten Einführung der Elektro-Segmente führender europäischer Hersteller und dem Abschöpfen des Marktangebots durch Staaten, in denen starke Förderungen existieren, wie etwa in Norwegen und den Niederlanden. Ab 2015 ist mit einem signifikanten Sprung zu rechnen, der durch Maßnahmen in der Steuer- und Wirtschaftspolitik in Österreich unterstützt werden kann. Das können z.B. die Anhebung des Sachbezugs sein oder die Auflösung der Deckelung für klimaschädliche und abgasunfreundliche Fahrzeuge ab einem CO2-Referenzwert, der deutlich über dem Flottendurchschnitt in Österreich liegt. Um ökologische Anreize weiter zu verstärken, könnten z.B. Autos mit reinem Elektromotor sowie Fahrräder vom Sachbezug auch gänzlich befreit werden. Zudem könnte für Autos mit reinem Elektromotor der Vorsteuerabzug geöffnet werden.



Das Energieeffizienzgesetz führt dazu, dass sich alle großen und mittleren Unternehmen mit ihrer Energiebilanz entweder durch einen Energie-Audit (der alle 4 Jahre durchzuführen ist) oder durch die Einführung eines Energiemanagementsystems mit der Energiebilanz ihres Unternehmens auseinander setzen müssen. Vor allem für Unternehmen, bei denen der Energieverbrauch keinen direkten Einfluss auf den Geschäftserfolg hat, soll das Gesetz zu einem besseren Verständnis der Energiebilanz und zu einer Reduktion des Energieverbrauchs führen. Energieintensive Unternehmen, oder solche, bei denen der Energieverbrauch einen wesentlichen Einfluss auf den Unternehmenserfolg hat, werden aus der Sicht von Deloitte nur bedingt vom Gesetz profitieren, da die möglichen wirtschaftlichen Effizienzpotenziale im Energiebereich bei diesen Unternehmen bereits realisiert wurden.



Info Box: Energie-Audit Ein Energie-Audit untersucht und analysiert systematisch den Energieeinsatz und -verbrauch in einem Unternehmen. Zunächst werden die Ziele, Anwendungsbereiche, Grenzen und die Untersuchungstiefe festgelegt. Anschließend werden unternehmensinterne Prozesse und das Nutzerverhalten analysiert, um Energiekennzahlen und Energiesparmaßnahmen zu ermitteln. Die verschiedenen Maßnahmen werden anhand von Wirtschaftlichkeitsberechnungen monetär bewertet, um zu zeigen, welche Investitionen sich in welchem Zeitraum rentieren. Abschließend werden die wesentlichen Einsparpotenziale und -maßnahmen in einem Energiebericht zusammengefasst.
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Real Estate Steigende Preise am Wohnungsmarkt Der im Vorjahr beobachtete Positivtrend im österreichischen Immobilienmarkt hält weiterhin an. Besonders der Wiener Wohnungsmarkt ist nach wie vor durch steigende Kauf- sowie Mietniveaus gekennzeichnet. Dies spiegelt sich auch im aktuellen Deloitte Property Index wider, in dem Wien beim Preisanstieg für Wohnimmobilien mit 9% gegenüber dem Vorjahr Spitzenreiter ist, gefolgt von Kopenhagen (+8%) und Berlin (+7%). Im Gegensatz dazu wurde in Madrid ein Rückgang um mehr als 20% verzeichnet. Im Jahresvergleich unterscheidet sich die Preisentwicklung bei Immobilien in den untersuchten Ländern deutlich: Österreich und Deutschland verzeichnen den größten relativen Anstieg (plus 7% bzw. 5%), in Italien und Spanien hingegen sind die Immobilienpreise im Vergleich zum Vorjahr erneut gesunken (minus 5% bzw. 13%). Absolut gesehen bleiben London und Paris die teuersten Städte in Europa. Der durchschnittliche Preis für eine Wohnung in der Londoner Innenstadt liegt bei EUR 10.000 pro Quadratmeter. Wien liegt gemeinsam mit Hamburg, Rom und Mailand im Mittelfeld mit EUR 3.500 bis 4.200 pro Quadratmeter. Auffällig ist das Verhältnis der Transaktionspreise ausgewählter Städte zum Landesdurchschnitt.



Average Transaction Price of the New Dwelling EUR/ m2



Während die Quadratmeterpreise in Moskau und München mehr als 200% über dem Landesschnitt liegen, sind es in Wien nur knapp 50%. Nur wenige Kilometer weiter, in Ungarn, wurden 2013 die wenigsten neuen Wohnungen (0,7 Wohnungen pro 1.000 Einwohner) fertiggestellt. Geringe Renditen an internationalen Finanzmärkten und niedrige Zinsen auf Kredite mobilisieren private wie institutionelle Investoren und sorgen für eine anhaltend starke Nachfrage. Immobilien sind weiterhin eine beliebte Wertanlage in den von Unsicherheit geprägten, renditearmen Märkten, die es auch weiterhin ermöglichen, attraktive und wirtschaftlich nachhaltige Investments zu tätigen. Die Leistbarkeit des eigenen Wohnraums ist ein zentraler Faktor bei der Einschätzung eines Marktes, da er die Sicht der Nachfrage berücksichtigt. Hier bestehen große Unterschiede zwischen den untersuchten Ländern. Während man in Dänemark nur das 2,1-fache des durchschnittlichen Bruttojahresgehalts benötigt, um sich seine neuen eigenen vier Wände zu leisten, bedarf es dafür in Tschechien des 7,2-fachen Jahresbruttoeinkommens, ähnlich wie in Polen und Ungarn (7,4-fach). Österreich liegt mit knapp sechs Brutto-Jahresgehältern für eine 70 Quadratmeter große Wohnung im unteren europä ischen Mittelfeld. Durch die starke Nachfrage kam es zu einer deutlichen Steigerung gegenüber dem Vorjahr, als noch rund fünf Bruttojahresgehälter ausreichten.
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Alexander Hohendanner, Partner, Leader Real Estate:



„Zahlreiche Bauprojekte im kommunalen und privaten Sektor zeichnen sich derzeit schon am Horizont ab. Dies zeigt erneut, wie wichtig positive Impulse vom Standort Österreich für die Konjunktur in Schlüsselbranchen wie der Bauindustrie sind.“



Baubranche: Erstmals wieder leichtes Wachstum Die Marktentwicklung in der Bauindustrie steht in direktem Zusammenhang mit der Stimmung am Immobilienmarkt und der allgemeinen Wirtschaftslage. Ebenso spielen das Zinsniveau und die Verfügbarkeit von Kapital sowie budgetpolitische Maßnahmen eine große Rolle. Entsprechend schwierig war die Situation während der letzten vier Jahre. Neben dem Wohnungsmarkt hat Deloitte auch die Bauindustrie und deren Entwicklung europaweit analysiert. Für 2014 zeichnet sich nach einigen harten Jahren endlich wieder Wachstum ab, das 2015 noch anziehen soll. Der zuvor genannte starke Wohnungsmarkt stellt einen der Treiber dar. Zu den Top 50 Baukonzernen Europas gehören die beiden österreichischen Unternehmen Strabag SE und Porr AG. In der europäischen Baubranche zeichnen sich die Internationalisierung der Konzerne und die Diversifikation der Serviceleistungen als die wesentlichsten Strategien ab. Beschränkte Marktgrößen und damit -anteile im westeuropäischen Raum sowie eine stagnierende Entwicklung dieser Märkte resultierten in den vergangenen Jahren in einer verstärkten Suche nach Investitionsmöglichkeiten und Wachstumschancen im Ausland. Auslandsaktivitäten der Baukonzerne führen jedoch nicht unbedingt zu höheren Marktwerten, sondern können erhebliche Risiken bergen: Zwischen dem Internationalisierungsgrad und der ErgebnisMarge für Bauaktivitäten besteht eine negative Wechselbeziehung. Für die beiden österreichischen Konzerne Strabag und Porr treffen die erhöhten Risiken jedoch nur bedingt zu, da beide im Vergleich zu einigen europäischen Konkurrenten mit einem stabilen Inlandsgeschäft solide aufgestellt sind.



Investment-Klima: Steigendes Interesse chinesischer Investoren, komplexe Regelungen sind ein Hemmschuh Das im Vorjahr beobachtete verstärkte Interesse chinesischer Investoren an Österreich hält an. Obwohl die heimischen Gegebenheiten des Immobilienmarkts ausländische Markteintritte nach wie vor erschweren. Vor allem die regionalen Gesetzgebungen (MRG, WEG, lokale Bauordnungen etc.) sind im internationalen Vergleich komplex. Auch die mangelnde Datenverfügbarkeit trägt zur Intransparenz des Immobilienmarktes bei. Im Jahr 2014 hat sich die Krise in der Ukraine und der damit zusammenhängende Rubelverfall vor allem auf den Wirtschaftsstandort Wien ausgewirkt. Tourismus, Handel aber auch die Immobilienbranche (jeweils das Luxussegment) haben einen Rückgang russischer Gäste deutlich zu spüren bekommen. Neben Wien verzeichnet besonders Salzburg ähnliche Trends. In der Immobilienbranche ist das Segment der besonders wohlhabenden Käufer massiv zurückgegangen – die Nachfragen von Investoren, die bis Frühjahr 2014 noch bereitwillig bis zu EUR 25.000 pro Quadratmeter Luxuswohnfläche ausgegeben haben, ist aktuell weitestgehend verschwunden. Es fällt auf, dass der chinesische Markt verstärkt in allen Bereichen (Tourismus, Handel, Investitionen) auftritt und Teile der ausfallenden Umsätze diverser Branchen ausgleicht.



In Österreich wird eine Steigerung der Bau-Investments um 1,9% (2014) und 2,2% (2015) erwartet. Auf EU-Ebene geht man von + 1,7% für 2014 und + 2,8% für 2015 aus. Von allen untersuchten Ländern liegt Österreich – bezogen auf das Bauvolumen im Verhältnis zum BIP im Jahr 2013 – mit 11,3% auf Platz fünf nach Rumänien, Finnland, Frankreich und Polen. Wesentliche Treiber dabei sind die massiven Investitionen etlicher Länder in die Modernisierung ihrer Infrastruktur.
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3. 



Regulatorisches Umfeld + Keine Überraschungen für Österreichs Banken beim Comprehensive Assessment



+ Harmonisierung innerhalb der europäischen Finanzdienstleistungsindustrie weiter vorangetrieben



+ EZB übernahm plangemäß im November 2014 die Aufsicht über Europas wesentliche Bankengruppen und soll eine einheitliche Aufsicht sicherstellen



Regulatorisches Umfeld Vorjahr



Trend



+ Der Weg zur Stabilität des europäischen Finanzsektors wurde weiter beschritten



— Insgesamt hat die FinanzmarktRegulierung (in der gesamten EU) ihr Limit erreicht, Umfang und Geschwindigkeit der Maßnahmen und Anforderungen lähmen die Banken in ihrer tourlichen operativen Geschäftstätigkeit



— Unklare Kompetenzverteilungen zwischen den nationalen und europäischen Aufsichtsbehörden



— Die Vielzahl an Regularien und noch nicht etablierte Kompetenzverteilungen erhöhen die Rechtsunsicherheit



— Stark erhöhte Compliancekosten und das allgemeine wirtschaftliche und (geschäfts-)politische Umfeld erhöhen den Profitabilitätsdruck auf den Finanzsektor



— Unklare Kompetenzverteilung zwischen OePR und FMA bei den Enforcement-Verfahren
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Focus on • Bei nationalen Gesetzen und Regelungen sollte das oberste Ziel die Vereinfachung sein – nach dem Prinzip „One in / two out“ braucht die Wirtschaft eine Verschlankung bei den Vorgaben • Voranstellen von „doing the right things“ vor „doing things right“ – also Proaktivität oder Kreativität vor Lähmung durch (bloße) Compliance • Unternehmen müssen sich frühzeitig und vorausschauend mit bevorstehenden regulatorischen Maßnahmen – wie z.B. dem Rechnungslegungsänderungsgesetz und den Enforcement-Verfahren, IFRS 9, MiFID II, 4. AML-D, EBA Standards – auseinandersetzen



Die regulatorischen Auflagen fordern Österreichs Unternehmen auch 2015: Der Wildwuchs an Vorgaben lässt wenig Raum für proaktive Maßnahmen und Investitionen. 



I



m Bereich der Regulierungen haben viele der zuletzt verabschiedeten Gesetze ihren Ursprung auf europäischer Ebene. Laut GCI-Umfragen hat sich in Österreich die empfundene Belastung durch die Regulierung zwar leicht gebessert (Rang 83 statt 88), doch im europäischen Vergleich ist sie weiterhin überdurchschnittlich hoch. Im aktuellen CFO-Stimmungsbarometer haben 63% der heimischen Top-Finanzvorstände die zunehmende Regulierung als weentliches Unternehmensrisiko eingestuft. Damit liegt sie in der Wahrnehmung noch vor den geopolitischen Risiken und wird von vielen als einer der Gründe für das schlechte Investitionsklima gesehen.



Nach dem erwartet turbulenten Jahr 2014 bleibt der Finanzdienstleistungsbranche auch 2015 nur wenig Zeit zum Durchatmen. Die rasch steigende Komplexität der gesetzlichen Rahmenbedingungen, die Übernahme neuer und umfassender Kompetenzen und Eingriffsrechte durch die neu gegründeten supranationalen Aufsichtsbehörden, stetig steigende Anforderungen an Qualität, Quantität und Zugriffsgeschwindigkeit auf hohe Datenmengen, die nach wie vor sehr niedrige Zinslandschaft, schwache Konjunkturprognosen für den EU-Raum sowie oftmals erforderliche BilanzRestrukturierungsprojekte stellen Banken auch heuer vor neue und weitreichende Herausforderungen. Im zweiten Deloitte.Radar widmen wir uns zudem erneut dem im letzten Jahr eingeführten Enforcement-Verfahren. Außerdem blicken wir auf die wesentlichen Änderungen, die sich für Unternehmen aus dem aktuellen Rechnungslegungsänderungsgesetz (RÄG 2014) ergeben.



Leadership Insight: Proaktivität und Chancenorientierung Die stetig zunehmende Regulierung ist in vielen Branchen eine Belastung, die vielfach das Risikomanagement über die Wachstumsinitiativen stellt. Visionäre Manager nutzen neue Regelungen auch als hilfreiche externe Impulse und Chancen im Wettbewerb durch die das eigene Unternehmen sich positiv(er) entwickeln kann. Im Rahmen der Unternehmenskultur achten sie darauf, dass Führungskräfte trotz aller notwendigen Vorsicht weiterhin Entscheidungen treffen können und wollen.
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Gerhard Marterbauer, Partner, Enforcement Advisory:



„Die ersten Enforcement-Verfahren haben gezeigt, klare Regelungen und Simulationen im Vorfeld sind Erfolgsfaktoren. Damit könnten man möglicherweise unter der deutschen Fehlerfeststellungsquote von 25% bleiben.“



Enforcement: Erste Prüfverfahren abgeschlossen



Rechnungslegungsänderungsgesetz 2014: Alle Unternehmen betroffen



Seit Anfang 2014 nimmt die Österreichische Prüfstelle für Rechnungslegung (OePR) die Konzern- und Halbjahresabschlüsse genau unter die Lupe. „Post von OePR bzw. der FMA“ erhalten österreichische Unternehmen seit März 2014.



Das RÄG 2014 setzt die Vorgaben der BilanzRichtlinie um, modernisiert das Bilanzrecht und führt das UGB an die Bilanzierung nach den IFRS und auch an die Bewertung im Steuerrecht heran. Dabei besteht neben den Verteilungswahlrechten in den Übergangsbestimmungen auch die bilanzpolitische Möglichkeit eines freiwilligen Vorziehens der Anwendung einzelner Vorschriften, welche für die nach 2015 beginnenden Geschäftsjahre ohnedies zwingend sind. Hier ein Überblick über einige der Neuerungen:



Bisher wurden mehr als 30 Unternehmen ausgewählt, die sich ohne Ausnahme dazu entschlossen haben, an dem Prüfverfahren mitzuwirken. Nach und nach werden die Prüfungen nunmehr abgeschlossen. Bei den von Deloitte mitbegleiteten Verfahren konnten wir sehen, dass eine gute Vorbereitung auf das Enforcement-Verfahren und die Auswahl der richtigen Mitarbeiter für das Enforcement-Team des geprüften Unternehmens wesentliche Erfolgsfaktoren darstellen. Als besonders erfolgversprechend haben sich die kombinierte Vorbereitung mittels Erstellung einer Enforcement-Richtlinie und die Simulation eines Enforcement-Verfahrens im Vorfeld erwiesen. Damit sind die geprüften Unternehmen für die noch neue Form der Prüfung durch die OePR vorbereitet – Kompetenzen und Verantwortungen werden dadurch frühzeitig geklärt und die „Regeln“ im Falle eines Prüfverfahrens stehen ebenfalls vorab fest. Oft wird nämlich der Aufwand unterschätzt, der für die Beantwortung des Fragenkataloges der Prüfstelle erforderlich ist. So kam es vor, dass ein Unternehmen von der Prüfstelle in der ersten Fragerunde einen Fragenkatalog mit über 100 Fragen erhalten hat. Entsprechende Vorbereitung ermöglicht eine zeitgerechte und erfolgreiche Abgabe innerhalb der üblichen Frist von zwei Wochen. Die ersten Fehlerveröffentlichungen durch die FMA werden nun Zug um Zug erfolgen. Die Reaktionen der unterschiedlichen Stakeholder sind danach entsprechend abzuwarten. Eine gut abgestimmte Kommunikation bei den zu erwartenden Fehlerfeststellungen ist ein wichtiger Erfolgsfaktor, der sich am Ende des gesamten Enforcement-Prozesses an Mitarbeiter des Unternehmens und Medien gleichermaßen richtet. In Deutschland betrug die Fehlerfeststellungsquote zu Beginn der Enforcement-Verfahren rund 25%. Diese Quote kann auch für Österreich als Richtwert herangezogen werden. Die Prüfungsschwerpunkte für das Abschlussjahr 2014 können bereits auf der Webseite der OePR eingesehen werden.
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• Rechnungslegungspflicht für Personengesellschaften, die nur Kapitalgesellschaften als Gesellschafter haben • Reine Zweckgesellschaften („Special Purpose Vehicles“) mit beherrschendem Einfluss verhindern nicht die Konsolidierungspflicht • Geringfügige Aufrundung der Größenklassen (klein/ mittelgroß/groß) • Einführung der Kategorie „Kleinstkapitalgesellschaft“ mit den Schwellenwerten EUR 700.000 Umsatzerlöse, 10 Dienstnehmer und EUR 350.000 Bilanzsumme • Angleichungen an Regelungen des Steuerrechts (z.B. Aktivierungspflicht für Disagios bei neuen Krediten, Inklusion der Gemeinkosten bei neu begonnener Herstellung von AV und UV, Abzinsung von Rückstellungen) • Änderungen bei den Aktivierungspflichten und Abschreibungen • Allgemeine Zuschreibungspflicht bei Wertaufholung nach außerplanmäßigen Abschreibungen (der steuerwirksame Ertrag unterliegt keiner Ausschüttungssperre, kann aber durch eine PRA in Höhe der bis 2015 unterlassenen Zuschreibungen verhindert werden) • Wegfall des Postens “unversteuerte Rücklagen” • Neuregelung der latenten Steuern (Balance Sheet Approach, Berücksichtigung Verlustvorträge) • Die Fristigkeit von Forderungen und Verbindlichkeiten wird ab sofort direkt in der Bilanz dargestellt (bisher im Anhang) • Außerordentliche Erträge und Aufwendungen werden abgeschafft, damit zur Gänze als „ordentliche“ Positionen anzuführen und bei außerordentlicher Höhe im Anhang zu erläutern



Regulierung des Finanzsektors • Das EGT heißt künftig „Ergebnis vor Steuern“, die GuV darf mit dem Jahresüberschuss enden



2014 war ein turbulentes Jahr für die Finanzdienstleistungsbranche



• Erleichterungen bei der Offenlegung beim Firmenbuch ab 20.7.2015 (betrifft verspätete Bilanzoffenlegungen, Ergebnisverwendungsvorschlag und ausländische Konzernabschlüsse)



Das vergangene Jahr 2014 war in der gesamten europäischen Bankenindustrie vor allem von einem Datum geprägt: dem 4. November 2014. An diesem Tag übernahm die Europäische Zentralbank (EZB) in ihrer Rolle als “Supervisor of Supervisors” die direkte Aufsicht über 128 der bedeutendsten europäischen Bankengruppen. Die Auswirkungen durch den Start dieses einheitlichen Aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mechanism – SSM) beschränken sich aber nicht nur auf die sogenannten “systemrelevanten Banken” – mittelbar gilt der SSM für alle Banken der Eurozone.



Wie die Auflistung der Änderungen zeigt, ist mit dem RÄG 2014 nahezu alles in der Bilanz und vieles in der GuV betroffen. Alle Unternehmen – egal ob KMU oder Holdings – müssen sich damit auseinandersetzen. Mit der angekündigten Steuerreform sind außerdem Änderungen im Einkommensteuergesetz zu erwarten. Da die Änderungen aus dem RÄG bereits zwingend den Abschluss 2016 betreffen, sollten die Unternehmen bereits jetzt mit den gedanklichen Vorbereitungen und einigen Grundsatzentscheidungen starten.



Michael Schober, Präsident des iwp und Leader Audit & Enterprise Risk Services:



„Mit dem RÄG 2014 bleibt kein Stein auf dem anderen – alle Unternehmen sind betroffen und sollten bereits jetzt mit der Vorbereitung starten.“



Die zentrale europäische Bankenaufsicht im Rahmen des SSM ist nur einer von drei Grundpfeilern der zukünftigen europäischen Bankenunion, die den Finanzplatz Europa harmonisieren und letztendlich stärken sowie den Investorenschutz weiter in den Mittelpunkt der Regulierung rücken sollen. Weitere Ziele der Bankenunion sind die Steigerung der Transparenz und Stabilität des europäischen Bankensektors sowie der Wunsch nach einer Entkoppelung von Staats- und Bankenschulden. Flankiert wird der SSM von einem einheitlichen Abwicklungsmechanismus (Single Resolution Mechanism – SRM) und von einem einheitlichen, gemeinsamen Einlagensicherungssystem.



Umfassende Prüfungen im Vorfeld: Asset Quality Review und Bankenstresstest Im Zuge des „Comprehensive Assessment“ hatte sich die EZB in Zusammenarbeit mit der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (EBA) bereits im Vorfeld intensiv auf ihre neue Aufgabe vorbereitet und eine gründliche Analyse der Bilanzen der größten Institute durchgeführt. Diese – in ihrer Komplexität und zeitlichen Dringlichkeit bisher einmalige – Beurteilung der Werthaltigkeit der Bankenbilanzen wurde von November 2013 bis Oktober 2014 durchgeführt und bestand prinzipiell aus zwei Hauptkomponenten: dem Asset Quality Review (AQR) sowie dem Stresstest. Der AQR wurde von der EZB gemeinsam mit nationalen Aufsehern und externen Experten durchgeführt. Er diente als Basis für den im Herbst 2014 europaweit durchgeführten Bankenstresstest zur Überprüfung und Darstellung der Widerstandsfähigkeit der Bankbilanzen unter simulierten Stressszenarien. Deloitte Radar 2015 | 35



Keine Überraschungen bei den österreichischen Banken



Deloitte mit eigenem Banking Union Center in Frankfurt vertreten



Für die von der Bankenunion direkt betroffenen sieben Bankengruppen in Österreich bedeutete das Comprehensive Assessment in seiner Gesamtheit vor allem ein besonders hohes und dichtes Ausmaß an Projektarbeiten, enge und oftmals sehr zeitnah kommunizierte Deadlines, häufig wechselnde Detail anforderungen, eine mitunter enorme Doppelbelastung insbesondere der Bereiche Finance/Accounting und Risikomanagement sowie das Warten auf die europaweit zeitgleiche Veröffentlichung der Ergebnisse am Sonntag, den 26. Oktober 2014. Die Ergebnisse zeigten für die österreichischen Banken die erwarteten Ergebnisse.



Um Banken bei den weitreichenden Veränderungen durch Einführung der zentralen Bankenaufsicht rasch, pragmatisch und vor Ort unterstützen und begleiten zu können, hat Deloitte im September 2014 das Banking Union Center in Frankfurt (BUCF) gegründet. Dieses internationale und in Frankfurt angesiedelte Deloitte FSI-Expertenteam fokussiert einerseits auf den Aufund Ausbau der Beziehungen zur EZB und fungiert andererseits als Schaltstellte für Anliegen und Anfragen von europäischen Banken an die EZB oder an andere Marktteilnehmer. Durch den konsequenten und zentral koordinierten Informationsaustausch ist das BUCF zudem in der Lage, regulatorische Herausforderungen, Trends sowie Bedürfnisse der Aufsicht und der betroffenen Institute zeitnah zu erkennen und diese – sofern gewünscht und möglich – rasch und unbürokratisch zu kommunizieren.



Info Box: Europäische Zentralbank (EZB)



€



• Vier Divisions Générales (DG) • In Summe derzeit rund 1.000 Mitarbeiter, weiter wachsend • Direkte Aufsicht über rund 130 signifikante europäische Bankengruppen durch DG I und DG II • Indirekte Aufsicht über rund 3.500 Banken durch DG III • DG IV übernimmt Querschnitts- und Expertenfunktion und ist zuständig für die Entwicklung von Aufsichtsmethoden und einen harmonisierten Aufsichtsansatz • In den Joint Supervisory Teams (JSTs) beaufsichtigen EZB-Mitarbeiter und Aufseher aus den Mitgliedsstaaten gemeinsam eine signifikante Bank. Die Leitung eines gemeinsamen Aufsichtsteams obliegt stets dem jeweiligen JST-Koordinator, der immer ein EZB-Mitarbeiter ist und zudem als zentrale Ansprechperson des Instituts fungiert. • Neuer aufsichtsrechtlicher Ansatz – SREP - Nachhaltigkeit des Geschäftsmodells - Interne Governance und internes Kontrollsystem - Gesamtbankrisikosteuerung/ ICAAP - Liquiditäts- und Refinanzierungsrisiken / ILAAP • Enge Zusammenarbeit mit der European Banking Authority (EBA) mit Sitz in London
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Regeln aus Basel III erstmals angewendet Neben der unionsrechtlichen Neuorientierung der Bankenaufsicht war das Jahr 2014 in der Bankenindustrie aber auch geprägt vom Inkrafttreten und der erstmaligen Anwendung des Basel III Regelwerkes – in Europa umgesetzt durch eine Richtlinie (CRD IV) und eine Verordnung (CRR). Wesentliche Bestandteile dieses Regulierungspaketes, das von allen Banken einzuhalten ist, sind – vereinfacht dargestellt – qualitativ und quantitativ erhöhte Eigenmittelanforderungen, die explizite Einhaltung von Liquiditätskennzahlen und einer Leverage Ratio zur Begrenzung des Verschuldensgrades sowie besonders detaillierte Vorschriften zum neuen aufsichtsrechtlichen Meldewesen (COREP/FINREP). Diese bereits sehr umfangreichen Gesetzesinitiativen werden in jüngster Vergangenheit noch von einer Vielzahl weiterer Standards (v.a. seitens der EBA) und konkretisierender Rechtsakte ergänzt.



Ausblick für die Branche: Auswirkungen des neuen Bankensanierungsgesetzes Mit 1. Januar 2015 trat in Österreich das Bankensanierungs- und Abwicklungsgesetz – kurz „BaSAG“ – in Kraft. Im Wesentlichen regelt das BaSAG die Anforderungen an die Erstellung von Sanierungsplänen und die Einführung der Abwicklungsinstrumente, die den zuständigen Aufsichtsbehörden im Abwicklungsfall sehr weitreichende Eingriffsbefugnisse einräumen. Die Erstellung von Sanierungsplänen erfordert eine umfassende Auseinandersetzung des jeweiligen Kreditinstituts mit seiner strategischen Positionierung bzw. dem Geschäftsmodell, der Risikosituation sowie der Gruppenstruktur, um die wesentlichen Schwachstellen und mögliche Sanierungsmaßnahmen ex ante zu identifizieren. Auch die Anforderungen des „AzP Neu“ – eines österreichischen Spezifikums – sind erstmals im Zuge der Jahresabschlussprüfung 2014 zu erfüllen und bewirken für zahlreiche Kreditinstitute erhöhte Aufwendungen und Investitionen für eine adäquate Dokumentation wesentlicher aufsichtsrechtlich Prozesse und Kontrollen. Zahlreiche Institute befinden sich derzeit zudem in den Vorbereitungsarbeiten zur Erfüllung der Anforderungen aus der MiFID II (Markets in Financial Instruments Directive), die zusammen mit der MiFIR (Markets in Financial Instruments Regulation) ab Anfang 2017 anwendbares Recht ist. Wesentliche Themenbereiche dieser Regularien sind die weitere Erhöhung des Anlegerschutzes, Vorschriften zur Corporate Governance, zu Ausführungsplätzen und zur Marktstruktur sowie Grundsätze zur weiteren Erhöhung der Transparenz im Wertpapiergeschäft.



Dominik Damm, Partner, FSI Country Leader Austria:



„Themenstellungen wie die Operationalisierung der europäischen Bankenunion, das Wechsel- und Zusammenspiel der Regulatoren auf unterschiedlichen Ebenen sowie die Stabilisierung des europäischen und österreichischen Bankensektors trotz eines anhaltend schwierigen Marktumfelds und zahlreicher Umstrukturierungsmaßnahmen werden im Jahr 2015 den Ton angeben. Da bleibt kaum Platz für eine Kür.“



Info Box: Ausblick auf weitere FSI-Regulierungen • SREP - Supervisory Review & Evaluation Process • MiFID II, MiFIR • Data Quality - BCBS 239 • Review of the Trading Book • Governance - Internal Control System • Basel IV - Überarbeitung des Standardansatzes
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4. 



Kosten



Kosten Kosten Kosten Vorjahr



+ Geplante Steuerreform mit Trend



— Höhe der Abgabenquote bei gleichzeitig mäßiger ausgabenseitiger Effektivität für Investitionen und Beschäftigung



— Komplexität des Steuersystems aufgrund unzähliger Ausnahmebestimmungen



— Nachteile im europäischen Steuerwettbewerb durch Alleingänge bei der Umsetzung des Action Plans zu BEPS



— Verunsicherung hinsichtlich steuerlicher Planungs- und Rechtssicherheit



— Auswirkungen des Abgabenänderungs gesetzes 2014 (Gruppenbesteuerung, Abzugsfähigkeit Lizenzen, Zinsen und Managergehälter)
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Entlastungen bei den Arbeitskosten und Vereinfachungsmaßnahmen (Ergebnis bleibt abzuwarten) + Geringe Ausfallskosten aufgrund niedriger Streikquote sowie hohe Arbeitsproduktivität



Focus on: • Keine rückwirkende Einführung von Steuerverschärfungen • Rechtssicherheit durch Ausweitung der Auskünfte auf internationale Sachverhalte und Umsatzsteuerfragen • Zusammenfassung aller steuerlichen Änderungen in einem Jahressteuergesetz • Vereinfachung des Unternehmenssteuerrechts (steuerlich, unternehmensrechtlich) • Umfassende Vereinfachung der Lohnverrechnung, insbesondere Zusammenlegung und Vereinheitlichung aller Dienstgeberabgaben • Maßnahmenbündel gegen Steuer- und Sozialbetrug • Ausgabenseitige Gegenfinanzierung der geplanten Steuerreform



Österreichs Fiskalpolitik muss endlich wieder wettbewerbsfähig werden: Die Finanzierung längst fälliger Entlastungen muss dabei über Strukturreformen erfolgen, nicht über neue Steuern. 



S



chon im letzten Deloitte.Radar haben wir auf die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Steuerpolitik hingewiesen. Mit einer Steuer- und Abgabenquote von 43,4% des BIP zählte Österreich auch 2014 zur Gruppe der Hochsteuerländer (Rang 121 im GCI-Ranking zur Gesamtsteuerrate). Damit befindet sich unser Land durchaus in guter Gesellschaft (Schweden auf Rang 119, Deutschland auf Rang 110). Bedenklich ist jedoch die Effektivität unserer Fiskalpolitik – denn während Schweden und Deutschland bei den steuerlichen Lenkungseffekten für Investitionen und Beschäftigung gute Platzierungen aufweisen, werden diese in Österreich wesentlich schlechter beurteilt (Rang 75). Angesichts der zuletzt getroffenen Entscheidungen (Abgabenänderungsgesetz 2014) verwundert das auch nicht, denn diese haben bisherige Vorzüge des Steuersystems weitgehend eingeschränkt (Regelungen zur Gruppenbesteuerung) oder sogar Wettbewerbsnachteile gebracht (Einschränkung der Abzugsfähigkeit bei Lizenzen, Zinsen und Managergehältern).



Leadership Insight: Konfrontation im Dialog



In Kombination mit der überaus hohen Staatsquote zeigt sich, dass wir uns in erster Linie mit den öffentlichen Ausgaben beschäftigen sollten. Es ist unbestritten, dass die geplante Steuerreform Entlastungen bei den lohnabhängigen Steuern beziehungsweise Investitionsanreize bringen sollte. Die Herausforderung liegt in der Gegenfinanzierung. Aus Sicht der Wettbewerbsfähigkeit ist eine Finanzierung über neue Steuern eindeutig abzulehnen, da sie die überdurchschnittlich hohe Steuerlast lediglich umverteilen würde, ohne die strukturellen und demographischen Probleme anzupacken. Entscheidend wäre eine Fokussierung bei der Prüfung ausgaben seitiger Positionen, ob sie Einfluss auf Investitionen und Beschäftigung haben. Nur so erhält Österreich wieder Spielraum für Entlastungen und „echte Investitionen in die Zukunft“. Wir bleiben dabei: Unser Steuersystem braucht dringend eine Vereinfachung. Diese reicht von der Abschaffung vieler Ausnahmebestimmungen über Vereinheitlichungen in der Lohnverrechnung bis hin zur Angleichung zwischen steuerlicher und unternehmensrechtlicher Bilanzierung (hier gibt es im RÄG 2014 bereits erste Schritte). Neben der absoluten Höhe der Steuern und Abgaben bleibt auch das Thema Rechtssicherheit ein hochaktuelles Anliegen aus Sicht der Finanzverantwortlichen und Manager.



In einem Umfeld, das von wirtschaftlicher Verunsicherung geprägt ist, sind Kostensenkung und Effizienzsteigerung in vielen Unternehmen dauerhafte Aufgaben geworden. Je mächtiger bisherige Gewohnheiten sind, je größer die notwendige Veränderung ist, desto wichtiger ist es, dabei Klartext zu reden. Erfolgreichen Top-Managern gelingt es, ihre Organisation ernsthaft mit kritischen Meinungen und Themen zu konfrontieren, ohne dadurch einen offenen und konstruktiven Dialog über deren Bearbeitung zu verhindern. Deloitte Radar 2015 | 39



Effizienzdruck und Verunsicherung als Gefahren Die Aussichten auf ein geringes Wirtschaftswachstum haben sich in den Köpfen der Entscheider in europäischen Unternehmen festgesetzt. In einer derartigen Situation beschäftigen sich Unternehmen primär mit dem Thema Kosteneffizienz. Investitionen erfolgen mehrheitlich zur Effizienzsteigerung und weniger in Produktinnovationen. In einer volkswirtschaftlichen Sicht hat dies zwei wichtige Implikationen, die das Wirtschaftswachstum weiter verlangsamen: • Kosteneffizienz sichert zwar den Wertbestand auf den Kapitalmärkten, verstärkt aber den deflationären Druck und perpetuiert damit die mangelnde Wachstumserwartung. • Mangelnde Bereitschaft, in neue Produkte oder neue Unternehmen zu investieren, verringert das Arbeitsmarktangebot und bremst damit die Binnennachfrage. Die Verunsicherung der Unternehmen in Europa wird aber auch durch weitere Einflüsse verstärkt: Einerseits durch die Unsicherheiten um die Stabilität der Währungsunion und die budgetären Krisenherde in Südeuropa, andererseits durch die Angst vor den Auswirkungen des Terrorismus und der Ukraine-Krise. Aus österreichischer Sicht wird damit eine wesentliche Säule des Wirtschaftswachstums getroffen – die Exportwirtschaft.



Steuerpolitik in Europa: Krise als Chance für beschleunigte Harmonisierung Getrieben durch die Finanz- und Budgetkrise kommt es in Europa und der OECD zunehmend zu einem länderübergreifenden Schulterschluss. Mit dem Action Plan zu Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) wird beispielsweise eine Sicherung der Steuereinnahmen aus Unternehmensgewinnen angestrebt. Damit soll für Europa ein „Fair Share“ aus den Gewinnen globaler Unternehmen erzielt werden. Dabei geht es nicht nur um die Sicherung von Steuereinnahmen, sondern auch um Fairness zwischen den Beiträgen aus Unternehmensgewinnen und den ArbeitnehmerBeiträgen zum gesamten Steueraufkommen. Auch bei der Finanztransaktionssteuer soll eine Koordination auf europäischer Ebene erreicht werden. Bei diesem Thema hat der österreichische Finanzminister eine treibende Rolle in der Entscheidungsfindung übernommen. Die Einführung einer derartigen vereinheitlichten Steuer ist aber ungewiss. Es wäre wichtig, diese Ungewissheit bald durch eine Entscheidung zu beenden. Daneben muss eine europäische Steuerpolitik den globalen Standortwettbewerb zwischen Europa, Asien und den Vereinigten Staaten im Fokus haben. Da für nachhaltigen Wohlstand in Europa insbesondere rasche Innovationen erforderlich sind, muss auch die Steuerpolitik fördernd darauf einwirken. Ein möglicher Ansatz wären einheitliche Regelungen zu „Patentboxen“ (siehe auch Standortfaktor #5).



Herbert Kovar, Partner, International Tax:



„Wir begrüßen die Vorhaben der OECD gegen Steuervermeidung. Diese könnten in einigen Jahren die Rechtssicherheit in ganz Europa erhöhen. Die komplexe Diskussion zu einer Neudefinition der Wertschöpfungskette innerhalb der OECD sowie die überhasteten Alleingänge Österreichs bringen aber ungewollte Nachteile.“
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Planungssicherheit vor Steuervermeidung



Standortpolitische Relevanz einer Steuerreform



Mehr Planungssicherheit bei Steuerthemen steht laut der aktuellen Deloitte European Tax Survey erneut ganz oben auf der Wunschliste europäischer Führungskräfte. Über die Hälfte (51%) der über 800 Umfrageteilnehmer stufen Maßnahmen zur Steuervermeidung als wichtig ein. Gleichzeitig glauben aber 65%, dass diese nicht ausschlaggebend für ihre Unternehmensführung sind. Top-Platzierungen in Bezug auf Steuer- und Rechtssicherheit erzielten Großbritannien und die Niederlande.



Österreich hat aus steuerlicher Sicht seit der letzten wirksamen Unternehmenssteuerreform 2005 schrittweise an Attraktivität verloren. Einschränkungen bei der Unternehmensfinanzierung, bei Unternehmenserwerben und beim internationalen Verlustausgleich im Rahmen der Gruppenbesteuerung haben den Steuerstandort wieder unattraktiver gemacht. Zuletzt hat die Einschränkung der Abzugsfähigkeit der Managergehälter und die damit verbundene politische Wertvorstellung blankes Entsetzen in der in- und ausländischen Wirtschaft hervorgerufen. Der Verfassungsgerichtshof hat dem Gesetzgeber – von vielen unerwartet – freien Lauf gelassen.



Österreich hat in diesem Bereich Aufholbedarf und könnte im Steuerwettbewerb mit schnelleren Rulings sowie beständigeren steuerlichen Rahmenbedingungen punkten. Während sich europaweit knapp die Hälfte der Befragten einen positiven Einfluss von einem einfacheren Steuersystems erwarten, sehen darin in Österreich 74,1% einen wesentlichen Hebel für die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes. Bei der Bewertung der steuerlichen Attraktivität kleiner Länder schnitt Österreich im direkten Vergleich schlechter ab. Unternehmer brauchen klare Planungssicherheit in Steuerfragen. Das ist eine wesentliche Rahmenbedingung für die Auswahl des Unternehmensstandortes. Im Jahr 2013 veröffentlichte die OECD den Action Plan zu Base Erosion and Profit Shifting (BEPS), um der Steuervermeidung globaler Unternehmen entgegenzuwirken. 48,1% der Befragten gehen davon aus, dass der BEPS Action Plan zu erhöhten Compliance-Kosten und zu aufwändigerer Dokumentation führen wird. Wurden bereits Aktionen in Zusammenhang mit BEPS gesetzt, so fanden diese bei der Hälfte der befragten Steuerexperten im Bereich der Verrechnungspreisdokumentation statt. Es wird ein noch höherer Verwaltungsaufwand aufgrund der geplanten OECD-Maßnahmen zur Eindämmung der Steuervermeidung befürchtet. Bei nicht einheitlichem Vorgehen in Europa kann dies zu Nachteilen für den Wirtschaftsstandort führen.



Mit der für 2015 angekündigten Steuerreform muss die Regierung das Vertrauen der Wirtschaft in die österreichische Steuerpolitik wieder herstellen. Im Bericht der Steuerreformkommission 2014 spielen daher Vertrauensschutz und Rechtssicherheit eine wichtige Rolle. Auch die bereits im letzten Deloitte.Radar formulierte Empfehlung nach einer Vereinfachung des Unternehmenssteuerrechts kann das Vertrauen der Unternehmer und Manager in den Steuergesetzgeber wieder erhöhen. Ein großer Schritt wäre die Vereinheitlichung von steuer- und unternehmensrechtlicher Bilanzierung. Wenn damit keine Steuerverschärfungen verbunden sind, könnte dies eine große Hilfe für die vielen KMU in Österreich darstellen.



Mutige Schritte bei der Steuerreform Ein konkreter Vorschlag des KWT-Fachsenats für Steuerrecht – den wir im letzten Deloitte. Radar mitgetragen haben – war eine radikale Vereinfachung der Lohnverrechnung: Eckpunkte waren eine einheitliche Bemessungsgrundlage für Sozialversicherung und Lohnsteuer, Zusammenführung aller Dienstgeberabgaben, eine Vereinheitlichung der Einhebung durch eine Stelle/Behörde, Zusammenlegung von Sozialversicherungsträgern sowie ein neuer Tarif mit dem Ziel einer Entlastung der kleineren und mittleren Einkommen. Nur durch die Summe dieser Maßnahmen könnte eine wirklich maßgebliche Verwaltungsreduktion und eine Vereinfachung erzielt werden, durch die Unternehmen neue Anreize für Beschäftigung (reguläre Dienstverhältnisse) erhalten.
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Bernhard Gröhs, Managing Partner und Mitglied der Steuerreformkommission:



„Neue Steuern taugen nicht zur Gegenfinanzierung. Österreich muss endlich bei den Ausgaben ansetzen, um fiskalpolitisch wieder wettbewerbsfähig zu werden.“



Die von vielen Seiten geforderte Tarifreduktion in der Einkommensbesteuerung ist aktuell Gegenstand der politischen Diskussion. Sie wird auch medial sehr ausführlich kommentiert. Ausschlaggebend für positive Auswirkungen auf die Standortattraktivität ist das Ausmaß der Reduktion. Die derzeit angepeilten 3-4 Millionen Euro an Entlastungen werden beim einzelnen Steuerzahler nur wenig spürbar sein. Angesichts der angespannten Budgetsituation und der Wirtschaftsprognosen sind die Spielräume für deutliche Erleichterungen jedoch sehr eingeschränkt. Diese könnten nur durch umfassende Ausgaben streichungen geschaffen werden. Es ist daher damit zu rechnen, dass es 2015 nur eine vergleichsweise kleine Tarifreform geben wird. Mit einer kleinen Reform könnte jedoch eine Vielzahl an Ausnahmebestimmungen perpetuiert werden und eine wirkliche Reform des Steuersystems erneut auf die lange Bank geschoben werden. Aber genau dies wäre für eine bessere Einschätzung des österreichischen Steuersystems dringend notwendig. In der Steuerreformkommission wurden auch Innovationsanreize und ökologische Aspekte diskutiert: • Ein „kleines Ökologiepaket“ enthält unter anderem ein Anreizsystem für Elektromobilität, wenn Fahrzeuge als Firmen-Pkw angeschafft werden. Staatsquote in % des BIP 60,0 50,0 40,0 30,0
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In diesem Fall würde der Vorsteuerabzug zu einer 20%-igen Kostenersparnis bei der Anschaffung führen und es könnte die Sachbezugsbesteuerung wegfallen. Neben der Kostenersparnis für Unternehmen könnten auch Infrastrukturinvestitionen für den Betrieb von Elektroautos rascher interessant werden und für heimische Zulieferbetriebe könnte sich Elektromobilität als interessantes F&E-Thema entwickeln. • Für eine höhere Attraktivität des „Jobtickets“ und damit für die Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel könnte Arbeitgebern eine Prämie in der Höhe von 10% der Kosten gewährt und der Administrationsaufwand auf Arbeitgeberseite reduziert werden.



Gegenfinanzierung nur durch ausgabenseitige Maßnahmen, keine neuen Steuern Wenn nicht doch noch weitreichende Reformvorhaben im Steuersystem gefasst werden, darf sich im Lichte der ohnehin hohen Staatsquote die Gegenfinanzierung der geplanten Steuerreform aus Standortsicht nur auf ausgabenseitige Maßnahmen und ein sinnvolles Maßnahmenbündel gegen Steuer- und Sozialbetrug stützen. Die Steuerreformkommission 2014 hat Vorschläge vorgelegt, durch die der Staat Mehreinnahmen aus einer Verbesserung der Steuermoral erzielen kann. Derartige Maßnahmen sollten sowohl im Vorfeld der Steuererklärungen (sichere elektronische Registrierkassen, Belegerteilungsverpflichtung, klare Kommunikationsstrategie der Finanzverwaltung) als auch in einer weiteren systematischen Verbesserung der Betriebsprüfungen (Branchenschwerpunkte) ansetzen. Lediglich eine Verschärfung der strafrechtlichen Bestimmungen würde zu keiner Verbesserung sondern nur zu erhöhten Aufwendungen der Unternehmen (Verteidigungskosten) führen. Wenn die Entlastungen hingegen durch neue Steuern finanziert werden, sind die positiven Effekte der Reform konterkariert und unser Wirtschaftsstandort auch weiterhin fiskalpolitisch am unteren Ende der verglichenen Volkswirtschaften. Aus vielen Diskussionen mit führenden Persönlichkeiten in Wirtschaft und Politik sowie aus der Befragung unseres CFO Barometers wissen wir, dass sich die Fachwelt in diesem Punkt einig ist. Wir raten daher dringend davon ab, diese Erkenntnis durch eine politische Ideologisierung der Diskussion zu verdecken.



Arbeitskosten steigen, Produktivität sinkt Bei den Arbeitskosten je Beschäftigtem – Bruttoverdienst und Lohnnebenkosten je Stunde – liegt Österreich bei den EU-Werten für 2013 auf Rang 9, gleich hinter Finnland und Deutschland. Bemerkenswert ist allerdings der überdurchschnittlich hohe Anstieg gegenüber dem Jahr davor.



Arbeitskosten je Niveau Privatgeleistete Stunde wirtschaft in 2013 EUR



Bei der Arbeitsproduktivität je Beschäftigtem – einer Gegenüberstellung von mengenmäßiger Leistung und mengenmäßigem Einsatz – liegt Österreich EU-weit auf Rang 6. Bei einer Trendbeobachtung ist allerdings eine Verschlechterung festzustellen, während die Arbeitskosten laufend steigen.
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5. 



Innovation, Forschung und Technologie + Forschungsprämie als effektives und effizientes Instrument + F&E Headquarter mit signifikantem Beitrag zur Forschung und Entwicklung in Österreich



Innovation, Forschung und Technologie



Vorjahr



+ Wissenschaftliche Exzellenz, Technologischer Reifegrad Trend



— Bürokratischer Aufwand für Start-Ups



— Geringe Verfügbarkeit von Risikokapital — Wenig Grundlagenforschung — Gefahr der Abwanderung von F&E Headquarters internationaler Konzerne



— Fehlende Abwehrstrategien gegen Cyberkriminalität



+ Hervorragendes Gründungsumfeld



Focus on • Zusätzliche steuerliche Anreize für Forschung und Entwicklung schaffen • Qualitative Voraussetzungen durch Investitionen in Infrastruktur und Hochschulen für die Durchführung von Forschung und Entwicklung schaffen • Erhöhung der Effizienz der derzeit eingesetzten Mittel/Bürokratieabbau, Modernisierung des Fördersystems inkl. Fördermaßnahmen • Stärkung von Hidden Champions durch attraktive Förderoffensiven • Schwachstellen Analyse der Datensicherheit eines Unternehmens
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Forschungsinfrastruktur und Förderlandschaft sind in Österreich gut ausgebaut - Aufholbedarf besteht weiterhin bei der Effizienz der eingesetzten Mittel, bei bürokratischen Hürden und beim verfügbaren Risikokapital.



B



eim zukunftsentscheidenden Thema Innovation landet Österreich trotz guter Infrastruktur, stabiler Rahmenbedingungen und hoher Forschungskennzahlen nur auf Rang 18 im GCI und auf Rang 20 im Global Innovation Index. In beiden Standortrankings wird die Innovationseffizienz kritisch beurteilt. Allerdings hat Österreich beim Innovations-Effizienzquotient im letzten Jahr deutlich aufgeholt (Rang 69 nach 98 im Jahr 2013). Der Global Innovation Index führt dies auf deutlich bessere Output-Werte im Technologiebereich (Exportanteile für Hightech, IKT-Services, sowie Ausfluss aus Foreign Direct Investments) zurück. Von staatlicher Seite hat Österreich mit der Forschungsprämie ein wettbewerbsfähiges Instrument zur indirekten Förderung von Forschung & Entwicklung in den Unternehmen. Bei den direkten Förderungen kommt es allerdings zu Doppelgleisigkeiten und Ineffizienzen, die reformiert werden sollten. Nachholbedarf gibt es auch bei der Verfügbarkeit von Wissenschaftlern und Ingenieuren, beim Bürokratieabbau für Start-Ups und bei der Verfügbarkeit von Risikokapital für Innovationen. Innovationen und die zunehmende Technologie abhängigkeit können für Unternehmen auch mit Risiken verbunden sein: Cyberkriminalität (z.B. Verlust von geistigem Eigentum) stellt weltweit eine wachsende Bedrohung dar. E-Commerce, Versicherungen, Produktion, Einzelhandel – d.h. alle Branchen und Unternehmen, die über wertvolle Daten verfügen – sind betroffen. Eine Abwehrstrategie und vorbeugende Maßnahmen gegen Cyberangriffe werden auch für österreichische Unternehmen immer wichtiger. In direktem Zusammenhang mit diesem Thema steht der richtige Umgang mit Technologie und Geräten.



Das Thema „Bring your own device (BYOD)” – d.h. die berufliche Nutzung privater Geräte – ist für Unternehmen einerseits ein HR-Trendthema, stellt andererseits aber ein neues, nicht zu unterschätzendes Sicherheitsrisiko dar. Die Entwicklungen im Technologie-, Medien- und Telekommunikationsmarkt belegen, wie deutlich sich Innovationen auf Unternehmen sowie Konsumenten auswirken. Für Unternehmen gilt das „Internet der Dinge” als der wichtigste Trend im B2B-Markt. Für Konsumenten spielt die wachsende digitale Kluft zwischen Stadt und Land eine große Rolle. Die schnellsten zehn Prozent der Breitbandhaushalte nutzen 20-mal schnellere Anschlüsse als das Zehntel am unteren Ende der Geschwindigkeitsskala.



Leadership Insight: Innovative Führungsformen Innovation ist heute mehr denn je ein strategischer Erfolgsfaktor. Streng hierarchisch organisierte Strukturen und ein lineares Verständnis von Führung bieten dafür aber wenig Spielraum. Erfolgreiche Top-Manager wissen, dass Innovationsführerschaft heute viele Gesichter und Formen hat. Ob Projektleiter oder Senior Experts, externe Kooperationspartner oder Kunden und Lieferanten, eigene Mitarbeiter oder Crowdsourcing – es braucht den Einsatz neuer, vielfältiger Führungsmodelle, um tatsächlich wirksam zu werden (siehe auch Contemporary Leadership im Standortfaktor #6).
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Österreich liegt mit einer Forschungsquote von rund 2,9% zwar weit über dem EU-28- und dem OECD-Schnitt. Bedingt durch den internationalen Standortwettbewerb sind jedoch dringend Maßnahmen zur Modernisierung des Fördersystems für F&E erforderlich. Forschung, Technologie, Entwicklung und Innovation Laut Schätzung der Statistik Austria wurden in Österreich 2014 Bruttogesamtausgaben für Forschung & experimentelle Entwicklung (F&E) in Höhe von EUR 9,3 Mrd. getätigt. Somit wurden rund 2,9% des Bruttoinlandprodukts für F&E aufgewendet, womit man innerhalb der EU an vierter Stelle und somit im Spitzenfeld liegt. Österreich hat im Bereich der Forschung, Entwicklung und Innovation in den vergangenen zehn Jahren einen deutlichen Aufholprozess verzeichnet, stagniert jedoch zurzeit in seiner wissenschaftlichen und technologischen Leistungsfähigkeit im internationalen Vergleich. Aufgrund des engen budgetären Spielraums werden zusätzliche Investitionen in Forschung und Entwicklung vernachlässigt. Die Forschungsquote verzeichnete in den letzten drei Jahren ebenfalls kein Wachstum. Dies birgt enorme Gefahren für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit, da andere Länder ihre technologische und innovative Leistungsfähigkeit massiv erhöhen. Führende Nationen wie Dänemark, Finnland und Deutschland weisen wesentlich höhere Investitionen in F&E im Unternehmensbereich auf. Auch die Europäische Union muss sich langfristig über hoch qualitative Technologie und Spezialwissen differenzieren, da die EU mit den niedrigen Energiekosten in den USA und den niedrigen Lohnkosten in China nicht mithalten kann. Beides kann durch F&E erreicht werden und Wirtschaftswachstum generieren. Laut dem “Wissenschafts-, Technologie- und Industrieausblick 2014” der OECD wird China bis 2019 mehr für F&E ausgeben als die etablierten Industrienationen Europas, die USA oder Japan.



1 2
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Vor diesem Hintergrund sollte sich Österreich als eines der führenden europäischen Innovationsländer positionieren, indem man durch entsprechende Maßnahmen (Focus on) ein positives Umfeld und Anreize für Unternehmen schafft, damit diese in Österreich in Forschung und Entwicklung investieren.



Steuerbegünstigung immer wichtiger für Investitionen in Forschung und Entwicklung Von den Bruttogesamtausgaben für Forschung & experimentelle Entwicklung wurden ca. EUR 5,7 Mrd.1 vom Unternehmenssektor aufgewendet. Von diesen Gesamtausgaben im Unternehmenssektor fielen ca. 30% der Kosten bei den 20 größten Unternehmen in Österreich an. Der öffentliche Sektor finanzierte ca. EUR 800 Mio.2 der im Unternehmenssektor durchgeführten Forschung, wovon ca. die Hälfte der Finanzierung über die Forschungsprämie vergeben wurde. Diese Zahlen verdeutlichen die zunehmende Relevanz der Steuerbegünstigung für Forschung und Entwicklung. Diese indirekten Förderungen sind vor allem wichtig, da sie ohne großen Verwaltungsaufwand Forschungsanreize schaffen. Im Vergleich dazu ist das System der direkten Förderungen in Österreich von großen Ineffizienzen gekennzeichnet und bedarf einer grundlegenden Modernisierung.



Zahl von 2011, zuletzt verfügbare Erhebungen über Forschung und experimentelle Entwicklung in Österreich der Statistik Austria. ibid



Friedrich Möstl, Partner, Deloitte Steiermark:



„Mit der Innovationskraft der österreichischen Unternehmen und weiteren steuerlichen Anreizen für F&E kann Österreichs Wirtschaft bestehende Headquarter absichern und weitere Weltmarktführer hervorbringen.“



Anreize für Forschung und Entwicklung (F&E) sind unverzichtbar Die Notwendigkeit von Forschungsförderungen ist unbestritten, da Unternehmen durch Investitionen in F&E grundsätzlich ihre Wettbewerbsfähigkeit steigern. Investitionen in diesen Bereich sind gesamtwirtschaftlich wünschenswerter als einzelwirtschaftlich, weil der Wettbewerbsvorteil nach erfolgreich durchgeführter Entwicklung aufgrund von Imitation durch andere Unternehmen verloren geht, jedoch die Produktivität gesamtwirtschaftlich steigt. Somit besteht auf Unternehmensebene nicht genügend Anreiz, um in Innovation zu investieren. Hier muss einerseits der Staat mit Fördermaßnahmen gegensteuern. Andererseits muss das Management in Unternehmen F&E in seiner Strategie eine bedeutende Rolle einräumen, um gegen die durch ein Marktversagen möglicherweise entstehenden Krisen oder Rezessionen widerstandsfähiger zu werden.



Treffsicheres Fördersystem Im Vergleich zu anderen führenden Industrienationen wird in Österreich vom Staat viel in die Förderung von F&E investiert, was beim österreichischen Unternehmenssektor in Relation zu keinen höheren Investitionen in Forschung und Entwicklung führt. Dies zeigt, dass die Fördermaßnahmen nicht effizient verwaltet und gesteuert werden und daher eine



Modernisierung des Fördersystems notwendig ist. Eine mögliche Maßnahme, um das Fördersystem zu modernisieren wäre, etwa der Ausbau der indirekten Förderinstrumente für F&E durch Steueranreize oder die vermehrte Gewährung von Risikokapital in Zeiten hoher Risikoaversion bei Investoren.



Anwendung zusätzlicher indirekter Förderinstrumente Im internationalen Vergleich fällt auf, dass sich Österreich im Bereich der indirekten Forschungsförderung nur des Instruments der vorgelagerten Steuergutschrift (Forschungsprämie) bedient. Die Ausführung dieses Instruments in Österreich birgt einige Vorteile und vor allem kleine und mittlere Unternehmen profitieren davon, da die Beantragung und Abwicklung sehr effizient und einfach erfolgt. Neben der Steuergutschrift stellen im internationalen Vergleich Sonderabschreibungen und „Patent-Boxen“ die wichtigsten Instrumente zur indirekten nachgelagerten Forschungsförderung dar. Den Standort Österreich könnte die Einführung zusätzlicher Steueranreize für F&E attraktiver machen. Die Kosten zusätzlicher Steueranreize für F&E könnte man durch die zusätzliche Standortattraktivität und den damit verbundenen Steuermehreinnahmen gegenfinanzieren.



Maßnahmen zur Steigerung der Standortattraktivität unabdingbar



Info Box: Forschungsprämie, Patent-Box Forschungsprämie: In Österreich werden 10% der qualifizierten Aufwendungen eines Unternehmens für Forschung und Entwicklung als Steuergutschrift auf das Abgabenkonto gutgeschrieben. Diese Gutschrift wird unabhängig vom Forschungsfeld gewährt, so lange die durchgeführten Tätigkeiten im Bereich Forschung und Entwicklung dem OECD FrascatiManual entsprechen. Patent-Box: Die substanziell niedrigere Besteuerung von Einkünften bezogen aus relevanten Formen geistigen Eigentums. Derzeit wird ein „Patent-Box Regime“ in 12 EU-Staaten angewendet, wobei der reduzierte Steuersatz von 0% in Malta bis 15,5% in Frankreich reicht.



Unter den 20 Konzernen mit den höchsten Ausgaben für F&E in Österreich haben volumenmäßig mehr als die Hälfte den Sitz oder Ort der Geschäftsleitung der Konzernmutter im Ausland. Wenn jetzt keine Maßnahmen gesetzt werden, wird Österreich als Standort an Attraktivität verlieren. Diese 20 Konzerne zeichnen sich in Bezug auf ihre Standortpolitik und im Zusammenhang mit ihren forschenden Töchterunternehmen durch eine hohe Flexibilität aus. Es besteht die Gefahr, dass bei einer langfristig schlechten Aussicht der Wirtschaftslage und fehlenden Anreizen für F&E-Aktivitäten von Unternehmen, Forschungsaktivitäten in Standorte verlegt werden, die zusätzliche Begünstigungen wie beispielweise PatentBoxen eingeführt haben.
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Wohlstand und F&E hängen eng zusammen



Wichtigste Änderungen auf europäischer Ebene



Ein wesentliches Indiz für die hohe Relevanz von F&E ist der signifikant positive Zusammenhang zwischen den Forschungsausgaben eines Landes und dem Bruttoinlandsprodukt. Denn F&E führt zu neuen Technologien und Innovationen und somit zu einer Erhöhung der Produktivität, die sich in Form von Wirtschaftswachstum zeigt. Wie die Grafik zeigt, besitzen Länder mit einer höheren durchschnittlichen Forschungsquote in der Vergangenheit (2008-2012) ein höheres Bruttoinlandsprodukt in der Gegenwart. Länder wie Schweden mit einer durchschnittlichen Forschungsquote von 3,45% oder die Vereinigten Staaten mit 2,79% besitzen ein signifikant höheres BIP pro Einwohner als Frankreich und das Vereinigte Königreich, die im OECD Vergleich eine durchschnittliche Forschungsquote von unter 2,3% aufweisen. Dies hebt noch einmal hervor, wie wichtig F&E-Aktivitäten für das Wirtschaftswachstum eines Landes, der damit einhergehenden steigenden Beschäftigung und somit für den Wirtschaftsstandort sind.



1. Im Jahr 2014 wurde von der Europäischen Union Horizon 2020, ein Förderprogramm für Forschung und Innovation implementiert, welches mit einem Volumen von ca. EUR 80 Mrd. das größte europäische Forschungs- und Innovationsprogramm darstellt. Die Finanzierungs- und Förderformen decken Grundlagenforschung ebenso ab wie die Entwicklung innovativer Produkte und Dienstleistungen. Einzelforscher, Unternehmen und Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sind zentrale Zielgruppen von Horizon 2020. Ziel des Programms ist es, Wirtschaftswachstum und Arbeitsplätze zu schaffen. Die Regierung hat auf das neue Rahmenprogramm reagiert und sich zum Ziel gesetzt, bis 2020 Förderungen in Höhe von EUR 1,5 Mrd. zu gewinnen. Die konsequente Verfolgung dieser Ziele ist enorm wichtig, um die Stellung des Wirtschaftsstandortes Europa zu verteidigen, da Nationen wie China im Jahr 2012 relativ zu ihrem Bruttoinlandsprodukt höhere Ausgaben für Forschung und Entwicklung hatten als die EU-28. 2. Die Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) wurde überarbeitet. EU-Mitgliedsstaaten können jetzt mehr Beihilfemaßnahmen und höhere Beihilfebeträge gewähren, ohne diese vorher bei der Kommission zur Notifizierung anmelden zu müssen. Was die Rechtssicherheit betrifft, so erhofft man sich eine Besserung durch mehr Transparenz und detaillierte Evaluierung. Hierbei besteht jedoch die Gefahr einer steigenden Rechtsunsicherheit auf Seiten des Beihilfeempfängers. Denn, ergibt die Prüfung der Kommission eine Unvereinbarkeit mit der Verordnung, können zunächst gewährte Beilhilfen nachträglich rückgefordert werden.
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Cyber-Security: Unternehmen müssen sich stärker auf Cyber-Attacken einstellen Das Deloitte Cyber Executive Briefing zeigt die größten Gefahren für sieben verschiedene Branchen auf: Hightech, Online Medien, Telekommunikation, E-Commerce, Versicherungen, Produktion und Einzelhandel. Cyber-Attacken sind jedoch nicht nur auf gewisse Branchen beschränkt, jedes Unternehmen, das wertvolle Daten besitzt, ist bedroht. Deshalb müssen Führungskräfte sowohl über die größten Gefahren Bescheid wissen als auch darüber, welche Vermögenswerte in ihrem Unternehmen dem größten Risiko ausgesetzt sind. Den Wert und Wertverlauf seiner Daten zu kennen und potenzielle Angreifer sowie deren Ressourcen und Motivation zu identifizieren sind die ersten Schritte, um Geschäftsentscheidungen für einen adäquaten Schutz zu treffen. Sicherheit beginnt damit, Schwachstellen in Anwendungen zu beseitigen und die digitale Infrastruktur zu verbessern. Unternehmen sollten vorgewarnt sein, um frühzeitig zu erkennen, woher die Bedrohung kommt, ihren Grund zu wissen und ihre Auswirkungen. Highlights des Berichts inklusive der Bedrohungen pro Sektor sind: • Hightech: Ist ein dauerhaftes Ziel für Attacken. Die größten Bedrohungen liegen im Verlust von geistigem Eigentum und beim sogenannten „Hacktivism“, der Verwendung von Computern und Computernetzwerken als Protestmittel, um politische Ziele zu erreichen. Oft dient Hightech auch als Sprungbrett, um andere Systeme oder User zu attackieren und zu infizieren. • Online-Medien: Sind Cyber-Bedrohungen am stärksten ausgesetzt. Eine Schädigung der Reputation kommt dabei am häufigsten vor. Sie dienen als Sprungbrett, um Attacken auf andere auszuweiten.



• E-Commerce: Datenbanken (mit Kundendaten wie Namen, physische Adressen, Telefonnummern) und Online-Bezahlsysteme sind verwundbare Ziele, die oft angegriffen werden. Am häufigsten im Bereich E-Commerce kommen Denial-Of Service (Dienstblockade) Angriffe vor, die das Ziel haben, Organisationen oder Behörden lahmzulegen. • Versicherungen: Dieser Sektor besitzt typischerweise viele sensible Daten, die besonders geschützt werden müssen. Die Anzahl der CyberAngriffe steigt exponentiell, vor allem weil Versicherungsunternehmen vermehrt digital arbeiten. Komplexe Angriffe auf diesem Gebiet bestehen oft aus einer Kombination von Schadprogrammen und anderen Techniken wie Social Engineering (zwischenmenschliche Beeinflussung zur Preisgabe von sensiblen Informationen). • Produktion: Im Bereich der Herstellung ist die Anzahl von Hacker-Angriffen und Cyber-Kriminalität gestiegen, auch durch Wirtschaftsspionage. CyberAngriffe im Produktionsbereich sind vielfältig und reichen von Phishing (z.B. gefälschte Websites) bis hin zu Schadprogrammen, die nicht nur die IT sondern auch industrielle Steuerungssysteme zum Ziel haben. • Einzelhandel: Kreditkartendaten sind die neue Währung für Hacker und Kriminelle. InsiderBedrohungen im Einzelhandel steigen und fördern eine neue Gattung von Kriminellen, die sich auf das Stehlen von derartigen Informationen spezialisieren. Dabei haben sie es besonders auf die wertvollen Daten der Kartenbesitzer abgesehen, die zwischen Einzelhändlern und Kunden ausgetauscht werden.



• Telekommunikation: Verzeichnet vermehrt komplexe Angriffe. Darunter fallen auch Advanced Persistent Threats (APT: Fortgeschrittene, andauernde Bedrohung), die auch von Regierungsbehörden ausgehen können, um verdeckte Überwachungen über einen längeren Zeitraum durchzuführen. Eine für den Telekommunikationsbereich spezifische Bedrohung ist der Angriff auf gemietete InfrastrukturGeräte, etwa Router von Internetanbietern.
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Karin Mair, Partnerin, National Leader Forensic:



„Die Tragweite von BYOD wird in Unternehmen häufig grob unterschätzt. So vorteilhaft und kostengünstig es erscheinen mag, wenn Mitarbeiter ihre eigenen, neuen Endgeräte für ihre Arbeit verwenden, so unangenehm ist die Erfahrung, wenn es im Zuge der dienstlichen Nutzung zu Datenmissbrauch bzw. Verlust kommt.“



Bring your own device (BYOD): unterschätztes Sicherheitsrisiko für Unternehmen Im Arbeitsumfeld wurden noch vor wenigen Jahren ausschließlich vom Unternehmen zur Verfügung gestellte Handys und Laptops genutzt. Die Geräteauswahl war für Mitarbeiter relativ eingeschränkt und es durfte nur bestimmte Software installiert werden. Mittlerweile führt die steigende Popularität von attraktiven und leistbaren Geräten dazu, dass Mitarbeiter immer häufiger ihre eigenen Smartphones, Tablets und Notebooks für berufliche Zwecke einsetzen (BYOD = Bring Your Own Device). Dadurch sehen sich Unternehmen heutzutage mit neuen datenschutz- und arbeitsrechtlichen sowie sicherheitstechnischen Herausforderungen konfrontiert, die oft ein unterschätztes Risiko darstellen. Bei privaten Geräten werden im Gegensatz zu unternehmenseigenen meistens keine entsprechenden Sicherheitsvorkehrungen hinsichtlich Speicherung und Verarbeitung von Daten getroffen. Häufig werden auf BYOD private Cloud-Services (z.B. Dropbox, Google Drive) zur Synchronisation der Daten verwendet. Diese Dienste unterliegen nicht der Kontrolle und den Sicherheitsbestimmungen des Unternehmens, was ein erhöhtes Risiko darstellt und insbesondere in Anlassfällen (z.B. Mitarbeiter verlässt das Unternehmen, forensische Untersuchung) den Handlungsspielraum des Unternehmens einschränkt. Im Falle eines Verlustes (laut einer Studie werden Geräte 15 Mal häufiger verloren als gestohlen) sind Daten auf privaten Endgeräten mangels ausreichendem Zugriffsschutz vom Finder mit einfachen Mitteln abrufbar. In der Praxis hat sich gezeigt, dass sich Unternehmen häufig unzureichend mit den technischen und juristischen Risiken, die aus BYOD resultieren, befassen. Um das Risiko von Datendiebstahl
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und -missbrauch zu minimieren, sind aufeinander abgestimmte, technische und organisatorische Maßnahmen, die die Nutzung von privaten Endgeräten im dienstlichen Umfeld regeln, zwingend erforderlich. Alle Maßnahmen sind an das Unternehmen, insbesondere im Hinblick auf die Branche, Rechtsform, Größe, Mitarbeiteranzahl etc. anzupassen und müssen in Einklang mit dessen Gesamtstrategie stehen. Die Ausarbeitung geeigneter Regelungen muss erfahrungsgemäß nicht nur von der IT- und Personalabteilung gestaltet werden, sondern idealerweise auch von der Rechtsabteilung und – sofern vorhanden – dem Betriebsrat, Sicherheitsbeauftragten und Compliance-Officer, unterstützt werden. Neben verschiedenen technischen Lösungen sind als organisatorische Maßnahmen Vorschriften u.a. zur klaren Trennung von dienstlichen und privaten Daten, im Falle des Verlusts und zur Nutzung der Geräte durch andere Personen im privaten Umfeld zu treffen. Ebenso sollte das Zugriffs- und Löschrecht für das Unternehmen sowie die Vorgangsweise im Fall des Ausscheidens von Mitarbeitern definiert werden. In diesem Zusammenhang sind regelmäßige Mitarbeiterschulungen zum Umgang mit privaten Endgeräten im Unternehmen und zur Bewusstseinsbildung über die Wichtigkeit von Unternehmensdaten und deren Schutz erforderlich. Ohne entsprechende Regelungen ist für das Unternehmen der Schutz der Unternehmensdaten auf privaten Endgeräten mit erheblichen Risiken verbunden. Eine sorgfältig ausgearbeitete Kombination aller Maßnahmen ermöglicht letztlich einen erfolgreichen und sicheren Einsatz von BYOD.



TMT Predictions 2015: Digitale Kluft zwischen Stadt und Land Das Beispiel BYOD zeigt deutlich, wie sich Entwicklungen im Bereich Technologie, Medien und Kommunikation auf Unternehmen und Konsumenten auswirken. Neben Gefahren bergen Innovationen jedoch in erster Linie ein hohes Potenzial für Wachstumsmärkte z.B. sieht die Deloitte Studie TMT Predictions 2015, das Internet der Dinge als den wichtigsten Trend im B2B-Markt. Konsumenten nehmen die Technologie und damit verbundene Dienste allerdings nur verhalten an und erkennen noch keinen klaren Nutzen.



Die schnellsten zehn Prozent der Breitbandhaushalte nutzen 20-mal schnellere Anschlüsse als das Zehntel am unteren Ende der Geschwindigkeitsskala. In Ballungsräumen ermöglichen Technologien wie G.fast und DOCSIS Upgrades bestehender Netzinfrastrukturen. In ländlichen Regionen verhindert die längere “letzte Meile” deren Einsatz. Hier sind kurzfristig keine Impulse für ein schnelleres Internet zu erwarten.



Die Studie zeigt darüber hinaus, dass sich aus dem zunehmenden Austausch vorhandener SmartphoneGenerationen Wachstumsimpulse für die HardwareIndustrie ergeben. Auch mobile Bezahlsysteme stehen dank neuer Sicherheitstechnologien 2015 vor dem Durchbruch. Die TMT Predictions sehen den Onlinehandel weiter auf Wachstumskurs. Anbieter können sich durch schnelle und bequeme Zustellung differenzieren, dies ist eine wichtige Erkenntnis, wenn man bedenkt, dass mehr als die Hälfte der 16- bis 74-jährigen Österreicher online shoppen. Umso wichtiger ist es die nötigen Bedingungen dafür zu garantieren. Denn die Studie offenbart gleichzeitig, dass Internetverbindungen zwar schneller werden, die “digitale Kluft” zwischen ländlichen und städtischen Gegenden allerdings zunimmt.
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6. 



Verfügbarkeit von Arbeitskräften + Aktive, betriebsnahe und lebenslang qualifizierende Arbeitsmarktpolitik



+ Traditionell gute Arbeitgeber-/ Arbeitnehmerbeziehungen und geringe Streikquote (Sozialpartnerschaft)



+ Im öffentlichen Bereich ist der Frauenanteil in leitenden Funktionen gestiegen



+ Betriebliche Ausbildung (duales Bildungssystem, On-the-job-Training, unternehmerische Initiativen)



Verfügbarkeit von Arbeitskräften



Vorjahr



+ Smart Working und damit die Arbeitswelten im



Trend



— Fachkräftemangel, sehr enge Liste für offizielle Mangelberufe, wenig konkrete Kommunikation über Berufe der Zukunft



— Steigende Zahl an Langzeitarbeitslosen (geringer qualifizierte und ältere Arbeitnehmer)



— Abwanderung von Talenten, Brain Drain — Mangelnde Chancengleichheit erwerbstätiger Frauen und Männer, hohe Teilzeitquote von Frauen, Gender Pay Gap



— Andauernde, stark ideologisch geführte Bildungsdiskussion; Vielzahl an Schulversuchen



— Vielzahl an unterschiedlichen Kollektivverträgen, geringe Flexibilität bei Remuneration in einigen Branchen
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21. Jahrhundert (Technologisierung, Flexibilisierung, Mobiles Arbeiten, etc.) werden breitenwirksamer thematisiert



Focus on • Flexibilisierung im umfassenden Sinne als Strategie für die Arbeitswelt im 21. Jahrhundert (Smart Working) • Flexibilisierung bei der Öffnungsklausel in Kollektivverträgen (d.h. Rahmenverhandlungen für die Branche, konkrete Lösungen in den Unternehmen) • Strategien für eine adäquate Behandlung aller Generationen im Erwerbsprozess (Millennials mit neuen Anforderungen an Arbeitgeber, Modelle für Arbeitnehmer 50+, flexiblere Karrierewege für Frauen mit Kinderwunsch) • Leadership in veränderten, schwierigen Zeiten (Mix aus Persönlichkeit, Entwicklung, modernen Steuerungsmodellen, Führungskultur und Prozessen) • Total-Reward-Ansätze in Unternehmen (Arbeitsplatzsicherheit, Arbeitsbedingungen, Arbeitszeit, Entgelt, Karrieremöglichkeiten) als ganzheitliches Paket fördern



Als hochentwickelter Wirtschaftsstandort benötigen wir vor allem eines: Gut ausgebildete und topmotivierte Arbeitnehmer.



D



as Vertrauen in die Effizienz des heimischen Arbeitsmarktes ist in den letzten Jahren gesunken. Seit dem Vorjahr kann sich Österreich im GCI-Ranking nicht mehr unter den 40 Top-Arbeitsmärkten einreihen. Kritisch wird vor allem die mangelnde Flexibilität bei der Vergütung, bei der tatsächlichen Gestaltung von Arbeitszeitmodellen und bei der Ausgestaltung von Dienstverträgen gesehen. Ein auch quantitativ negativer Effekt auf die Zahl der Arbeitsplätze in Österreich wird vermutet. Bei den Arbeitsmarkt-Daten selbst ist Österreich immer noch sehr wettbewerbsfähig. Doch trotz des hohen Niveaus zeigt sich aktuell ein Dilemma: Einerseits steigt die Arbeitslosigkeit bei geringer qualifizierten und älteren Arbeitnehmern stark an, andererseits werden dringend Fachkräfte gesucht. Mit einer betriebsnahen und lebenslang qualifizierenden Arbeitsmarktpolitik setzt das AMS wichtige Maßnahmen. Beim Thema „Mangelberufe“ braucht es jedoch eine wesentlich aktivere Vorgehensweise der Politik. Insgesamt muss einer proaktiven und vorbeugenden Arbeitsmarktpolitik weiterhin ein besonderes Augenmerk geschenkt werden.



Im Bildungsbereich zeigt sich die zunehmende Bedeutung gemeinsamer Anstrengungen von Wirtschaft und Politik: Die duale Ausbildung (Berufsschule und Lehre) ist ein Erfolgsmodell, der Qualifizierung in Unternehmen wird ein hoher Stellenwert eingeräumt und immer mehr Organisationen engagieren sich darüber hinaus aktiv in Bildungsthemen. Umgekehrt befindet sich die Bildungsdiskussion in einer ideologischen Pattsituation, die sich sukzessive auf die Qualität der Bildung auswirkt. Gemeinsam muss es gelingen, den hohen Erwartungen der neuen Mitarbeitergeneration („Millennials“) und den Anforderungen der flexibleren Arbeitswelten des 21. Jahrhunderts gerecht zu werden. Für eine nachhaltig positive Entwicklung unseres Wirtschaftsstandortes brauchen wir klare Strategien, um alle verfügbaren Talente auszubilden, zu fördern, anzulocken und sie im Land sowie in den Unternehmen zu halten.



Leadership Insight: Sinnvolle Führung Der wahrgenommene Sinn und Zweck eines Unternehmens oder eines bestimmten Vorhabens ist aus zwei Gründen erfolgskritisch: Erstens beeinflusst es in zunehmendem Ausmaß die Jobwahl von gut qualifizierten Arbeitskräften. Zweitens ist es die entscheidende Motivationsquelle für grundlegende Veränderungen. Erfolgreiche Top-Manager arbeiten daher intensiv an einer gut fundierten Antwort auf die Frage nach dem „Warum“. Sie kommunizieren ihr „Know-why“ mindestens genauso intensiv wie ihr „Know-how“.
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Fachkräftemangel versus Arbeitslosigkeit Das Arbeitsmarktservice und die Regierung begegnen den eingangs erwähnten Sorgen am Arbeitsmarkt mit einer aktiven Arbeitsmarktpolitik und einer offensiven Bewusstseinskampagne über die Vorzüge erfahrener Mitarbeiter. Aufgrund der vielen Maßnahmen konnte Österreich im EU-Vergleich bis jetzt Spitzenwerte bei den Arbeitsmarkt-Daten halten: Niedrigste Arbeitslosenquote in der EU, Rang 3 bei der Jugendarbeitslosigkeit und Rang 5 bei der Beschäftigungs-/Erwerbstätigenquote hinter Schweden, Niederlande, Deutschland und Dänemark.



Die aktuelle Situation am Arbeitsmarkt wirkt auf den ersten Blick paradox: Auf der einen Seite steigt seit Jahren die Arbeitslosenquote (siehe auch Standortfaktor #1). Auf der anderen Seite klagt die Wirtschaft ebenfalls seit längerem über einen Mangel an Fachkräften und Talenten. Bei näherem Hinsehen stechen konkrete Problemfelder ins Auge: Langzeitarbeitslosigkeit wenig qualifizierter Arbeitskräfte sowie Jobverlust und schwieriger Wiedereinstieg älterer Arbeitnehmer. Die Engpässe liegen bei der Verfügbarkeit gut ausgebildeter Arbeitskräfte. Bei den Gründen und Ansatzpunkten sind Staat und Wirtschaft gefordert: • Schulische Bildung und Ausbildung in den Unternehmen • Einstellungen und Bedürfnisse der Mitarbeiter • HR-Management und Führung in den Unternehmen • Gezielte Zuwanderung von Fachkräften aus dem Ausland Erwerbstätigenquote in % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-64 Jahre) 85,0
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Bildung: Ideologische Pattstellung überwinden Bei der Qualifizierung der Arbeitnehmer haben Staat und Wirtschaft eine gemeinsame Verantwortung. Die Unternehmen verbindet ein hohes Interesse an der Qualifikation potenzieller Arbeitskräfte durch das Schulund Universitätssystem. Gerade das Bildungssystem ist aber in den letzten Jahren zum Dauerthema geworden, weil trotz hoher Ausgaben für öffentliche und private Bildungseinrichtungen Österreich in diversen Vergleichsstudien immer öfter nur im Mittelfeld landet. Eine baldige Lösung scheint aufgrund der stark ideologisch besetzten Positionen sehr unwahrscheinlich. Eine Vielzahl an Schulversuchen lässt eine erkennbare Gesamtstrategie vermissen. Im Zusammenhang mit der Problematik der Langzeit arbeitslosigkeit bei geringer qualifizierten Erwerbsfähigen ist die zu hohe Zahl an Schulabbrechern zu nennen: In Österreich haben im Jahr 2012 insgesamt rund 53.000 Personen keinen weiterführenden Bildungsabschluss erworben. Punkten kann Österreich hingegen bei der betrieblichen Ausbildung.



Das duale Ausbildungssystem (d.h. die Lehrlingsaus bildung) findet international immer wieder Beachtung, weil sie eine praxisnahe Ausbildung und eine wirksame Maßnahme gegen Jugendarbeitslosigkeit darstellt. Die vielen Schulabbrecher und der frühe Umstieg in die Arbeitswelt führen naturgemäß zu schlechteren Absolventenzahlen in der sekundären und tertiären Ausbildungsstufe – einer der Kritikpunkte internationaler Vergleichsstudien. Einer aktuellen Deloitte-Studie zufolge schafft es die Ausbildung in höheren Bildungseinrichtungen auch nur bedingt, auf die Erfordernisse moderner Arbeitswelten vorzubereiten. Die befragten „Millennials“ (Generation Y, Geburtsjahrgänge ab 1982) kritisieren die Lücke zwischen den Fertigkeiten, die im Hochschulbereich vermittelt werden, und jenen Fähigkeiten, die Nachwuchskräfte in Unternehmen benötigen. Immer öfter investieren daher Unternehmen in private bzw. halb-öffentliche Bildungsangebote (Lernplattformen, Integrationsprojekte, FachhochschulLehrgänge, etc.).



Gundi Wentner, Partnerin, Human Capital:



„Es braucht einen Schulterschluss zwischen Wirtschaft und Bildungsbereich, um die hohen Erwartungen der Generation Y und die benötigten Fähigkeiten im modernen Berufsalltag zu erfüllen.“



Human Capital Trends: Fit werden für das 21. Jahrhundert Deloitte hat weltweit 2.500 Top-Manager und Personalverantwortliche nach den derzeit größten Herausforderungen im Umgang mit Arbeitskräften befragt. Weitgehend unabhängig von Ländern und Regionen wird klar, dass sich viele Organisationen erst für die Arbeitswelt und die Mitarbeitergeneration des 21. Jahrhunderts rüsten (müssen): Unternehmen und Organisationen werden internationaler, vernetzter und volatiler.



Die dafür erforderlichen Mitarbeiter sind so gut ausgebildet, flexibel, mobil und anspruchsvoll wie noch nie – und gleichzeitig gibt es gerade von diesen viel zu wenige. Für die Unternehmensstrategien zeichnen sich laut den Human Capital Trends 2014 folgende Themen und Handlungsfelder ab:
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Margareta Holz, Partnerin, Recruiting Services:



„Es scheint, dass die Millennials zum sozialen Gewissen der Unternehmen von morgen werden – mit allen Chancen und Risiken, die diese Anforderungen an potenzielle Arbeitgeber bedeuten.“



• Qualität der Führungskräfte als Wettbewerbsfaktor: 86% der Befragten sehen es als größte Herausforderung, Führungskräfte auf allen Ebenen auszubilden und zu entwickeln. 66% glauben, dass sie aktuell keine guten LeadershipAngebote für die Generation Y (Millennials) haben. Die Hälfte hat auch wenig Vertrauen in die bestehenden Nachfolgeprogramme im eigenen Unternehmen.



Die Befragten – sowohl in den entwickelten Märkten als auch in den Schwellenländern – sehen Unternehmen zwar nach wie vor als wichtigste Treiber für den Wohlstand, Handlungsbedarf sehen die Millennials allerdings beim Willen der Unternehmen, aktiv an der Lösung gesellschaftlicher Probleme zu arbeiten. Drei Viertel der Befragten geben an, Unternehmen hätten hauptsächlich die eigene Agenda im Fokus.



• Bindung und Motivation der Mitarbeiter: Für mehr als ein Drittel der Befragten (38%) zählt es zu den größten Schwierigkeiten, Unternehmensziele mit den persönlichen Zielen der Mitarbeiter in Einklang zu bringen. In Österreich spielen dabei die Themen Generationen, Gender und Migration eine wichtige Rolle. Außerdem sehen vier von zehn Personalverantwortlichen ihr Unternehmen nicht ausreichend dafür gerüstet, ihre Mitarbeiter bei der Balance zwischen privatem und beruflichem Leben zu unterstützen.



Nur etwas mehr als ein Viertel der Befragten (28%) sind der Meinung, dass ihre persönlichen Fähigkeiten und Kompetenzen von ihrem derzeitigen Arbeitgeber richtig eingesetzt werden. Traditionelle Führungsmerkmale verlieren gegenüber zeitgemäßen LeadershipKompetenzen zunehmend an Boden: So werden Führungskräfte immer weniger danach beurteilt, wie bekannt bzw. sichtbar (19%), gut vernetzt (17%) oder fachlich versiert (17%) sie sind. Vielmehr können Vorgesetzte bei Millennials verstärkt mit strategischen Zugängen (39%) sowie einem inspirierenden (37%), authentischen und wertschätzenden (je 34%) Verhalten punkten. Deutliche regionale Unterschiede zeigen sich beim Thema Karriereplanung. Während in den Schwellenländern zwei Drittel der Befragten eine Führungsposition anstreben, gilt dies in den entwickelten Märkten nur mehr für 38%.



• Veränderung und Weiterentwicklung der HR-Funktion: Die Studie hat gezeigt, dass es in der HR-Arbeit nicht darum geht, mehr zu tun. Vielmehr müssen Unternehmen heute anders führen, permanent Innovation vorantreiben beziehungsweise ermöglichen und dafür ihre HR-Organisation von Grund auf verändern. Technologie-Einsatz und die Qualifizierung der HR-Teams selbst, sind aktuell wichtige Betätigungsfelder im HR-Management. Früher hat es oftmals ausgereicht, HR als unterstützende Abteilung für die Personalsuche, Betreuung und Ausbildung der benötigten Arbeitskräfte zu sehen. Bei den aktuellen Herausforderungen am Arbeitsmarkt ist eine zeitgemäße und umfassende Human CapitalStrategie zweifellos ein zentraler Erfolgsfaktor für Unternehmen geworden.



Anforderungen der Generation Y Für den vierten Deloitte Millennial Survey wurden weltweit rund 8.000 gut ausgebildete, berufstätige Vertreter der Generation Y – die auch als „Millennials“ bezeichneten Jahrgänge ab 1982 – zu ihren Erwartungen an Regierung, Wirtschaft und potenzielle Arbeitgeber befragt. Das Fazit daraus: Traditionelle Unternehmensziele wie Gewinnmaximierung und das Streben nach Marktführerschaft werden verstärkt hinterfragt.
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Wie die Ergebnisse der aktuellen Deloitte-Studie zeigen, fühlen sich Nachwuchstalente am ehesten von der TMTBranche (Technology, Media and Telecommunications) angesprochen. Sie sehen in diesem Sektor derzeit das meiste Entwicklungspotenzial für sich selbst sowie deutliche Leadership-Qualitäten auf Seiten der Führungskräfte. Diverse Talente-Studien von Deloitte sehen außerdem die Konsumgüterindustrie und die Automobilbranche als Gewinner im Rennen um die Absolventen von Wirtschaftsstudien. Mit sinkender Attraktivität hat andererseits die Finanzbranche zu kämpfen. Seit Beginn der internationalen Finanzkrise steht die Reputation einer ganzen Branche auf dem Prüfstand. Nach dem bereits mehrfach dokumentierten Vertrauensverlust breiter Teile der Bevölkerung in den Finanzsektor verlieren Banken und Versicherungen an Attraktivität als Arbeitgeber. Im direkten Branchenvergleich zählen Banken bei österreichischen Studenten mit einem Anteil von nur 5% zu den Schlusslichtern. Global gesehen zeigt sich ein etwas positiveres Bild – Banken zählen dort mit rund 15% noch immer zu den attraktiveren Branchen.



Contemporary Leadership Zu Beginn des Jahres 2015 hat Deloitte Österreich alle internationalen Deloitte Studien zum Thema Leadership ausgewertet und diese Ergebnisse mit den tagtäglichen Beobachtungen in der Beratungspraxis zusammengeführt. Die wesentlichen Entwicklungstrends für erfolgreiche Führung auf der Höhe der Zeit: 1. Erfolgreiche Führung entsteht im Zusammenwirken von Führungskräften, -prozessen und -kultur. Die besten Manager bleiben mit ihren Maßnahmen wirkungslos, wenn ihnen die notwendigen Instrumente und Prozesse fehlen. Moderne Steuerungsmodelle, gezieltes Performance Management und systematische Personalentwicklung erzielen nur dann die gewünschten Erfolge, wenn die Führungskräfte kompetent und willens sind, diese Systeme auch anzuwenden. Sowohl die einzelnen Manager als auch die Führungsprozesse der Organisation sind wirkungslos, wenn ihnen eine hinderliche Führungskultur gegenübersteht. Immer mehr Unternehmen adressieren daher bewusst alle drei Ebenen der Leadership-Entwicklung und achten vor allem auf die jeweiligen Wechselwirkungen und Abhängigkeiten. 2. Erfolgreiche Führung ist trotz knapper Ressourcen handlungsfähig und wirksam. Eine große Herausforderung stellt der aktuell weit verbreitete Widerspruch zwischen erforderlicher Kosten- bzw. Zeiteffizienz und dem Wissen um die Notwendigkeit von Investments in Innovation und Wachstum dar. Besonders erfolgreiche Unternehmen setzen auf eine organisatorische Arbeitsvereinfachung für ihre Führungskräfte, damit diese sich auf die wirksamsten Hebel fokussieren können.



4. Erfolgreiche Führung setzt verstärkt auf neue Führungsmodelle. Mit streng hierarchisch organisierten Strukturen und einem linearen Verständnis von Führung lassen sich Unternehmen heute immer weniger effektiv führen. Deshalb gewinnt der (ergänzende) Einsatz von alternativen Führungsmodellen immer mehr an Bedeutung – hier einige Beispiele: • Laterale Führung, also die Aufgabe, ohne formelle Führungsmacht wirksam zu führen. Die Zunahme von netzwerkartigen Organisationsund Kooperationsformen bringt es mit sich, dass Führung immer öfter in einem Umfeld ohne klare Organisationsgrenzen und eindeutige Hierarchiestufen stattfindet. • Informelle Führung, in der formelle Führungskräfte so agieren, als hätten sie keine formelle Führungsmacht. Untersuchungen zeigen, dass dieses Führungsverhalten in vielen Situationen besonders wirksam und motivierend ist. • Distributed oder Shared Leadership, bei der die Führungsaufgaben auf unterschiedliche Akteure (in einem Team) aufgeteilt werden. Vor allem die Zunahme von Matrixorganisationen und die häufige Parallelität von Linien-, Projekt- und Expertenführung erhöhen die Relevanz dieses Führungsmodells. • Führung auf Zeit, sei es in der klassischen Form der Projektleitung, in der etwas neueren Variante des Interimsmanagements oder in der radikalen Version von auf Zeit gewählten Führungskräften. In all diesen Fällen wird versucht, den volatilen Anforderungen an die Führungstätigkeit durch deren zeitliche Begrenzung Rechnung zu tragen.



3. Erfolgreiche Führung ist ein Teamsport. Führungskräfte, die sich als Helden darstellen, gelten immer mehr als überholtes und auch überforderndes Modell. Lösungen für neuartige, komplexe und widersprüchliche Probleme können von Einzelnen kaum erbracht werden. Gerade weil dafür vielfältige Kompetenzen benötigt werden, etablieren erfolgreiche Unternehmen Zusammenarbeits-Modelle über die verschiedenen Ebenen und Bereiche. Julian Mauhart, Partner, Human Capital:



„Das Thema „Führung“ erlebt derzeit einen Paradigmenwechsel. Leadership muss sich in einer Umgebung knapper werdender Ressourcen, fordernder Stakeholder und kompetitiver Märkte neu beweisen. Mit streng hierarchisch organisierten linearen Strukturen lassen sich Unternehmen daher heute kaum noch effektiv führen.“ Deloitte Radar 2015 | 57



Christian Havranek, Partner, Human Capital:



„In unserer Beratung betrachten wir „Smart Working“ als Gesamtpaket aus Führung, Umgang mit Arbeitszeit, flexibler Arbeitsumgebung sowie einer darauf abgestimmten Arbeits- und Meetingkultur.“



Info Box: Leadership Strategies for Women Anlässlich des internationalen Frauentages 2014 lud Deloitte bereits zum 7. Mal zum Professional Women Network. Rund 150 Frauen aus Wirtschaft, Industrie, Kultur und dem öffentlichen Sektor folgten der Einladung und diskutierten unter dem Titel „Leadership Strategies for Women“, wie heute mit dem Tabuthema Konkurrenz umgegangen wird und welche Fallstricke Frauen von der Unternehmensspitze fernhalten. Das Fazit: Frauen führen anders als Männer, aber gleich gut. Unternehmen sind gut beraten, die Unterschiede zu kennen und zu nutzen. Vier Fallstricke, die Frauen von der Unternehmensspitze fernhalten: 1) Unterschiedliche Führungsqualitäten 2) Imitation von „männlichem“ Führungsverhalten 3) Verwechslung von Chancengleichheit und Gleichbehandlung 4) Anderes Geschlecht bedeutet unterschiedliche Laufbahnabschnitte Zur Beseitigung dieser Fallstricke schlug Historiker Dr. Paul Vanderbroeck folgende Maßnahmen für Unternehmen vor: 1) Talent-Management-Prozesse und -Systeme überprüfen und aktualisieren; sicherstellen, dass diese wirklich geschlechtsneutral sind. 2) Talentierten Frauen helfen, ihre spezifischen Führungsfähigkeiten zu entdecken, zu entwickeln und zu nutzen, damit sie in ihrer einzigartigen Weise vorankommen. 3) Personalpolitik nach individuellen Bedürfnissen differenzieren. 4) Längere und flexiblere Karrierewege anbieten.



Neue Arbeitswelten: Digitalisierung, Flexibilität, Diversität und Mobilität Die Arbeitswelten des 21. Jahrhunderts sind geprägt von steigenden Kundenerwartungen, starkem Kostendruck, technologischem Fortschritt und den Ansprüchen der Generation Y. Die von Deloitte erfragten globalen Human Capital Trends zeigen die Veränderungen für die HR-Arbeit auf: • Lernen neu definieren: Mehr als zwei Drittel (70%) der Führungskräfte bezeichnen neue Lernmethoden wie e-LearningPlattformen und Blended Learning als wichtig, aber nur 6% geben an, dass sie in der Lage sind, ihren Mitarbeitern e-LearningProgramme zugänglich zu machen und überzeugend zu gestalten. • Diversität fördern: Fast alle Unternehmen setzen sich für Diversität ein, aber die meisten scheitern daran, die Vorteile einer facettenreichen Belegschaft wirklich zu nutzen. Neben Gender-Themen sind auch immer häufiger die unterschiedlichen Generationen, Nationen und Fähigkeiten zu berücksichtigen. Auf diese Aufgabe ist ein Drittel (34%) der Unternehmen nicht vorbereitet, nur ein Fünftel zieht auch tatsächlich Nutzen daraus. • Große Datenmengen meistern: Die zunehmende Digitalisierung von Daten eröffnet neue Wege in der strategischen Personalbedarfsplanung. Allerdings glauben nur 7% der Unternehmen, dass sie in der Lage sind, große Datenmengen zu analysieren und daraus konkrete Maßnahmen abzuleiten. • Arbeitsbedingungen wieder vereinfachen: Eine 24/7 Arbeitsatmosphäre überfordert Mitarbeiter, zehrt an der Produktivität und senkt die Mitarbeiter-Motivation. Für über ein Drittel (34%) der Führungskräfte zählt der Umgang mit Informationsüberfluss und Erreichbarkeit zu den prioritären Themenfeldern und weniger als einer von zehn Befragten glaubt, dass damit effektiv umgegangen wird. • Paradigmenwechsel von der Anwesenheits- zur Ergebnisorientierung: Die neuen Arbeitswelten verlangen sowohl eine vertrauensbasierte als auch professionell performanceorientierte Führungsarbeit. Eine Neudefinition des Umgangs mit den Möglichkeiten des Mobile Working ist notwendig. • Neuerfindung des Recruitings. Auch wenn die meisten Unternehmen (62%) Social Media-Kanäle für das Anwerben von Positionen bedienen, geben 54% der Befragten an, das Potenzial der eigenen Mitarbeiterkontakte nicht voll auszunutzen.



58 | Deloitte Radar 2015



Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte Der österreichische Gesetzgeber befürchtete im Jahr 2011 durch die Öffnung des inländischen Arbeitsmarktes für Arbeitnehmer und Unternehmer aus den neuen EU-Mitgliedstaaten (Ungarn, Polen, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland und Litauen) eine Zunahme des Lohn- und Sozialdumpings. Mit 1. Mai 2011 traten aus diesem Grund die Bestimmungen des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes (LSDBG) in Kraft. Neben der Bereithaltung von Lohnunterlagen in deutscher Sprache war es bisher schon erforderlich, seinen Arbeitnehmern das nach Gesetz, Kollektivvertrag oder Verordnung zustehende Entgelt zu leisten. Verwaltungsstrafrechtlich sanktioniert wurde jedoch nur eine Entlohnung unter dem Grundlohn (Grundgehalt inkl. Überstundengrundentgelt).



Sollte der monatliche Gehaltsanspruch des ausländischen Arbeitnehmers über dem sich nach österreichischen Rechtsvorschriften ergebenden Entgeltanspruch liegen (Mindestentgelt, Zulagen, Zuschläge und aliquote Sonderzahlungen) sind keine zusätzlichen Zahlungen an den Arbeitnehmer erforderlich. Eine deutliche Klarstellung bringt das Gesetz nunmehr hinsichtlich der Lohnunterlagen, welche am Arbeits(Einsatzort) bereitzuhalten sind: Arbeitsvertrag oder Dienstzettel, Lohnzettel, Auszahlungsnachweise, Lohnaufzeichnungen, Arbeitszeitaufzeichnungen und Unterlagen betreffend die Lohneinstufung zur Überprüfung der entsandten Arbeitnehmer für die Dauer der Beschäftigung nach den österreichischen Rechtsvorschriften gebührenden Entgelts in deutscher Sprache.



Mit 1. Jänner 2015 treten massive Verschärfungen im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Lohnund Sozialdumping in Kraft. Nunmehr wurde in die Strafbestimmungen aufgenommen, dass ein Arbeitgeber zu bestrafen ist, wenn er das arbeitsrechtliche Entgelt unter Beachtung der jeweiligen Einstufungskriterien nach Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag nicht leistet. Von besonderer Relevanz sind die Nichtbezahlung von etwaigen kollektivvertraglich gewährleisteten Zuschlägen (z. B. Überstundenzuschläge, Zuschläge für Nachtarbeit) sowie Zulagen (z.B. Erschwernis- und Gefahrenzulagen). Des Weiteren stellt die Nichtbezahlung von Urlaubs entgelten, Krankenentgelten sowie Sonderzahlungen einen Verstoß gegen das Lohn- und Sozialdumping Bekämpfungsgesetz dar. Diese Zahlungen sind aliquot für die jeweilige Lohnzahlungsperiode zusätzlich zum laufenden Entgelt zu leisten. Hinsichtlich ausländischer Arbeitgeber und eines fiktiv anzuwenden Kollektivvertrages ist zu prüfen, ob eine nachweisliche Überzahlung des ausländischen Arbeitnehmers vorliegt.



Andrea Kopecek, Partnerin, Global Employer Services:



„Anfang 2015 kam es zu Verschärfungen, aber auch Klarstellungen zur Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte – damit sollen Wettbewerbsverzerrungen zwischen in- und ausländischen Arbeitgebern der Vergangenheit angehören.“
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7. 



Lebensqualität



+ Hohe Lebensqualität und Lebenszufriedenheit



+ Hohes Maß an persönlicher Sicherheit + Starker Gemeinsinn und hohes



Lebensqualität



Vorjahr



— Verbesserungspotenzial im Bereich Bildung (PISA-Test, Ungleichgewicht bei den Chancen für Männer und Frauen)



— Hohe Luftverschmutzung in den Städten im OECD-Länder-Vergleich



60 | Deloitte Radar 2015



bürgerschaftliches Engagement



Trend



+ Vergleichsweise niedrige Arbeitslosenquote + Hohe Wasserqualität



Focus on • Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften sowie Schlüsselkräften besser steuern (Rot-Weiß-Rot-Karte, Blaue Karte EU) • Empfehlungen der OECD umsetzen: - Verbesserung der Infrastruktur für die Migrationssteuerung - Verbesserung des österreichischen Verwaltungsrahmens für Arbeitsmigration - Anpassung der Zugangskriterien für auf Dauer ausgerichtete Arbeitsmigration - Verstärkte Nutzung des qualifizierten Arbeitskräftepotenzials ausländischer Studenten - Verstärkte Bewerbung Österreichs als Zielland für Arbeitsmigration



Österreich verfügt über eine hohe Lebensqualität: Davon profitieren Bevölkerung und Touristen, bei der Zuwanderung qualifizierter Arbeitskräfte gibt es jedoch noch Nachholbedarf.



E



ine hohe Lebensqualität wirkt sich nicht nur positiv auf den privaten Bereich aus, sondern auch auf die Unternehmensebene – durch zufriedene Mitarbeiter, hohe Produktivität und soziale Stabilität. Für die Messung von Lebensqualität und gesellschaftlichem Fortschritt reichen ökonomische Indikatoren allein nicht aus – es geht um Grundbedürfnisse der Bevölkerung, den Erhalt und die Steigerung von Wohlergehen und um Chancen und Möglichkeiten des Einzelnen. Diese misst der Social Progress Index, in dem sich Österreich weit vorne auf Platz 11 von 132 Ländern befindet. Einzig im Bereich Chancen und Möglichkeiten muss das Land Abstriche machen – Gründe dafür sind u.a. mangelnde Toleranz gegenüber Minderheiten, Ungleichgewicht zwischen Frauen und Männern in der Weiterbildung und bei den Einschreibungsquoten in weiterführende Schulen.



Leadership Insight: Führungsverantwortung geht über den Unternehmenskontext hinaus



Der OECD Better Life Index 2014 bescheinigt Österreich ebenfalls eine gute Lebensqualität, auch wenn das Land gegenüber dem Vorjahr bei einer gleichmäßigen Gewichtung aller bewerteten Aspekte, zwei Plätze einbüßen musste und nun Rang 15 belegt. Die Minuspunkte decken sich weitgehend mit den Befunden im Social Progress Index und offenbaren darüber hinaus im Bereich Bildung ein Defizit in Mathematik und den Naturwissenschaften. Auch wird die hohe Feinstaubbelastung in Österreichs Städten als zunehmendes Problem angesehen. Großes Potenzial zur Steigerung von Wachstum und Wohlstand bietet sich für Österreich auf dem Gebiet der Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften sowie Schlüsselkräften in Mangelberufen (siehe auch Standortfaktor #6). Trotz stark angestiegener Zulassungen weist Österreich im Verhältnis zu seiner Bevölkerung einen der geringsten Zuströme an dauerhafter Arbeitsmigration aus Drittstaaten auf. Die Zuströme aus dem europäischen Raum – ohne Zulassungsverfahren – sind dagegen im Vergleich zu anderen europäischen Ländern überdurchschnittlich hoch. Eine Entbürokratisierung sowie eine konstante Anpassung der Regeln an Gegebenheiten und eine bessere Einbindung der Unternehmen und des AMS stehen dabei ganz oben auf der Liste.



Viele Unternehmen profitieren von der guten Lebensqualität in Österreich. Erfolgreiche Top-Manager engagieren sich daher häufig außerhalb ihres eigenen Verantwortungsbereichs und Unternehmens, weil sie wissen, dass gute Arbeit mehr bedeutet, als einen Job zu haben und ein Einkommen zu beziehen – zum Beispiel im Sozialbereich, in der Bildung oder im gesellschaftlichen Diskurs. Sie leisten damit einen wichtigen Beitrag, um die hohe Lebensqualität auch nachhaltig abzusichern.
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Österreich erhält überwiegend positive Ergebnisse im OECD Better Life Index



Bevölkerung und Zuwanderung: Anteil von Migranten wächst



Im OECD Better Life Index kommt Österreich in mehreren Teilbereichen unter die Top Ten, dies entspricht einer guten allgemeinen Lebensqualität. Sowohl das Pro-KopfNettoeinkommen von EUR 25,535 eines österreichischen Durchschnittshaushalts liegt über dem OECD-Schnitt als auch der Anteil von 73% der 15- bis 64-jährigen, der einer Beschäftigung nachgeht. Jedoch verdient das reichste Fünftel der Bevölkerung fast viermal so viel wie das ärmste. Im Bereich Bildung verfügen 82% der österreichischen Bevölkerung im Alter von 25 bis 64 Jahren über einen Abschluss des Sekundarbereichs II. Der Durchschnittswert der OECD liegt hier nur bei 75%. Es besteht dabei ein Ungleichgewicht zwischen Männern und Frauen. Frauen sind weniger an weiterführender Bildung beteiligt als Männer.



Am 1. Jänner 2014 lebten insgesamt 1.066.114 Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit in Österreich. Dies entspricht einem Anteil von rund 12,5% an der Gesamtbevölkerung Österreichs und einem Anstieg gegenüber 2013 um 0,5%. Von den nicht-österreichischen Staatsangehörigen stammten rund 49% (518.670 Personen) aus Ländern der Europäischen Union. Ihr Anteil ist damit gegenüber dem Vorjahr um 8% gewachsen. Der Anteil der NichtEU-Staatsangehörigen hingegen ist von 588.246 auf 547.444 Personen gesunken. Auch wenn ihre Quote um ein Prozent auf 15% gegenüber dem Vorjahr gesunken ist, bilden Deutsche mit 164.820 Personen die größte Ausländergruppe in Österreich, im Vorjahr waren es 157.793. An den Plätzen zwei und drei hat sich im Vergleich zum Vorjahr nichts geändert, die Türkei liegt mit 114.740 Personen vor Serbien mit 112.477 Personen. Im Jahr davor lagen die Zahlen für die Türkei bei 113.670 Personen und für Serbien bei 111.280. Damit sind die drei größten Ausländergruppen in Österreich alle gewachsen.



Ein weiterer Minuspunkt stellt die internationale PISA-Studie dar, in der österreichische Schüler durchschnittlich auf 500 Punkte kamen. Dieser Wert liegt in den Bereichen Lesekompetenz, Mathematik und Naturwissenschaften leicht unter dem OECDDurchschnitt von 497 Punkten. Im Bereich Umwelt kann Österreich mit einer hervorragenden Wasserqualität punkten, dafür fällt aber die Luftverschmutzung in Städten negativ ins Gewicht. Die Feinstaubbelastung liegt mit einer PM10-Konzentration von 27,4 Mikrogramm pro Kubikmeter sowohl über dem OECD-Durchschnitt von 20,1 Mikrogramm pro Kubikmeter als auch über dem jährlichen Luftgüterichtwert von 20 Mikrogramm pro Kubikmeter, den die Weltgesundheitsorganisation empfiehlt. Pluspunkte sammelt Österreich mit einem starken Gemeinsinn und hohem bürgerschaftlichen Engagement sowie mit einem hohen Maß an persönlicher Sicherheit. Auch die Lebenszufriedenheit der Österreicher sticht gegenüber den anderen OECD- Ländern hervor.
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Zuwanderung Die Zuwanderung stieg gegenüber dem Vorjahr weniger stark um rund 25%, dies entspricht 54.728 Personen (2012: 40%, +43.797 Personen). Rund zwei Drittel entfiel dabei auf Bürger aus der EU (+40.214 Personen). Ungarische Staatsangehörige waren 2012 und 2013 die zahlenmäßig größte Zuwanderer-Gruppe, gefolgt von deutschen und rumänischen Staatsbürgern. Der Wanderungssaldo mit Nicht-EU-Staaten unterscheidet sich nur gering vom Vorjahr. 2013 lag er bei +20.506 Personen, wovon rund die Hälfte auf europäische Nicht-EU-Staaten entfiel. Bildeten darunter russische Bürger 2012 noch die größte Gruppe, liegen sie 2013 auf Platz drei und tauschen Platz mit Staatsangehörigen aus Bosnien und Herzegowina, die 2013 die größte Gruppe waren, gefolgt von Serbien. Aus dem außereuropäischen Raum kamen die meisten Staatsangehörigen aus den kriegsversehrten Ländern Afghanistan (+1.694 Personen) und Syrien (+1.615 Personen).



Wie auch im Vorjahr zieht es Zuwanderer in die Städte, vor allem nach Wien: 2013 entfielen rund 40% der Zuwanderung aus dem Ausland auf die Bundeshauptstadt (+22.342 Personen), gefolgt von Oberösterreich (+8.423), Niederösterreich (+5.529) und der Steiermark (+5.165 Personen).Österreich ist auf qualifizierte Zuwanderung angewiesen, wenn es sein Wachstum steigern und seinen Wohlstand halten möchte.
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Qualifizierte Zuwanderung – Rot-Weiß-Rot-Karte (RWR) Mit Einführung der Rot-Weiß-Rot-Karte (RWR) 2011 wurden die zahlenmäßigen Beschränkungen für die dauerhafte Arbeitsmigration durch ein Punktesystem ersetzt, um die Zulassung von Arbeitsmigranten ohne EU-Staatsbürgerschaft für hochqualifizierte Berufe zu erleichtern und Mangelberufe im mittelqualifizierten Segment für Arbeitsmigranten zu öffnen. Laut der OECD weist Österreich trotz stark angestiegener Zulassungen einen der geringsten Zuströme an dauerhafter Arbeitsmigration aus Drittstaaten im Verhältnis zu seiner Bevölkerung auf. Die Zuströme aus dem europäischen Raum ohne Zulassungsverfahren sind im Vergleich zu anderen europäischen Ländern überdurchschnittlich hoch und machen 76% der gesamten Migration aus. Im Rahmen der Freizügigkeitsbestimmungen weisen nur Luxemburg, die Schweiz und Norwegen eine höhere Zuwanderung im Verhältnis zu ihrer Bevölkerung auf.
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Info Box: Zuwanderung In Österreich gibt es drei Schienen für die Zuwanderung von hochqualifizierten Arbeitskräften 1) RWR-Karte für besonders Hochqualifizierte: Antragsteller werden aufgrund eines Punktesystems ohne Arbeitsmarktprüfung bewilligt. 2) Die Blaue Karte EU: Antragsteller werden aufgrund von Mindestentgelterfordernissen und einer Arbeitsmarktprüfung bewilligt. 3) Die RWR-Karte für sonstige Schlüsselkräfte: Umfasst ein Punktesystem und Mindestentgelterfordernisse, die unter den Anforderungen für die RWR-Karte für besonders qualifizierte und der Blauen Karte EU liegen.
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Zur verbesserten Steuerung der Arbeitsmigrations ströme nach Österreich macht die OECD folgende Vorschläge: 1. Verbesserung der Infrastruktur für die Migrationssteuerung: Z.B. Bewilligungsdatenbank, mit der Informationen zu den Merkmalen, Statusübergängen und Aufenthaltsdauer von Migranten abgerufen werden können oder die Datendokumentation durch das AMS zu den Merkmalen von Bewerbern, die über das Punktesystem ins Land kommen, verbessern. 2. Verbesserung des österreichischen Verwaltungsrahmens für Arbeitsmigration: Z.B. die Zahl der im Antragverfahren erforderlichen Schritte dadurch verringern, dass der Beginn des Zulassungsprozess beim AMS angesiedelt wird; den Nachweis des Anspruchs auf eine ortsübliche Unterkunft für alle Arbeitsmigranten über einer gewissen Entgelthöhe lockern, aber auch eine Anhebung der Antragsgebühren in Betracht ziehen, um Antragssteller von der Einbringung eindeutig nicht in Frage kommender Anträge abzuhalten. 3. Anpassung der Zugangskriterien für auf Dauer ausgerichtete Arbeitsmigration: Z.B. das Punktesystem neu strukturieren, um die Bedeutung von Deutschkenntnissen auf dem österreichischen Arbeitsmarkt besser wiederzugeben. Eine stärkere Differenzierung in der Sprachbeherrschung von Deutsch und Englisch und zusätzliche Punkte für fortgeschrittene Sprachkenntnisse, insbesondere im Deutschen, vergeben; die Voraussetzungen für ein ArbeitssucheVisum bei hochqualifizierten Arbeitskräften mit guten Deutschkenntnissen lockern. Nach Möglichkeiten suchen, dass in Mangelberufen ausgebildete Arbeitskräfte mit Deutschkenntnissen nicht wie derzeit faktisch von der Zulassung ausgeschlossen werden, wenn sie über 40 Jahre alt sind; die Arbeitsmarktprüfung für Anträge auf die Blaue Karte EU abzuschaffen und/oder Anträge auf eine RWR-Karte für Schlüsselkräfte über einer gewissen Entgelthöhe von der Arbeitsmarktprüfung befreien.



1
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OECD: Recruiting Immigrant Workers 2014



4. Verstärkte Nutzung des qualifizierten Arbeitskräftepotenzials ausländischer Studenten: Z.B. die derzeitige sechsmonatige Frist für die Arbeitssuche ausländischer Studienabsolventen verlängern; auch Bachelor-Abschlüsse für die RWR-Karte akzeptieren; Antragstellern auf eine RWR-Karte für ausländische Studienabsolventen erlauben, jede ihrem Ausbildungsniveau entsprechende Beschäftigung annehmen zu können; Ausländische Studenten legitimieren sowohl während als auch nach ihrem Studium Praktika in ihren Fächern absolvieren zu können, auch wenn dies nicht von ihrem Studiengang vorgeschrieben ist. 5. Verstärkte Bewerbung Österreichs als Zielland für Arbeitsmigration: Z.B. Österreich verstärkt als Zielland für Arbeitsmigration positionieren und die Arbeitgeber in diesen Prozess einbeziehen; Einen serviceorientierten Ansatz im Umgang mit Antragstellern und Arbeitgebern einführen, etwa durch die Einrichtung von spezialisierten Stellen beim AMS und den Aufenthaltsbehörden; bestehende Informationsportale in Bezug auf Inhalt und Benutzerfreundlichkeit verbessern.1



Tourismus Österreich ist ganzjährig ein beliebtes Tourismusziel, für in- und ausländische Gäste gleichermaßen. Laut Statistik Austria belief sich der direkte und indirekte Beitrag des Tourismus zum BIP auf 7,4% im Jahr 2012. Für 2013 beliefen sich die Schätzungen auf 7,3% und für 2014 wurde mit gleichbleibenden Zahlen gerechnet. 2013 gab es insgesamt (Inländer und Ausländer) 132,6 Mio. Übernachtungen, davon rund 50,8 Mio. aus Deutschland (38,3%). Überdurchschnittlich hohe Nächtigungszuwächse gab es im Sommer 2014 aus den USA (+10,0%) und Großbritannien (+8,8%) sowie aus dem zentral- und osteuropäischem Raum. Bei der Anzahl der Nächtigungen unterscheiden sich die Sommer- und Wintersaison nur wenig. Das Nächtigungsergebnis der Wintersaison 2013/14 (November 2013 bis April 2014) belief sich auf 64,49 Mio. und ist damit gegenüber dem Vorjahr leicht um 1,6% gesunken. In der Sommersaison 2014 wurden insgesamt 67,21 Mio. Nächtigungen gemeldet, dies entspricht gegenüber dem Sommer 2013 einem Plus von 1,1%. Die Steigerung im Sommer ist vor allem auf einen Zuwachs ausländischer Gäste zurückzuführen.



Zur Förderung des wichtigen Wirtschaftszweigs Tourismus dient die Österreichische Hotel- und Tourismusbank (ÖHT) als maßgebliche Förderanlaufstelle auf Bundesebene. Auf Landesebene werden zusätzlich Förderungen für den Tourismus vergeben, die zum Teil mit Bundesförderungen kombinierbar sind. Das Land Tirol fördert beispielsweise gezielt die qualitative Verbesserung von privaten und kleinen gewerblichen Gästeunterkünften. Die Bundesförderungen werden von Österreichs Tourismusbetreibenden stark in Anspruch genommen. Die Vergabestelle ÖHT war bis Ende 2014 noch intensiv mit der Abwicklung von Altförderungen beschäftigt, die vor dem 1.7.2014 beantragt wurden. Seit 2015 läuft die neue Förderperiode, die bis 2020 dauert. Bisher sind noch nicht alle Förderprogramme umgesetzt, z.B. die Innovationsförderungen bei der ÖHT, sie sind jedoch in den Richtlinien vorgesehen und sollten in der laufenden Förderperiode beantragt werden können.



Bei den Ankünften und Nächtigungen nimmt Tirol mit Abstand die Spitzenposition innerhalb Österreichs ein, Salzburg erreicht Platz zwei. Danach folgt Wien, das erstmalig Kärnten auf dem dritten Platz ablöst.



Gunnar Frei, Partner, Deloitte Tirol:



„Der Tourismus ist ein wesentlicher Beitrag zur österreichischen Wirtschaftsleistung und ein Motor unserer Leistungsbilanz, denn auch indirekt profitieren viele Branchen von einer erfolgreichen Hotellerie und Gastronomie.“
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CFO Stimmungsbarometer Key Findings Q1 / 2015



49%



gehen von einem Rückgang der Inflationsrate aus



Sinkende Inflationsraten erwartet Seit dem zweiten Quartal 2012 gehen Österreichs CFOs erstmalig mit relativer Mehrheit (49%) von einem Rückgang der Inflationsrate aus. 46% rechnen mit einer gleichbleibenden Inflationsrate. Auch der Konjunkturpessimismus nimmt ab. 59% erwarten eine neutrale Konjunkturentwicklung.



Investitionsklima weiterhin schlecht bewertet



35%



glauben an eine Verschlechterung des Investitionsklimas



63%



sehen die zunehmende Regulierung in Österreich als primäres Unternehmensrisiko



98%



fordern mehr nationale Strukturreformen
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Die Erwartungen an Österreichs Investitionsklima bleiben getrübt. Nur 7% sehen der zukünftigen Entwicklung des Investitionsklimas positiv entgegen. Als Hauptgründe werden nach wie vor die schwächelnde Konjunktur, schlechte Wachstumsaussichten sowie die rückläufige Nachfrage genannt. Trotzdem steigt der Indexwert der Investitionsfreudigkeit von -0,6% im vierten Quartal 2014 auf 14,9% in der aktuellen Umfrage an. Die gestiegene Investitionsneigung kommt aber auf Sicht von zwölf Monaten primär den USA zugute, gefolgt von China und Deutschland.



Zunehmende Regulierung als Kernthema Sowohl bei der Frage nach der Standortattraktivität Österreichs in den nächsten zwölf Monaten als auch bei der Frage nach dem Unternehmensrisiko ist die Sorge über die zunehmende Regulierung in Österreich groß. 65% der CFOs bewerten Österreichs Standortqualität in diesem Bereich als gering bzw sehr gering. 63% der CFOs sehen die zunehmende Regulierung in Österreich als primäres Risiko für ihr Unternehmen in den nächsten zwölf Monaten an. Damit liegt es noch vor den geopolitischen Risiken, die mit 61% als hoch oder sehr hoch gesehen werden. Auch wenn regulatorische Auflagen nicht unter den ersten drei Hauptgründen für eine Verschlechterung des Investitionsklimas genannt werden, so sehen sie doch 70% der CFOs als wesentlichen Grund dafür an.



CFOs fordern nationale Strukturreformen Gefragt nach den von den Entscheidungsträgern der EU/Eurozone zu treffenden Maßnahmen, um die aktuelle Wachstumskrise zu überwinden, fordern 98% der österreichischen CFOs mehr nationale Strukturreformen zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit. Gleich an zweiter Stelle wird von 73% die Sanierung des Staatshaushalts und die Reduktion der Staatsschulden als wichtig angesehen. 62% sprechen sich für einen Ausbau des europäischen Binnenmarkts aus.



Ver Lei sch l
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Ve rs



Erstmalig fließt die Einschätzung der Entwicklung der Inlandsumsätze in das Marktbarometer ein. Hier zeigt sich ein Indexwert von -7%. Der Großteil der CFOs (59%) geht allerdings von gleichbleibenden Umsatzerwartungen für Österreich aus.
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Mit Beginn des neuen Jahres nimmt das Marktbarometer eine fast neutrale Position ein. Der Konjunkturpessimismus hat deutlich abgenommen, die Entwicklung der Aktienkurse (ATX) wird nach einem negativen Indexwert von -20,2% im vierten Quartal 2014 aktuell wieder mit 10,6% positiv bewertet. Einzig die Erwartungen in Österreichs Investitionsklima bleiben getrübt. Lediglich 7% der CFOs sehen der zukünftigen Entwicklung des Investitionsklimas positiv entgegen.
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Unternehmensbarometer
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Marktbarometer



Weitaus optimistischer präsentiert sich das Unternehmens barometer, wenn auch im Vergleich zum vierten Quartal 2014 die positive Veränderung geringer ausfällt als jene des Martkbarometers. Zwar haben sich die aktuellen Umsatz erwartungen betreffend den Anstieg der Umsatzentwicklung im Jahresvergleich halbiert, doch zeigen sie im Vergleich zum letzten Quartal 2014 einen leichten Aufwärtstrend. Die operative Margenentwicklung wird mit einem Indexwert von -7,1% überwiegend negativ beurteilt. Die Investitionsfreudigkeit steigt von einem Indexwert von -0,6% im vierten Quartal 2014 auf aktuell 14,9% an, doch kommt die gestiegene Investitions neigung auf Sicht von zwölf Monaten primär den USA, gefolgt von China und Deutschland zugute. Sehr positiv wird nach wie vor das Finanzierungsumfeld bewertet.



Hot Topic: CFOs fordern nationale Strukturreform 98% der CFOs für nationale Strukturreform



Maßnahmen der EU/Eurozone



Es sind nicht die Maßnahmen auf EU-Ebene, die Österreichs CFOs vorrangig als Lösung für die aktuelle Wachstumskrise sehen. Vielmehr werden von 98% der CFOs mehr nationale Strukturreformen zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit (zB Arbeitsmarkt- und Steuerreformen, Liberalisierung des Dienstleistungssektors, etc) gefordert. Gleich an zweiter Stelle wird von 73% die Sanierung des Staatshaushalts und die Reduktion der Staatsschulden als wichtig angesehen.



Welche Maßnahme sollten die Entscheidungsträger der EU/Eurozone treffen, um die aktuelle Wachstumskrise zu überwinden?



Nur 14% für Quantitative Easing Lediglich 14% der CFOs sehen die Ausweitung der quantitativen Lockerung (Quantitative Easing) durch die Europäische Zentralbank (EZB) z.B. durch den Kauf von Staats- und Unternehmensanleihen als Lösung des Problems. 25% der österreichischen CFOs betrachten diese Maßnahme als unwichtig. Als absolut ungeeignete Maßnahme wird die Abschaffung des Euro gesehen. Es bleibt abzuwarten, wie diese Frage von den CFOs in den anderen EU-Mitgliedstaaten gesehen wird. Darüber werden wir in unserem nächsten CFO-Stimmungsbarometer berichten.



Mehr nationale Strukturreform



98%



Sanierung Staatshaushalt



5%



2% -



73%



23%



Ausbau europäischer Binnenmarkt



1% 62%



Fiskal- und Politikunion



8% 57%



35%



Erhöhung der Investitionsausgaben



11% 56%



33%



Globale Freihandelsabkommen



37%



14% 26% 60%



Expansion der Fiskalpolitik



23% 19% 58%



Quantitative Easing durch EZB



25% 14% 61%



Andere



67% 12% 21%



Renationalisierung politischer Kompetenzen



59% 10% 31%



Verkleinerung der Währungsunion Abschaffung des Euro Wichtig



64% 4% 33% 96% Weniger wichtig



1% 2% Unwichtig
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Cockpit



Deloitte Services Welche konkrete Dienstleistung auch gefragt ist: Wir prüfen und beraten ganzheitlich.



In der Trendbeobachtung hat sich die Wettbewerbsfähigkeit Österreichs 2014 leider weiter verschlechtert: Der Indexwert über die sieben von Deloitte bewerteten Standortfaktoren sinkt von 3,14 im Jahr 2013 auf 3,00 von fünf möglichen Punkten.



Audit & ERS • Internationale Rechnungslegung • Due Diligence Reviews • Sonderprüfungen • Jahresabschluss- und Konzernabschlussprüfung • Corporate Governance • Enforcement Advisory • IFRS Advisory • Risikomanagement • Cyber Security Services • Enterprise Risk Services



Auf jede Ihrer unternehmerischen Fragestellungen gibt es eine Antwort – wir sind da, um sie zu finden und einen Mehrwert für Ihr Unternehmen zu schaffen.



Politisches und makroökonomisches Umfeld



Unternehmensinfrastruktur und Umfeld Trend



Vorjahr



Damit Österreich sein hohes Wohlstandsniveau halten kann, braucht es kurzfristig Kostensenkungen und Effizienz bei allen nicht zukunftsfördernden Staatsausgaben – wir stecken zu viel Geld in Reparaturmaßnahmen. Angesichts schwacher Konjunkturprognosen und steigender Arbeitslosigkeit braucht der Staat Handlungsspielraum für investives Verhalten in den Zukunftsthemen.



Regulatorisches Umfeld Trend



Vorjahr



Dabei richten wir unsere Strukturen nach Ihren Bedürfnissen aus. Wir beraten Einzelpersonen und KMU ebenso kompetent wie Multinationals.



In der Daseinsvorsorge zählt Österreich weltweit zu den Top-Standorten. Mit klugen Infrastrukturinvestitionen kann diese Stellung abgesichert und zudem die Beschäftigung angekurbelt werden. Mit den Initiativen zum Breitbandausbau werden beispielsweise die Voraussetzungen für Produktivitätssteigerungen (die vierte industrielle Revolution) und Wirtschaftswachstum geschaffen.



Trend



Vorjahr



• Buchhaltung • Bilanzierung • Reporting • Berichtswesen • Planung • Budgetierung • Controlling • Sozialversicherungs& Lohnsteuerrecht • Arbeitsrecht • Personalverrechnung



Europaweit kämpfen Unternehmen mit steigenden und immer komplexeren Vorschriften. Neben den beabsichtigten Effekten bewirkt diese Vielzahl an Regulierungen, dass Energie und Esprit für Wirtschaftswachstum verloren geht. Als Gegenmaßnahme braucht es Vereinfachungen, Entbürokratisierung und Flexibilisierung, wo immer dies möglich ist.



Tax Business Process Services



• Global Business Tax Services • Cross Border Tax • Global Employer Services • Indirect Tax • Tax Litigation



A



• Corporate Finance • Restructuring Services • Credit Advisory • Alternative Debt Advisory • Valuation Services • M&A Transaction Services • FSI Advisory • Forensic



Consulting



FA



• Strategy & Operations • Technology • HR Strategie, Prozesse & Technologie • Recruiting Services • Vergütung & Arbeitszeit



Financial Advisory



Innovation, Forschung und Technologie



Kosten



Verfügbarkeit von Arbeitskräften



• Talent Management



Lebensqualität



Trend



Die Reformbemühungen im Hochsteuerland Österreich werden durch Ideologisierung überschattet. Dabei sollten aus Expertensicht eine tatsächliche Senkung der Abgabenquote, Vereinfachungen und ein erhöhtes Maß an Rechtssicherheit im Steuersystem sowie eine Gegenfinanzierung über die Ausgabenseite das Ziel sein. Nur über Beschäftigung und Investitionsfreude wird der Wohlstand gesichert.



Vorjahr



Trend



Österreich kann mit einem breiten und attraktiven Angebot an forschungsfördernden Maßnahmen punkten – doch trotz stetiger Verbesserungen gibt es bei der Innovationseffizienz (Input vs. Output) immer noch Potenzial nach oben. Für eine international beachtete Positionierung als Forschungs- und Hightech-Produktionsstandort müssen Infrastruktur, Bildung, steuerliche Anreize und Investitionsklima als Gesamtpaket wirken.



Vorjahr



Trend



Die Wirtschaft kämpft zunehmend mit einer Verknappung bei technisch top ausgebildeten und besonders talentierten Arbeitskräften (mangelnde qualifizierte Zuwanderung bzw. Abwanderung). Umgekehrt steigt die Langzeitarbeitslosigkeit bei geringer qualifizierten und älteren Arbeitnehmern. Die Themen Bildung und aktive Arbeitsmarktpolitik sind daher aktueller denn je. Ideologische Differenzen in der Politik dürfen keinesfalls auf Kosten zusätzlicher Wertschöpfung gehen.



• Kompetenzmanagement & Learning



BPS



Kosten Vorjahr



• Smart Working



• Performance Management & Karriere • Leadership & Change



Trend



Vorjahr



Die anerkannt hohe Lebensqualität freut die Bevölkerung und unterstützt den Tourismus. Als Argument für den Zuzug von Fachkräften und internationalen Unternehmen wird sie jedoch durch lange und bürokratische Verfahren, niedrigere Einkommen aufgrund hoher Lohnnebenkosten sowie Nachholbedarf bei der Willkommenskultur geschmälert – andere Business Locations vermarkten sich besser.



Global



34,2 Mrd US$ Umsatz weltweit



Leading Global Tax & Legal Network International Tax Review (2014)
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Dringender Handlungsbedarf Handlungsbedarf Gute Basis für notwendige Verbesserung Standortvorteil mit Verbesserungspotenzial Klarer Standortvorteil



82% der Fortune 500 werden von Deloitte beraten



Österreich



über 210.000



Mitarbeiter weltweit



#1 in Consulting #1 in Financial Services Consulting Services Worldwide Report Gartner 2013



#1 in Forensic



Kennedy Report (2013)



133,4 Mio EUR



über 1.100



Umsatz



Mitarbeiter



#1 in Tax



#1 M&A Advisor



mit über 250 Mitarbeitern



8 Niederlassungen



Wien, Graz, Linz, Innsbruck, Salzburg, St. Pölten, Imst, St. Anton



nach Anzahl der Transaktionen



19 von 20



ATX Unternehmen sind unsere Klienten



80% der Unternehmen



im Prime Market der Wiener Börse zählen zu unseren Klienten
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Wie viel wird unserem Wirtschaftsstandort zugetraut?



Unsere Partner & Directors sind Ansprechpartner für die vielfältigen Prüfungs- und Beratungsleistungen von Deloitte Österreich:
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m Zuge der Finanzkrise 2008 hat sich Verunsicherung eingestellt. Fast sieben Jahre später ist sie zum Dauerzustand geworden. Wir alle erleben ihre unangenehmen Auswirkungen auf das Vertrauen in unsere Wirtschaft, auf die Investitionsbereitschaft und andere Maßnahmen, die das Wachstum ankurbeln könnten. In einer solchen Situation sind Politik und Wirtschaft als „Manager in der Krise“ besonders gefordert. Die Art und Weise, wie professionell mit Herausforderungen umgegangen wird, entscheidet auch über das „Zutrauen“ in die künftige Entwicklung.
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Unternehmensinfrastruktur und Umfeld
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Innovation, Forschung und Technologie



Unsere mehr als 1.100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Deloitte Österreich stehen laufend in intensivem Austausch mit Unternehmen und Organisationen aus verschiedensten Branchen. Als Berater sind wir täglich gefordert, Ursachen zu prüfen, Hintergründe zu analysieren und tragfähige Lösungen zu vorgegebenen Sachverhalten zu erarbeiten. Unser globales Netzwerk bietet uns zudem die Chance, internationale Trends sowie die Erfahrungen tausender Manager und Unternehmer weltweit für unsere Analysen zu nutzen. Für den Deloitte.Radar 2015 haben wir bereits zum zweiten Mal unser Know-how aus den Bereichen Wirtschaftsprüfung, Steuerberatung, Consulting und Financial Advisory gebündelt, um die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes Österreich zu kommentieren und zu bewerten.



Dafür haben wir erneut international anerkannte Standortrankings mit hauseigenen Studien und unseren Erfahrungen aus der täglichen Beratungspraxis verknüpft und folgende Fragen beantwortet: • Wie hat sich Österreich im letzten Jahr entwickelt? • Wo sehen wir positive Signale für eine wettbewerbsfähige Zukunft? • Was können wir alle für unseren Wirtschaftsstandort tun? Anhand der sieben aus unserer Sicht wesentlichen Standortfaktoren haben wir erneut eine Positions bestimmung vorgenommen (1-5 Punkte), mit dem Vorjahr verglichen und Trendaussagen abgeleitet. Die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit ist letztlich ein Spiegelbild für die Sicht von außen und die Bemühungen von innen. Unser gemeinsames Ziel muss es sein, dass Beobachter und wir selbst unserer Wirtschaft wieder mehr zutrauen – damit Vertrauen, Investitionsbereitschaft und Wachstum wieder steigen.
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Es braucht ein gemeinsames Bewusstsein und einen Schulterschluss zwischen Politik, Wirtschaft, Meinungsbildnern und Bevölkerung.
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Wie viel w Wirtschaf - AIFM Federation Austria 

besten erfÃ¼llt. Da das Ranking des Weltwirtschaftsforums vor allem eine stichtagsbezogene Betrachtung groÃŸer. Institutionen und multinationaler Konzerne ...
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austrian tax news - AIFM Federation Austria 

10.03.2009 - austrian tax news. SPECIAL EDITION â€“ BANKING AND ..... de Amts- und Vollstreckungshilfe besteht, zuflieÃŸen, zur RÃ¼ckzahlung gelangen.
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austrian tax news - AIFM Federation Austria 

10.03.2009 - A-1030 WIEN, AM HEUMARKT 7, T: ++43/1/718 98 90; A-4040 LINZ, OTTENSHEIMER STRASSE ... Anlage 2 zum EStG (Z 5) und vergleich-.
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Wie viel ist genug? 

der Weltbank (August 2008) leben nach dieser Definition etwa 1,4 Mrd. ... (mit Internet), damit ihr in kleinen Gruppen oder nacheinander damit arbeiten kÃ¶nnt.
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Austria 

(8), Tirnova / Bulgaria (1), Trabzon / Trebizonde (10), Uskub / Skopje, Macedonia (9), Varna /. Bulgaria (3), Yanya / Janina, Greece (11) and Yenisehir (6).
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Viena, Austria Viena, Austria 

Pero, dentro de una semana de haber escuchado el llamado de Dios, María conoció a una joven de Irán. Ella la invitó a es
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Untitled - World Obesity Federation 

Die Umfragen sind aufgrund von Unterschieden in Bezug auf Altersgruppe und Methodik im strengen Sinne nicht vergleichbar. Angesichts der Begrenztheit der ...
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McHenry Area Soccer Federation 

5 may. 2013 - U9 Boys/Girls 5:00-6:30. U10 Boys/Girls 5:00-6:30. U11Boys/ Girls 5:00-6:30. U12 Boys/Girls 7:00-8:30. U13
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alles easy super prima wie viel fernsehen braucht 

Are you looking for alles easy super prima wie viel fernsehen braucht der mensch schriftenreihe lpr. PDF?. If you are areader who likes to download alles easy ...
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federation equestre internationale 2000 

10 jul. 2019 - The FEI urges all involved with the sport to attain the highest levels of education in their areas of exp
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federation equestre internationale 2000 

Franz KAGER. AUT. Nat [email protected]. +43 6643872007. Member. 10077783 ... AUT. +43 664 4337479. 11. Farrier. Farrier x. Hannes HOFER. AUT. +43 664 ...










 


[image: alt]





das bushimperium wie george w bush zum 

das bushimperium wie george w bush zum prasidenten gemacht | Read & Download Ebook das bushimperium wie george w bush zum prasidenten gemacht ...
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